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‚AND : DR T ti, Tahlperiode / ar; ‚Sitzung» | 
de ih im a ah anne ab a ann u me un u ie man Zah ih un a a a an 1 
SAARGEBIETES. 4, Sitzungsperiode 192672). Ä 


Stenographischer De Front 


— 1 WR ER WER da EEE ul u — —— — 


über die am Donnerstag,den 16. Dezember 1926_im 
Neuen ERESNDERBEER des iiathauses der Stadt Daar- 
brücken stattgefundene Sitzung des Landesrätes. 


Der stellv. Vorsitzende des Landesrates, Mitglied 
Seheuer (Z2)-St.Jngbert, eröffnet um 9 Uhr 40 Minu- 
ten die Sitzung. | 

Seitens der Regierungskommissiom ist anwesend: 
Herr Oberregierungsrat Dr.H e im , als Staatskommissar. | 

Von _den Mitgliedern fehlen entschuldigt die Herren; 
"ilhelm(Z)-Wehrden; Dr.Max von Vopelius_(DSV)-Sulzbach; | 

uss a8 ( SY) Nebez eim; ® erzienrat Dr. A er, ja 
DS1)- slkli cket = "Ssarbrücken; Karius 
aarbrücken; reitar SP)_Kleinblittersdorf. 
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Vorsitzender: Meine Herren! Die Tagesordnung liegt Ihnen vor, 
welche lautet: 


LE Bar aunE 


um m hl) men qui a um Am am mumn Tn Me Denn mm Din Men men Mm mn Den nn —— 


N PwoZ 


1) Neue Fassung der Verordnung über die Beschäftigung 
Schwerbeschädigter im Saargebiet; 


2) steuerliche Behandlung von \iaren bei der Kinfuhr 
in’s Saargebiet; 


[3 


3) Besteuerung ausländischer Kraftfahrzeuge; 

4) Verkauf. von Betriebsstoffen; 

5) Zusammensetzung ud Aufgaben der Pachteinigungs- 
ämter zur Nachprüf une der Preise bei landwırt- 
She HE li chen-nnd Gartengrundstücken sowie bei 
Jagd-und Fischereipachtverträgen; 


6) Feingoldhypotheken ; 


u, 


> 
In 









7) Abänderung des Gesetzes betr. die Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung. 


Zu Punkt 1 der Tagesordnung betr.: 


Neue Fassung der Verordnun über die De- 

schäftigung TTFATTTEN SAT, Im saargebiet, 
erteile ich zunächst dem Berichterstatter, Herrn 4 
Abg. Betz das liort! | 


Ang. Betz (SP): Meine Herren! Der Bericht der IIl,und VIII. 
ommission des Landesrates über die Beratung des Verord- 
nungsentwurfes betr. 


die Beschäftigung Schwerbeschäcigter im Saar- . 
gebiet, 


lautet: 


‚, Eine Sesetzliche Regelung der Beschäftigung 
Schwerbeschäfigter besteht im Daargebiet seit dem Jah- 
re 1922. Die vorliegende Neugasaund Dria t eine Anzahl 
Verbesserungen, die auch im heich ültigkeit haben, | 
wie die Vorlage überhaupt eine fast wortgetreue Nieder- 
gabe des im Reich gültigen Gesetzes darstellt, Erwäh - 
nenswert ist auch, daß wir es hier mit der l.Vorlage 
zu tun haben, welche die Arbeitskammer des Daargeble- 
ur passiert hat und jetzt an den landesrat gelangt 
ist. 
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Die Verordnung findet Anwendung auf Xriegs-und 
Unfallbeschädigte,deren Erwerbsminderung mindestens 
50 v.#. beträgt (Schwerbeschädigte),sie kann aber auch 
auf solche Beschädigte. ausgedehnt werden,deren Lrwerbs- 
fähigkeit um weniger als 50 v.!!. aber um mindestens 
0 v. -H. gemindert ist (Nincerbeschädi ea). 
Nach den Ausführungen des llerrn Kachreferenten 
in der Kommissionssitzung Be bragt die zahl der Schwer- 
KREBS beBcHEc Een im Saargebiet 2871, die der Schwer- 
unfa EueacnAu Eee 1856, &1so Insgesan 4727. Die zahl 
der \\inderbesc ädigten(Kriegs-un Unfullbesch&digte ) 
heziffert sich auf etwa 5400, sodaß die Gesamtzahl der 
Perssnen,die den schutz der Verordnung in Anspruch 
nehmen können,mehr als 10.000 beträgt. 
Die Zahl der arbeitslosen Schwerbeschädigten 
im Saargebiet betrug im lärz 1922 rund 250, am ol.I2. 
1924 noch 82, am 31.12.1925 noch 35 und zur zeit 18, 
Bine längere Debatte .hervorgerulen nat: beider 
Kommissionsberatung die Frage einer »chonun solcher 
Betriebe,die überwiegend weibliches Personal beschäf- 
tieren. worüber auch eine Kingabe der Arbeitsgemein 
schaft des Saarhandels an den Landesrat gelangt ist. 
Die Kommission ist dieser Forderung durch eine Anderung 
des $ 10 entgegenkomnen. 
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‚ Ahnlich war es bei der Behandlung des $ 21, 
der die Anwendung der Verordnung Auf den Kohlenberg- 
bau des ©aargebietes regelt. Die einstimmige Auffas- 
sung der Kommission ging dahin,daß der Bergbau keine 
Ausnahmestellung erhalten soll, wenn auch nicht ver- 
kannt werden dürfte daß bei der Arbeit unter lage 
eine zung Sohus fhssonndigter so Zut le aus- 
geschlossen ist, Nan einigte sich schließlich auf ei- 
ne wesentliche Anderung des 3 21, der diesen Gesichts- 
punkten Rechnung trägt. 

Die im It 2 vorgenommenen Anderungen sind 
weniger von grundsätzlicher Bedeutung und fanden 
ebenfalls in den meisten Fällen einstimmige Annahne. 

RT Im einzelnen ae das Ergebnis der Kommis- 
sionsberatung folgendes Bild: 
sd. 


rhält aufgrund einstimmigen Beschlusses folgende 
assung: 


"Alle Arbeitgeber sind verpflichtet, die 
Arbeitsplätze in ihren Betrieben nach Naß- 


abe der folgenden Vorschriften mit Schwer- 
. beschäcigten zu besatzen.' 


2 


wird einstimmig angenommen mit näachstehendem,als 
Absatz L!1l anzufügen Zusatz: 


" Bei einer evtl. Versetzung eines Schwer- 


beschädigten ist größte hücksicht auf den 
Gesundheitszustand desselben zu nehnen. " 


RR 
wird einstimmig angenommen. 


9% 4 und 5. 
 werdene einstimmig angenommen. Die K.P.D. behält 
sich als is zum Plenum vor. 
ae | 
wird einstimmig angenemmen. 
RE 

a ah a0 ersetzt mird, 

8 Bund 9. 
werden einstimmig angennmmen. 

NE 
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wird einstimmig angenommen, mit der Anderung, 
wonach ın Absatz L und ll in der ersten et hin- 
ter das liort "kann" die liorte:" im Einvernehmen 
mit dem Schwerbeschädigtenausschuß" gesetzt wer- 
den und der Absatz II folgende Fassung erhält: 


" Das Arbeitsamt kann im Binvernehnen nit 
dem Bene resehädıetenansschus einzeli.s AT- 
beitgeber von den Verpflichtungen, die ih- 
nen durch den 3 7 auferlegt sind,$ganz oder 
zum Teil befreien, wenn es nach der Kigen- 


art des Betriebes z.B. bei überwiegender 
Beschäftigung weiblicher Fersonen erforder- 
Tich ET. Die Befreiung kann an De- 
dingungen geknüpft werden, die der förcerung 
der Arbeitsfürsoörge oder Sonst der »chwerbe- 
schädigtenfürsorge dienen." 

8 1] 


Ä I on IR 


wird einstimmig angenommen. 


$ 12 
wird einstimmig angenommen. inter das Hort: 
. "Arbeitsamtes" in der 2, Zeile soll eingeschältet 
werden:" und des Ochwerbeschädistenausschusses. 


a voyamqoos 7 


218 _ 
wird mit der Naßgabe einstimmig angenommen, dar 
Absatz III folgende Fassung fat: 


" Schwerbeschädigten darf wegen Teilnahme an 
einem Streik oder hei einer Aussperrung 
nicht gekündigt werden." 


Außerdem wird ein Absatz (V) angegliedert,der fol- 
gende Fassung erhält: 


" Alle diejenigen, die unter das Schwerbe- 
schädigtengesetz fallen, sind bei »treiks 
eder Aussperrungen nicht zu Streikbrecher- 
arbeiten und nur zu solchen Arbeiten heran- 
Bun Ahnen, denen sie körperlich gewachsen 
sind." 


N puog - 


Cy 


| a. en, 
wird einstimmig gestrichen. 


15 und 16. 
werden einstimmig angenommen. ; 
3 17 
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“Er einstimmig angenommen mit folgendem neuen Ab- 
satz A: 


" Die Entlohnung von Schwerbeschädigten darf 
bei gleicher Arbeitsleistung nieht unter den 
Tarifen der Kategorien, in welcher, sie beschäf- 
tigt werden, erfolgen. 


@) 


% 18 
erhält folgende Fassung: 





"(I) Bei dem Arbeitsamt ist ein Schwerbeschä- 
digtenausschuf zu bilden, der aus dem Leiter 
des Arbeitsamtes oder Seinen Vertreter als 
Vorsitzendem und neun Nitgliedern besteht, 
Der Vorsitzende hat kein Stimmrecht. Die Nit- 

lieder müssen je zwei schwerkriegsbeschä- 
ligte und zwei unfallbischädigte Arbeitnehner, 
von denen je einer von den Yeiden größten 
Fichtungen zu stellen ist, vıer Arbeitgeber 
ein ertreter der Gewerbeaufsicht sein. 
Für jedes Mitglied ıst ein Stellvertreter 

zu bestimmen. BERE 

In den Fällen des $ 21 tritt anstelle 

des Vertreters 


er \ewerbeaulsı 
treter des Überbergamtes. 


——————— 











(IT) Die Mitglieder werden von dem Arbeits- 
amt berufen und zwar gie Schwerkriegsbe- 
schädigten auf Vorschlag der Kriegsbeschä- 
digten- und Kriegshinterbliebenen-Ürgani- 
saticnen, die Schwerunfallbeschädigten aul 
Vorschlag der Gewerkschaften und die Arbeit- 
eber auf Vorschlag der Arbeitgeberverbände. 
ür jedes Nitglied Sesllrertreter) sine 
weniöstens drei Vorschläge einzureichen. 
Die Berufung gilt jeweils auf zwei Jahre. 
Die Mitglieder versehen ihr Amt unentgelt- 
lieh.doch wire ihnen Fahrgeld III. Klasse 
und lagegeld gewährt. IE 
| wendize Versäumnis der Arbeitszeit 


darf eine Verminderun der Lohn-und Gehalts- 
zahlung nızht zur Folge haben. " 
Die unterstrichenen Stellen sind Abände rungen und 
Zusätze der Kommission. 


i 313 


wird insoweit einstimmig Seänlort, . sls im Absatz 11 

än der A.Zeile das Wort" bestellen" durch das ilort 

mählen" ersetzt wird und im Absatz IV in der 1.Zeile 
‚ die Worte: des Arbeitgebers oder" gestrichen wercen, 


sodaß 
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sodaß der Absatz wıe folgt,beginnt.: | E 
| 
"Auf Antrag von mindestens einem Viertel. .usw." | e 
=‘ 
| $ 20 | 2 
| 
Absatz I erhält auf Grund einstimmigen Beschlusses ms 
folgende Fassung: | 
al) Gegen Anordnungen und Entscheidungen, Lu, 
die das Arbeitsamt au Brand der Vorschriiten Zr 
dieser Verordnung trifft, kann Beschwerde KK 
beim Schwerbeschädigtenausschut | 18) erhoben 3 
werden. Dieser entscheidet endgültig, Die 0 
Beschwerde hat keine sufschiebende Nirkung, gu 
es sei denn, da? der Schwerbeschäcigtenaus- ar 
schuß es aul Antrag ausdrücklich anordnet. - 
In Absatz ZI werden die firrte: innerhalb einer I> 
‚Moche”" ersetzt durch die orte: innerhalb 14 Tagen. nr 
Absatz III wird gestrichen. N 
Absatz Lil Zu 
gl IL 
erhält folgence einstimmig angennrmme Fassung: &) 
" Diese Verordnung findet im Kohlenbergbau | 3 
des Saargebietes nur Anwencung auf die lages- ne 
anlagen einschließlich der Rürnräume mit ger | SL 
Vaßgabe, daß Dei der Berechnung der Zahl der ER 
® 


Arbeitsplätze bezw. Arbeitnehmer und der. _ 
beschäftigten Schwerbeschädieten die beschä- 


satz kleiben, die infolge eıns® bei 


unter lage in den Saargrub | 
heitsunfalles über lage heschäftigt werden. 


2a 


wird einst immis durch Streichung des Nortes: 


"nrivater' ın ger 1.Zeile geändert. 


N PwOoST 


Außerdem beantragen die Sozialdemokraten, ın 
Zeile 5 und 6 die ier2e. "eintausend durch "fünl- 
and" und "Lünftausend durc Tzehntausend ZU 
ersetzen,während die rmanisten vorsenlugen, 977 
Stelle von" eintausend" _ 'zehntausend” un fünf- 
tausend" — " fünfzigtausend" zu setzen. 


Die Mitglieder der übrigen Parteien stimmten 
für die Fassung der hegierungsvorlaße. 


S . 
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Die 3$ 23,24 und 20 
werden einstimmig angenomien. 


In der Vollversammlung soll über die Vor- 
lage debattiert werden. 


Vorsitzender: Das \iort hat der Nerr Abgeordnete Kiefer! 


Abe. Kiefer (72), Meine Herren! Wir von Zentrum stimmen 

dem Entwurf in der Fassung zu, die ihm in der 
letzten Kommissionssitzung gegeben nurde. Diese 
Erklärung gilt als unser Qutachten. inzufügen 
wollen wir, daß die herierungskommission den 
Entwurf auch so in Kralt setzen möß®, „je er ihr 
vorgelegt wird. ‚enn mir auch einige Abäncerungen 
gegenüber dem einstimmigen Intiwuri der Arbeitskam- 
mer vorgenommen haben, so sind Giese nicht so 
“ahwerniegender Natur, bezw. legen sie keinem Be- 
trieb größere lasten Auf, soda® keine Bedenken 


bestehen können, unserem Kommissionsentwurf auch 
Gesetzeskraft zu geben. "ir müssen dazu kommen, 
daR die Arbeiten des Landesrätes bei Gesetzesbil- 
dungen respektiert werden. Diese Forderun ent- 
spricht den Geboten politischer Billigkeit. Die 
von der Karzission vorgenommenen Änderungen _ent- 
sprechen den Haupntforderungen der hauptsächlich 
Beteiligtea.Schrerunfallbeschädi te und Ariegs- 
beschädigte ,suweit sie bericksiehtigt werden. 

Es dürfte wohl niemand im Hause sein,der diesen 
berechtigten Wünschen entgegen sein wollte. Von 
den Änderungen heben wir einige hervor; 
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In $ 10 Absatz 2 ist hinzugefügt worden, 

daß diese Erleichterungen besonders in den »e- 
trieben gewährt werden, cıie äberwiegene weibliche 
Arbeitskräfte beschäftigen. Auch die Berechtigung 
dieser Forderung kann nicht bestritten werden. 
ir missen erwarten, daß cie Kegierungskomm1Ss1on 
es bei der Komissionstassuns belalt ‚damit una d- 
lige Härten yermiegen bleiben. Dann wünschen wır 
ringend, daß die Fassung, die. die Kommission dem 
% 13 gegeben hat und zwar einstimmig,unverändert E 
nm Gesetz erscheint. Lie hier eingearbeiteten. ; 
Sicherungen für den Fall eines Streiks oder ©1- ’ 
ner Aussperrung müssen gesetzlich verankert: wer- 

© dank dje Ochwerbeschäcigten genügend gesichert 


N puog 





Cy 


bleiben und_das Gefühl haben, daß sie ihre Arbeits- 
stelle behalten können. 


IH 


Derselbe Schutz ist notwendig,der I Sr 1 
vorgesehen ist, daß die Schwerbeschädigten vor De- 4 
nachteiligungen in der Entlohnung geschützt werden. 4 

Siese Forderung ergibt sich aus den biSs-_ 
herigen Erfahrungen, die zeigen, daß nicht überall 
die Dchwerbeschä ieten den Lohn der Arbeiterkatego- 
rie erhalten, deren Arbeitsverrichtung Sı® vornehmen 


müssen. 
Der 
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Der $ 18 sieht die Bildung eines Schwerbeschädigten- 
ausschusses vor. ir verlangen Auch hier die rest- 
‚Lose Öbernahme der Kommissionsfassung; sie ist. so 
gehalten,daß die Farität gemäß der Linstellung der 
in Frage kommenden Arbeitnehmer gewahrt bleibt. PBe- 
sonde 5 notwendig ist die wirkliche Übemähme der 
in 3.21 vorgesehenen Fassung in:s endgültige Gesetz. 
Die PeRBUnE des Entwurfes schafft, wenn er Gesetz 
wird,betreffend der Gruben ein Ausnähmerecht er 
über den anderen Betrieben und das wäre ungerec t. 
Die Kommission hat deshalb diesem Paragraphen eine 
Fassung gegeben,die einerseits der Ligenart. des 
Bergbaues genügend hechnung trägt andererseits aber 
auch keinen Ausnahmezustand schaflt. Wir wüßten 
wirklich nicht,was die Bergwerksdirektion gegen 
die von der Kommission vorgenomme Fassung jetzt 
noch einwenden könnte. Es wird daher dringend er- 
wartet, daß die hegierungskommission cer etroffe- 
nen Fassung zustimmt. Tut sie das nieht, dann tritt 
sie, wie schon so oft,einseitig für die Interessen 
der Gruben ein. Das muß endlich aufhören. Es muß 
endlich einmal gleiches kecht für alle herrschen. 

Zum Schluß verweise ich darauf, daß die 
rem esen es bisher versäumt hat,den 
Schutz der Unfallrentner und deren linterbliebenen 
in der richtigen leise zu treffen. ie hat es bis- 
her nicht für nötig gehalten, die Leistungen der 
Unfellversicherung so Zu ee daß sie auch 
Ausreichend wären, den Lebensunterhalt der Unfall- 
rentner und deren Iinterbliebenen zu bestreiten. 
Infolge dieser Pflichtvernachlässigung herrscht in 
Kreisen der Unfallrentner und deren Hinterbliebenen 
Bore Not, zumal in Kreisen der völlig Erwerhsun- 

ähigen und in Kreisen der sogenannten Altunfall- 
rentner. Seit Jahren sind gerade deren Bezüge So 

ering, daß immer wieder die Armenpflege helfend 

eispringen müßte. Das sind wirklich unhaltbare Zu- 
stände. Nenn auch anerkannt werden soll, daß durch 
den vorliegenden Entwurf etwas für cıe Schwerbe- 
schädigten getan wird, so Kann das aber nicht von 
‘der großen Verpflichtung entbincen, die Henten 
ausreichend zu bemessen. "ir hetrachten ausreichende 
Bemessung der leistungen der Unfallversicherung, 
ausreichenden Schutz gegen die Unfall Busen. 
Bemessung der Gecinge ım Bergbau gemäß den gegebe- 
nen Arheitsverhältnissen, Abschaffung des An reibe- 
und Prämiensystems ‚überhaupt die Herbeiführung 
ausreichender Lohnvrerhältnisse, für cen wirksamsten 
und ausreichendsten Schutz für dıe Ärbeiterschaft, 
also auch für die Unfallverletzten. Nir fordern 
daher Jie alsbaldige Vorlage eines Intwurfes,der 
dıe Unfallversiche rung des Saargebietes So _Aus- 
gestaltet, wie die Un allversicherung des Heiches. 
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Meine Herren, man behauptet heute, daß die Zu- 
stände im Saargebiet, so wie sie der Versailler Ver- 
trag ERRSHARTEN hat, liquidationsreif sind.Wenn das 
so 1St, und das wird von allen Politikern und Staats- 
männern anerkannt,dann muß man auch dafür Sorge tra- 

en in der Zeit, die uns jetzt bis zur endgül "gen 

Be Lede zung an das neich zur Verfügung steht, den 
Gesetzeszustand an den des Reiches änzupassen. Dazu 
ist das denkbar beste Aufgabengebiet ,das_der sozialen 
Er RERUUnE. Wir fordem daher von der a Fe 
mission, daß sie alsbald dem landesrat Vorlagen zu- 
geheg läßt mit dem Prinzip, die Ssozialversicherung 

es Saargebietes derjenigen des Deutschen Heiches an- 
zupassen. 


Versitzender: Das Wort hat der Herr Staatskommissar Dr.Heinm! 


Staatskommissar Dr.Heim: Meine Herren! Zu den. Auslassungen j 
des Herrm Abgeordneten Kiefer betr. die Unfallfürsorge- 
gesetzgebung darf ich auf die in der Fresse bekannt- 
gegebene Nitteilung verweisen, daß die hegierungskon- 
mission mit dem Deutschen Reiche Verhandlungen führt. 
Der Abschluß ‘der Verhandlungen und das Aue werden 
die Grundlage für die Neubildung der Unfallgesetzgebung 
sein. | 


Vorsitzender: Das Wort hat der Herr Abg. Betz! 


Abg. Betz (SP): Meine Herren! Die Notwendigkeit der Verord- 
nie ist so einleuchtend, daß sich zu ihrer Begründung 
nicht viel sagen läßt. Eine große Zahl von a erg 
nehmern hat schwere körperliche »chäden davongetragen 
und dadurch die vor dem Kriege besessene körperliche 
und geistige Schaffenskraft in erheblichem NMäße ein- 
gebüßt. Die Folge davon ist, daß diese Beschädigten 
auf dem u Arbeitsmarkt mit gesunden Kräften 
nicht mehr konkurrieren können und deshalb eines beson- 
deren Schutzes bedürfen. Daß Staat und Gesellschaft 
dazu verpflichtet sind,steht außer allem Zweifel. 
Staat re Gesellschaft,die einen Krieg zugelassen ha- 
ben ‚müssen auch für die Beseitigung der durch densel- 
ben entstandenen Schaden aufkommen. Und hierbei muß 
die, Beseitigung der persönlichen »chäden an erster 
Stelle rangieren. N | 
- Mit den Unfallbeschädigten verhält es_sich 
ebenso. Sie sind die Opfer der Arbeit und in vielen 
Fällen Opfer des Wal Wa 1SSi schen "irtschaftssystens. 
| Der Schutz der Schwerbeschädigten ist so- 
mit in jeder Hinsicht wohlbegründet. Daß er lasten 
bringt,ıst dena 2 aber auch ebenso berechtigt.Diese 
Lasten dürfen auch nicht als lasten,sondern müssen 
als selbstverständliche Pflichten angesehen und getra- 
en werden. Ich habe bereits bei der Kommissionsbera- 
Tune darauf hingewiesen,daß im großen und ganzen die- 
sen Verpflichtungen nachgekommen wird. Ks gibt aber 
such Ausnahmen unter den Arbeitgebern und möchte hof- 
fen,daß diese Ausnahmen immer seltener werden. 
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Nenn von Arbeitgeberseite oftmals betont wird, 
die Eigenart ihres Betriebes lasse die Beschäftigung 
Schwerbeschädigter nicht zu,so ist dies nur in den 
seltesten Fällen kg ge Es fehlt entweder am gu- 
ten Nillen oder an der richtigen Organisation des 
Betriebes. Soweit solche Fälle berechtigt sind,zum 
Beispiel in Betrieben mit überwiegend weiblichen 
Personal,ist durch eine Anderung es $ 10,die über 
den reichsdeutschen Gesetzestext hinausgeht, nechnung 
getragen worden. | 

Aufgabe der Arbeitgeber muß es sein,die Ver- 
BEeuBeL ichkei! der Schwerbeschädigten in ihren 
Betrieben einer eingehenden Früfung zu unterziehen. 
Es wird sich dann bald herausstellen,daß mehr Ver- 
wendungsmöglichkeit besteht als anfsnglioh angenon- 
men wurde. Interessant ist in diesem Zusammenhang 
das, was der bekannte Automobilfabrikant Ford in 
seinem Buche:" Mein leben und herk“ über die Verwen- 
dungsmöglichkeit von BeanhABinken schreibt. Er 1st 
in ich aufgrund eingehender Untersuchungen zu der 

berzeugung gelangt, daß in einem gut or anisierten 
Betriebe die Besc äftigung von Körperverletzten der 
Rentabilität keinerlei Abbruch tut, die Beschädigten 
hinsichtlich der Entlohnung ihren gesunden Kollegen 
durchaus gleichgestellt wercen können und überhaupt 
nicht soviele Kuppe vorhanden sind als Arbeits- 
Eh besteht. Nenn auch zugegeben werden muß, 
daß die Ford’sche Detriebsorganisation nicht auf je- 
des andere Unternehmen in vollem Umfange übertragen 
werden kann,so ist doch nicht von der Hand zu weisen, 
daß mit Bien Willen und praktischen Versuchen für 
die nützliche Unterbringung Beschädigter noch mehr 
getan werden känn, | 

uf jeden "all muß vermieden werden, den 

Schwerbeschädigten eine Entlohnung anzubieten,die 

'eder Beschreibung spottet. Der Schwerbeschädigte 

at ein Kecht zum Leben und dieses Hecht muß ganz 
besonders respektiert werden. 

Der Bergbau kann bei der ılandhabung der Ver- 
‘ordnung keine onderstel lung einnehmen,wenn auch die 

Eigenart des bergbaulichen Detriebes eine gew1Ss® 
Berücksichtigung vercient.lir haben deshalb den 
8 21 einer wesentlichen Änderung unterzogen und hof- 


fen, daß dieselbe von der Fegierung ee. wird. 


Fusammenfassend darf ich Ban s der lloff- 

nung Ausdruck geben, daß staat und sesellschaft den 
Aurch die Verordnung auferlegten Verpflichtungen 

willig nachkommen und dadurch den Upfem des Arieges 

reg Arbeit die ihnen zugefügten Leiden tragen 
elfen. 


(Bravo - Rufe ) 


Vorsitzender: 
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Vorsitzender: Das Wort hat der Herr Abg. Eifer ! 


Abg. Eifler (KP): Meine Herren! Ich möchte ehe ich zu der 
Verordnung spreche,noch eıne erssnliche Bemerkung 

machen, die sich auf die letzte Sitzung bezieht. 
Bs ist aufgrund der letzten landesratssitzung ein 
Artikel in der Landeszeitung erschienen ‚in dem 
der Abgeordnete Kiefer die Dehauptung aufstellt, 
ich hätte selbst gesagt,daß der bgeordnete Hein- 
hard die fraglichen Abmachungen in einer"schwachen 
Stunde" getroffen habe. 


(Zuruf des Abg.Kiefer: Den Artikel habe ich 
aber doch nicht geschrieben! 


Neine Herren, jedenfa-ls steht aber fest, daß in 
der Landeszeitung eın derartiger Artikel erschie- 
nen ist,in dem die genannte Behauptung aufgestellt 
ist,daß dies von mir gesagt worden wäre. Ich weise 
diese Behauptung zurück und zwar aus dem Grund 
weil das Zrotokoll etwas anderes sagt. Die Worte 
sind bei einem wischenruf des Abgeordneten Fetri 
von diesem gebraucht worden,aber nicht von mir. 


Zu der Toriage selbst habe ich folgendes 
zu sagen: Anstatt die KegierungskommisS1ion gemäß 
ihres Charakters_einer Verwaltung,welche dem Völ- 
kerbund unterstellt ist, die ganze soziale Wesetz- 
ge bung vor allen anderen Ländern einführt,steht 

ie latsache fest,daß die sämtlichen sozialen We- 
setze immer hinter anderen Ländern im vaargebiet 
zur Einführung kommen, und zwar ımmer erst auf den 
ron sen Druck der daran Interessierten. Meine Her- 
ren! Über den sozialen Charakter der Regierungskon- 
mission noch weitere Erläuterungen zu machen, 1St 
unnötig; sie hat jetzt je BLRReE durch die Betreu- 
ungsaktıon bewiesen, dab 1 ale 
nis fehlt. Daß aber die he jierungskommission be- 


treffend ihrer eignen Gehälter enügend Verständnis 


aufbringt, beweist die Tatsache ‚daß _in der letzten 
Sitzung in Genf deren Gehälter um 50 % erhöht wor- 
den sind. Meine Herren, die Regierungskomm1ss1on 

hat in Genf weiter ihren arbeiterfeindlichen Cha- 


rakter dokumentiert,indem sie Mitgliedern_der Daar- 


land-Delegation Ba gesagt haben soll,für 
die Arbeiter hätt ‚keine Zei | 
kommission ist eine kapitalistische, REIT "gen un 
widersetzt sich deshalb mit allen Mitteln den be- 
rechtigten Forderungen cer Arbeiterschaft. _. 

Ich habe darauf hingewiesen daß die 
betr. Vorlage zu spät kommt. Diese Vorlage hat man 
drüben im Reich schon längere Zeit und 68 bedurfte 
verschiedener Verhandlungen des Kinheitsverbandes 
der Kriegsopfer,eine Abänderung des bestehenden 
Tustandes herbeizuführen. Die Vorlage ist Ber Een 


hr jedes soziale Verständ- 


en sie keine t. Die Kegierungs- 
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aus dem Grunde, weil die Unternehmer ihren Ver- 
pflichtungen Pregnübet den Schwerbeschädigten nicht 
nachkommen. Als Beweis,daß sie ihren Verpflichtungen 
nicht nachgekommen sind, dient daß 78 Schwerbeschä- 
diste im Saargebiet noch arbeitslos sind. “eine 
Herren! Nicht allein der Schutz,der durch die Vor- 
ne gewährt werden soll, ist mäaßgebend,sondern 

mit maßgebend ist, daß Dim VERALLI Pa olierung eine 
Verbesserung erfährt. Es ist manchmal hahnebüchend, 
welche wenigen Groschen man einem schwerbeschädig- 
ten für seine kaputen Knochen hinlegt. 

Mejne Herren! Das kapitalistische ysten - 
und dessen Produktionsweise,die Rationalisierung, 
bedingt eine immer weitersteigende Unfallziffer. 
Wir bekommen ja von dem Statistischen Amt die Un- 
fallziffem aus welchen die erschreckende Steigerung 
der Unfallziffer deutlich hervorgeht. Die Stelle 
in der Vorlage, auf je 20 Arbeitsplätze und auf je 
weitere 50 einen Ochwerbeschädigten einzustellen, 
ist zu hoch Baer und muß eine Anderung erfah- 
ren. Es kommt doch nicht darauf an, daß man ein \e- 
setz macht,sondern es kommt darauf an,daß das Ge- 
setz auch einen wirklichen ©chutz für die "chwerbe- 
schädigten darstellt, Einen »chutz stellt das Gesetz 
in der vorliegenden Fassung necht dar, weil zu | 
viele Lücken zu Gunsten des Unte rnehmertunms darın 

elassen worden sind. In der &rklärung des Nessort- 

eiters betr. die Bergwerksverwaltung wurde zuge- 

eben, daß die Bergwerksverwaltung immer noch nicht 

ie Anzahl Schwerheschädigter beschäftigt,die sie 
beschäftigen soll. 
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(Zuruf des Staatskommissars Dr.leim: Im legen- 
teil!) 


Sie irren sich,Herr Staatskommissar. Die Jergver- 

waltung verwechselt Untertage-nit Übertagearbeiten. 
ir möchten überhaupt dagegen protestieren, daß 
chwerbeschädigte unter lage beschäftigt werden. 


(Zurufe seitens der Kommunisten: »ehr gut!) 


N PYOZ 


Weiter müssen wir dagegen protestieren,daß die 
Bergwerksyerwaltung in der Vorlage eine Extrawurst 
ebraten haben will. Diese Vorlage muß für die De- 
Am der Negierungskomission desgleichen auch 
für die Betriebe der Bergwerksverwaltung maßge- 
bend sein. Hier hängt der imperialistische Fferde- 
fuß heraus 


% . 


esweiteren möchte ich hier darauf hinwei- 
sen,daß die Grubenverwaltung einzelnen Gruben An- 
weisung gegeben hat, eine Liste aufzustellen,in 

die die Erwerbsbeschränkten aufgezeichnet werden 
sollen mit Angabe der Höhe ihrer Erwerbsbeschränkt- 
heit.. Einzelne Seamte haben sich gewehrt, diese 
Liste anzulegen, andere haben es aus Furcht Benecht, 
daß a ine Nheigerung ein \rund für gewisse Naßrege- 
lungen 


> 
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laßregelungen sein könnte. Ich. kann mich eines 
Ausspruchs des Vertreters der Schwerindustrie ge- 
Beertlich einer Lohnverhandlung entsinnen.Lieser 
rr sagte,dıe Gewerkschaften müssen sich dazu 
hergeben,das Unternehmertum zu unterstützen, um 
die unproduktiven Kräfte aus den Betrieben heräus- 
zuholen, Diese unproduktiven Kräfte sind doch 
meines Erachtens dis chwerbeschädigten. Jede 
Tücke im Gesetz auf zugestopft werden durch laß- 
nahmen,welche die nternehmer zwingen, ihren ver- 
gflichiun en nachzukommen. Die Unternehmer im 
aargebiet machen Auch Unterschiede. zwischen 
Schwerbeschädigten und Kriegsbeschädigten. kommer- 
zienrat neusche hat einmal gesagt daß der »chwer 
unfallverletzte die Industrie nichts anginge ‚ihn 
ginge nur fie Allgemeinheit etwas an. Wir haben 
verschiedene Fälle zu rerzeichnen,in welchen die 
Schwerkriegs-und Unfallbeschädigten unter dieser 
Taktık des Unternehmertums zu leiden hätten. 
| So sind Fälle vorhanden, wo man »chwer- 
kriegs-und Schwerunfallbeschäcigte derärt von 
einem Detrieb zum ändern geschickt hat,bis man 
eine Arbeit gelunden hat,wodurch der Betreffende 
aus sich heraus gesagt hat, daß er nicrt in der 
lage sei, die Arbeit zu machen. Er ist selbst 
gegangen. Das sieht die Vorlage nicht vor.»ie 
sieht nur vor,daß durch das Arbeitsamt eine Ver- 
setzung des Beschädigten vorgenommen werden kann. 
eine Nerren! \ir kennen äuch den Charak- 
tor des Arbeitsamtes. ir haben nicht das Vertrauen 
zu dem Arbeitsant,daß es immer und immer wieder. 
im Interesse der Ochwe runfall-unc Kriegsbeschädi8- 
ten so handelt wie es handeln soll. Man hat die 
Vertreter der Schwerbeschödienen ia schon voll- 
ständig ausgeschaltet. Del & len diesen fragen 
ist es für uns maßgebend, daß nur unter Zustimmung 
des Schwe rbeschädigten-Nusso"u5225 derartige Ver- 
änderungen und Versstzungen sowie Lntlassungen USW. 
vorgenommen werden können. | 
Es ist weiter in die Vorlage unbedingt 
einzufügen, daß alle Erwerbsbeschränkte von dem 
Unternehmer weiter bs schäftigt werden müssen. HIT 
legen "ert darauf ‚daß alle „merbgbesghränkte ‚C12 
einen Unfall sarlitten haben, von den nternehmern 
nicht mehr entlassen werden können. A 
In der Vorlage ist weiter die Zusamnmen- 
setzung des Schwerbeschädigtenausschusses n0C 
hervorzuheben. Wir sine dagegen,daß man eine -arı- 
+54 einzuführen versucht,von Schwerbeschädigten 
und Arbeitgebern und als Vorsitzender einen S088- 
nannten neutralen “ann seitens des Arbeitsamtes 
vorsieht. "ir wissen &n Hand des Ochlichtungs- 


v“ 
0 


wesens ganz gut, wie derartige Sprüche nachher 86- 


#3]]t+ werden. Die »prüche wercen dann niemals im 


Interesse der Öchwerbeschädigten sondern Immer 
im Interesse der Arbeitgeber selbst gefällt werden. 


Aus 


= Zu u 


y pwoST 
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Aus dem Grunde verwahren wir uns dagegen, dal die | 
fusammensctzung des Ausschusses so 18 ‚daß für | 
Schwerbeschädiste wei, Unternehmer zwei und ein | 
Mitglied der Swerbeaufsicht derin ist. I 
Wir sind nicht gegen die Binführung des Ge- N 
setzes,wie die Sozialdemokraten das erwähnt haben, 
sondern forderm,daß den Schwerbeschädigten Schutz 
gewährt werden mul. ir. stimmen der Vorlage aber 
nur zu unter’ dem orbehalt der Anwendung unserer 


Abände rungsvorschläge. 


Dazu bringen wir folgende Anträgı ein: 
Die Kommunistische Fraktion heantragt folgende Ab- 
änderungsvorschläge: 


8 1] der Vorlage erhält folgendes kassung: 


‚Alle Arbeitgeber sind ver flichtet,die 
Arbeitsplätze ın ihren Betrieben näch 
den folgenden Vorschriften mit Ochwer- 
beschädigten zu besetzen. 


8 2 wird folgender Absatz 3 angefügt: 


‚Bei einer evtl. Versetzung eines Ochwer- 
beschädigten ist größte kücksicht auf 
den Gesundheitszustand desselben zu 
nehmen und eine Versetzung nuT nach Zu- 
stimmung des Schwe rbeschädigtenausschus- 
ses zu tätıgen. 
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Zu $ 3 wird in Absatz 4 in der ersten Zeile 
hinter die Worte: „Arbeitsamt der negie- 
rungskommission" eingefüst :m mit Zustim- 
mung des chwerbeschädi8 enausschusses. " 


7u $ A wird in Absatz 1 in cer dritten Zeile 
anstatt 50 %, 30 % gesetzt, IN der 
sechsten “eile anstatt 50 %.30 2, 
siebten Zeile anstatt 30 %,.20 % gesetzt 
Ind in derselben Zeile das Wort: kann 


umgeändert in ‚muß. 
'» 5 wird folgender Absatz 4 angefügt: 


N POS 


Dem 


S \ 


„Bei allen a Unfällen,welche 

eine &rwer sbeschränkung ım efolge ha- 

ben, ist der Unternehner verpflichtet, 

ohne die Höhe der Lrwerbsunfähigkeit ın 
Betracht zu ziehen,den betreffenden Un- 
fallverletzten weiter zu beschäftigen." 


B 


u 


— 
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Zu $ 6 wird im Absatz 1 in cer ersten Zeile 
hinter das Wort : Arbeitsamt" eingefügt: 
‚im Einvernehmen mit dem Schwerbeschä- 


diktenausschuß; 


inder fünften Zeile anstatt 50 %,30 % 
gesetzt; 


in Absatz 2 desselben Paragraphen an- 
statt 50 %,80 % gesetzt. 


Zu 8 7 wird in Absatz I in der ersten Zeile 
| anstatt 25 die “ahl 20 gesetzt und ın 
der 4.4eile anstatt, er weitere AT- 
beitsplätze” Je o0 Arbeitsplätze gesetzt. 


In Absatz 2 des » 7 wird in der dritten 
Zeile von dem liort: ‚zusammengerechnet 
ab der Absatz ER ne und folgender 
Satz gesetzt: „yasselbe gilt auch für 
die Betriebe der negierungskommission. 


Zu $ 8 wird in Absatz I in der ersten zeile 
hinter das Wort: Arbeitsant eingefügt: 
‚und dem Schwerbeschädigten-Ausschu Y 


Zu $°9 ‚wird im zweiten Absatz in der zweiten 
keile hinter das "ort: Arbeitsamt” ein- 
gefügt: „und Schwerbeschädigten-Ausschuß" 


der Absatz 2 des Paragraphen wird ge- 
strichen. | 


7. 8 10 wird in Absatz 1 in der ersten Zeile 
hinter das hort ; Arbeitsamt " eingefügt: 
‚unter Hinzuziehung des Schwerbeschädigten- 
Ausschusses. " 


Der Absatz II erhält die Fassung wie 

sie in der letzten Kommissionssitzung 
vorgeschlagen wurde mit. 067 Anderung, daß 
in der vierten Zeile der letzte »atz sei- 
nen Anfang nimmt nit den Worten: DIE. 
Befreiung muß" anstatt wie bisher: „ Vie 
Befreiung kann. " 


zu $ 11 wird in Absatz 2 cer letzte Satz weiter- 
geführt mit folgenden „orten:. jedoct 
Schließt die vorläufige Desetzung die 
Wiedgrireinachung diesen. auans kur Ele 
nen Schwerbeschädigten nicht aus." 
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Zu $ 13 wird im Absatz I in der zweiten Zeile 
inter das Wort: ‚Arbeitsamtes" einge- 
schaltet: und des ©chwerbeschädigten- 
Ausschusses. ' Der nachfolgende »atz er- 


hält folgende Fassung: 


Beide Instanzen können ihre 4u- 
stimm erteilen, wenn dem »chwerbe- 
schädigten ein anderer gleichwertiger 
Arbeitsplatz gesichert Ist. 


In Absatz 2 wird hinter das Wört: , Ar- 
beitsamtes" eingefügt:»und dem Ochwer- 
beschädigtenäausschuß. " 


Dem Absatz 3 wird folgende Fassung ge- 
geben: 


„Alle diejenigen, die unter das 
Schwerbeschädigten-kesetz fallen, sind 
bei »treiks oder Aussperrungen nicht 
zu Streikbrecherarbeiten heranzuziehen. 

chwerbeschädigten darf wegen der leil- 
nahme an einem »treik oder Aussperrung 
nicht gekündigt werden.“ 


Absatz 4 wird ayahrkähen und erhält fol- 
genden Wortlaut! 


5 ‚Schwerbeschädigte dürfen über- 
haupt nur zu solchen Arbeiten herange- 
zogen werden, denen sie körperlich ge- 
wachsen sind." 
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Der $ 14 wird ganz gestrichen. 


Zu 3 15 werden im ersten Absatz in der zweit- 
letzten Zeile von dem hort: “weifels- 
fällen" die folgenden orte gestrichen 
und die Worte: das Arbeitsamt und cer 
Schwerbeschädigten-Ausschuß "gesetzt. 


Zu $ 17 wird im ersten Absatz in der vierten. 
Zeile hinter das lort: Arbeitsamt” ein- 
et: mit dem ©chwerbeschädigten- 


usschuß. " 


NL 


ne re in 
S 
’ 


Im zweiten Absatz erhält der letzte 
Satz folgenden hortlaut: 


„Bei Meinungsverschiedenheiten 
entscheidet der Schwerbeschädigten- 
Ausschuß." 


Zu .2.18 
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zu 8 18 erhält der erste Ahsatz "folgenden Nort- 
laut: 


„Bei dem Arbeitsamt ist ein Schwerbe- 
schädigtenausschuß zu bilcen,der aus 
dem Leiter des Arbeitsantes oder seil- 
nem Vertreter als Vorsitzender und sie- 
ben Mitgliedern besteht. Der Vorsitzende 
hat kein Stimmrecht. Die Nitglieder 
missen je zwei schwerkriegsbeschäcdigte 
und zwei unfallbeschädigte Arbeitnehmer, 
von denen je einer von en beiden größ- 
ten Richtungen zu stellen ist,zwei AT- 
beitgeber und ein Vertreter der \eWwer- 
beaufsicht sein. Für jedes Mitglied 1St 
ein Vertreter zu wählen, | 
Tn den Fällen des_» 2) tritt an- 
stelle des Vertreters der Sewerbeaul- 
sicht ein Vertreter des Oberberganmtss. 


In Absatz II in der Fassung des Vor- 
schlages der letzten Kommissions-»1tzung 
wird in der Il.Zeile anstatt 3.Xlasse, 
O0, Klasse gesetzt. 

Zu $ 19 stimmen wir. cen Andsrungen in der lst2- 
+en Kommissionssitzung ZU soweit Cie Ab- 
änderungen der beiden ersten Äbsätze be- 
trifft. | 


In Absatz 4 wird anstelle 3.Klasse, 
2, Klasse gesetzt. 
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In Absatz 5 werden die Worte:„oder bür- 
gerlichen Ehrenrechte" gestrichen. 


In Absatz 6 wird cen Abändsrungen der 
Tstzten Kommissions-»itzung zugestimmt. 


Zu $ 20 wird den Abänce runsen der letzten Kom- 
missions-»itzung zugestimmt. 


un 8 21 wird desgleichen den Nbänderungen ZU- 
gestimmt. | 


y POST 


7u 822 wird cer Styreichung des "ortss, rivater" 
zu Beginn den Paragraphen zuses immt. 
Anstelle der Zahl, eintausend ' wird 
‚zehntausend" und Anstelle „fünftausend”, 
‚fünfzigtausend” gesetzt. 


Ss 


Weine Herren! Zur Begründung der Anträge möchte 
ich sagen, daß wir der Auffassun sind, daß ein 
eschädigter genau So gut 2. Klasse fahren 
kann wie ein Abgeor neter des Landesrates. 
Dann verlangen wir daß die Jorte:s bürger- 
Jichen Ehrenrechte" gestrichen werden. “ir haben 
| eine 
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eine eigene Auffassung über den Begriff „bürger- 
liche Ehrenreehte",da nur !itglieder von uns bei 
Verurteilungen die bürgerlichen Ehrenrechte ge- 
raubt bekommen. 
| Ferner haben wir einen Antrag wegen Fest- 
setzung der Strafen eingebracht. Ich kann nicht 
verstehen, daß Sie in der letzten Kommissions- 
sitzung diesem Antrag nicht zugestimmt haben. 
Es muß doch den Unternehmern gleich sein, ob 
die Strafe 5000 oder 50 000 Franken beträgt,wenn 
sie den Verpflichtungen nachgekommen sind. 

Meine Herren! Das sind unsere Abände rungs- 
vorschläge.Wir stimmen der Vorlage ,wenn diesen 
Abänderungesvorschlägen hechnung getragen wird,zu. 


Vorsitzender: Das ort hat der Herr Abgeordnete Schmelzer! 


Abg. Schmelzer(DSVY): Meine Herren! Der Herr Eifler hat 
behauptet, die Unternehmer kämen ihren Verpflich- 
tungen nicht nach. Herr Betz als Berichterstatter 
hat gesagt,daß die Arbeitgeber ihre Pflicht ge- 
tan haben. Ich bin geneigt,den lierrn Detz,welcher 
auch beruflich mit diesen Sachen zu tun hat,als 
besseren Sachverständigen anzusprechen. 


(Zurufe: Das glaube ich !) 


Ich nehme an, daß Herr Eifler weniger mit diesen 
Sachen zu tun gehabt hät. 
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(Zurufe: Das wissen Sie nicht!) 





Nan kann darüber streiten, ob die Arbeitgeber 
die Pflicht haben, für die ©chwerbeschädigten 
zu sorgen oder die Allgemeinheit, In ceren 
Dienst sie ihre Beschädigung erlitten häben. 


Vorsitzender: Das Wort hat der Herr Abg. Betz ! 


Abg. Betz (SP): Meine Herren! Allgemein ist es richtig, 
dar die Arbeitgeber ihren Se ee eg nachge- 
kommen sind,wenn auch bedauerlicherweise festge- 
stellt werden muß,daß es auch hier Ausnahmen gibt. 
Ich möchte jedoch hoffen,daß diese Ausnahmen Immer 
seltener werden. Die Dinge liegen so,daß es falsch 
wäre ‚wollte man in einer summarischen lorn,wıie es. 
der Herr Abg. Eifler getan hat,sagen,daß die Arbeit- 

eber sich ihren Verpflichtungen entziehen.Es wür- 

e auch absolut nicht im Interesse einer besseren 
und schnelleren Unterbringungsmöglichkeit der 
Schwerbeschädigten liegen,wenn man in dieser Hin- 
sicht praktisch den Leuten vor den Kopf stoßen 
würde. was die übrigen Abänderungsanträge des 
Herrm Eifler anbetrifft,so darf ich darauf hin- 

weisen,da& die meisten Anträge bereits im Aommis- 
‘sionsbericht-abgesehen von einigen wenl en-enthal- 
ten sind. Ich wundere mich,daß lierr Eifler BB>, 
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heute mit der nochmaligen Wiedergabe dieser Anträ- 
ge langweilt. 

Was den $ 18 angeht, so hat er ganz richtig 
vorgelesen. Aher ich nehme an daß er sich in einem 
Irrtum befindet,wenn er glaubt,derselbe sei nicht 
richtig formuliert. \ienn, er si h ihn nochmals an- 
sieht,so wird er zu der Überzeugung kommen,caß es 
seine Richtigkeit hat. Die getroffenen Änderungen 
‚sind auch gar keine kommunistischen Anträge. benn 
in der ersten Kommissionssitzung waren die Kommu- 
nisten überhaupt nicht anwesend. Erst in der zwei- 
ten Sitzung kamen sie mit diesen Anträgen und haben 
foststellen müssen,daß sie schon alle verwirklicht 


waren. 


Vorsitzender: Das fort hat der Herr Abe. Ulrich ! 


Abe. Ulrich (KP): Meine Herren wenn der Herr Abgeordnete 


Betz sich im besonderen auf den Standpunkt des lerm 
Schmelzer stellt insofern,daß er der Weınung ist,dab 
die Krie sbeschädigten, Schwerbeschädigten sowie auc 
Aie Invaliden ihre Knochen zu Narkte getragen hätten 
der Allgemeinheit zuliebe, so betonen wir en 
ausdrücklich ‚daß wir uns klar darüber sind,dab 6S 
nicht für_die Allgemeinheit,sondern &us der "roflit- 
ger und Profitsucht der Arbeitgeber geschehen ist. 

uch das Antreibersvsten ist viel schuld daran. Bei 
richtiger Behandlung_cer Hi cherreitsmaßnahmen gäbe 
es viel weniger Tnfälle in den Betrieben. Betreffend 
der Yriegsbeschädigten ist weiter die !rage zu stel- 
len,ob auch der Ürle& als solcher im Interesse der 
Allgemeinheit gelegen hat. Darüber sind wir uns klar, 
daß der Krieg ein kupitalistischer ‘irtschaftskampf 
ewesen ist und auf rund dessen nicht im Interesse 
er Allgemeinheit gelegen haben kann,sondern im 


Interesse des Ausbeutertuns. Betreffend des Jchwerbe- 
schädigtengesetzes,das eine so große hiolle spielt, 
haben wir an die hegie rungskonm an zn noch. Forderungen 
zu stellen,daß die 1ußnahmen,die man im besonderen 

auf den Saargruben gegen die Kriegsbeschädigten- und 
Krie De elıcen vornimmt,sowie auch gegen & le dıe 

die durch Krankheit oder Invalidität feiern müssen, 
indem durch cie Abteilungssteiger Listen angeforcert 
werden,auf denen obengenännte Arbeiter als minder-. 
wertig zu’ bezeichnen sind,beseitigt werden, Zum größ- 
ten Teil wird es_ja von cen Besmten abgelehnt,diese 
listen aufzustellen. Diese Marnahmen, die die Gruben- 
verwaltung als solche vomimmt, sinc ewissermaben 
dazu angetan,cie angekündigte hatıona isierung in 
Angriff zu nehmen und diese Arbeiter,cie Armsten der 
Armen sozusagen auf cıe Strafe zu werfen. Zum großen 
Teil wurde es seitens _cer Abteilungssteiger abgelehnt, 
' diese Listen Sufzustellen,weil sie sich sagten, W1T 
wollen nicht schule sein und wollen auch nicht ‚daß 
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| im Moment der Entlas ung dieser leute, 
a ee indes zur Last fallen und die Gemeinden 
dann in noch größere finanzielle Schwierigkeiten 
hineingeraten. Es ist Aufgabe der hegierungskommls- 


dingt abzustellen und die Armen der Armsten vor 
diesen Maßnahmen zu schützen. 


Vorsitzender: Das Wort hat der Herr Staatskommissar Dr.Heim! 


‘asar Dr.Heim: Meine Herren! Die Bemerkung des 

a Ulrich betr. der Feststellung von Bene? 
beschädigten im Bergbau, muß cine sachliche hic > - 
stellung erfahren. Es erfolgen periodische Fe el- 
lungen wieviel Schwerbeschädiets vor alen 240 ‚um 
zu sehen, ob die Verpflichtung des SUDOE SORER SS er- 
fallt ist. Nicht mehr und nicht weniger bedeuten 
diese statistischen Feststellungen. 
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Vorsitzender: Das Wort hat der Herr Abe. Eifler! 


Abg. Eifler (KP): Meine Herren! Ich kann verstehen, daß 
mir die Ansicht abgestritten wird,daß das Un- 
ternehmertum seinen a ie ee nicht nach- 
kommt. Ich möchte dann die Praße erheben,woher 
Karin arbeitslosen Schwerbeschädigten kommen? 

sweiteren streitet mir der Herr Äbg.Betz_ 
ab,daß die Schwerbeschädigten seitens des Unter- 
nehmertums darunter leiden betr. Entlassungen 
und Versetzungen von einer Stelle in die andere. 


(Zuruf des Abg:Betz: Das habe ph nicht ab- 
gestritten! 


Das ist die Abänderung des $ 17,wo verlangt wird, 

daß nicht allein die erste Ki Dr Böch die 
zweite Zahl 50 durch 20 ersetzt wird. Ich habe 

i | den Bericht vorliegen und brauche mich von Ihnen 
nicht berichtigen zu lassen. 


(Zuruf des Abg.Betz: Lesen Sie doch den a 


Meine Herren! Dann muß in dem betr, Passus das 
Wörtchen , überhaupt nur" eingesetzt werden. 


(Zuruf des Abg, Dr,»vender: Das ist eine sti- 
listische Sache ) | 


Das ist keine stilistische Sache. 


(Zuruf des BEE RRE Machen Sie doch 
kein Aufsehen! : 
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Wir verlangen,daß dies etrennt wird,damıt die he- 
Eee skommission nicht die Meinung vertreten 

enh, daß die Schwerbeschädigben zu Arbeiten bei 
Streiks herangezogen werden Können. 


(Zuruf: Das ist kein Streitpunkt!) 


en 


Es ist kein Streitpunkt“ 


(Zuruf des Abg.Schmelzer: Das ist etwas für 
die Ärbeiter-Zeitung ! 


Cy 


Glauben Sie, wir müßten Sie haben, um Material 
für die Arbeiter-Zeitung zu erhalten: Dazu sind, 
Sie zu klein,eine solch geistilg® Leuchte sind »ie 


nicht. 
(Glocke des Vorsitzenden) 
Dann steht auch nicht im Bericht,daß eine notwen- 
dige Versäumnis der Arbeitszeit, eine Verminderung 


der Lohn-und Gehaltszahlung nicht zur Folge haben 
darf. Im Bericht steht, dab die 


Versäumnis 
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Versäumnis eine Verminderung der Lohnzahlung zur | 
Folge haben darf. | B 


(Zuruf des Abg.ür.Sender: Das haben alle i 
er gemerkt,daß das ein Druckfehler ' 
ISt. ; 


Meing Herren! Es stimmt schon, daß dic Vorschläge 
des Einheitsverbandes nicht in die Vorlage hineinge- 
arbeitet wurden. Der Verband legt großen Wert darauf, 1 
‚daß die Vorschläge angenommen werden, Unsere Vor- 
schläge laufen in der lauptsache da hinaus, daß 
keine Maßnahmen ee werden können,ohne daß 
der Schwerbeschädigten-Ausschuß dies genchmigt hat, 


Vorsitzender: Das Wort hat der Herr Abg.Reinhara! 


Abg. Reinhard(KP): Ich möchte vor allen Dingen fest- 
stellen,daß der Abgeordnete Betz hier als Vertreter 
der Sozialdemokratischen Partei betonte,daß die Un- 
ternehmer überhaupt den Verpflichtungen in jeder 
Hinsicht nachkommen würden, Nur Ausnähmen kommen 
hier und da vor. Das ist also dasselbe, was die 
Unternehmer selbst sagen. Und wenn Herr Betz in 
eg Atemzuge sagt,die Anträge des Abgeordne- 
en KEifler seien schon in der Kommission berück- 
sichtigt worden,dann muß ich den Herm Butz als 
Sachverständigen in dieser Vorlage darauf aufmerk- 
sam machen,da a Bed ehe Keep: der Herr Bifler 
re hat,daß die ©chwerbeschädigten in der 
ukunft nicht von einem a entlassen wer- 
den dürfen,noch nicht behandelt worden ist.Wo 
steht das in dem Gesctz,wo in dem Bericht ? Es 
handelt sich hier um die Unfallbeschädigten.Trotz 
den ER des Herrn Betz,daß die Unterneh- 
mer ihren Verpflichtungen nachgekommen seien,kön- 
nen wir cine Sanze Reihe Fälle anführen,in denen 
Unfallbeschädigte,nach sie ihre Knochen eingebüßt 
hatten, auf die Straße geworfen wurden. Diese 
Fragen werden immer wieder auftauchen,und wir wer- 
den keinen Schritt weiter kommen,wenn wir nicht 
grundlegende Änderungen schaffen. Die Abänderungs- 
vorschläge verlangen nichts mehr und nichts BERAREE 
als daß diese Maßnahmen der Unternehmer unterbunden 
werden. Ich kann die Ansicht der Herren Sozialde- 
mokraten nicht teilen,denn ich weiß,daß es hundert- 
mal im Monat vorkommt,daß Arbeiter,div verunglücken, 
auf die Straße geworfen werden. Man sagt ihnen ein- 
fach,man könne sic nicht mehr beschäftigen.Wissen 
Sie nicht,daß das hundertmal vorkommt in der 
Schwerindustrie ? Und sic stellen sich hisrher und 
vertreten die Unternehmer, indem Sie sagen, daß die 
Untsrmnehmer in allen Fällen-mit wenigen Ausnahmen- 
ihre Verpflichtungen erfüllt hätten, Mein. Herren! 
Wir können dem Gesetz nur dann zustimmen,wenn auch 
dieser Satz in das Gesetz kommt.’ | | 
Man hat auch heute eine Flenarsitzung 2 
einberufen ohne die Kommunistischg Fraktion zu Ire- 2 
gen, ie kann es möglich sein, daß wir keine lit- 
eilung bekommen,wenn der Landesrat zusammentritt. 
Aber wir erheben mit aller Schärfe dagegen ni tr, 
ass 
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daß man die Kommunistische Fraktion übergeht, 
Wenn man eine Plenarsitzung Icstsctzt,müssen 
auch sämtliche Fraktionen mindestens benachrich- 
tiet werden. Wir stellen fest, daß man versucht, 
dic Kommunistische Fraktion,dıs die Vertreterin 
der Arbeiterschaft ist, von den Sitzungen fernzu- 
halten. Ich stelle weiterhin fest, daß die Sozi- 
aldemokraten durch ihren Sprecher butont haben 
die Unternehmer würden ihre Pflicht erfüllen. Ich 
hoffe, daß sich die Sozialdenokratische Fraktion 
eines Bessuren besinnt und den Vorschlägen der 
Kommunisten zustimmt. 


Vorsitzender: Ich dar! Term lheinraxl erridern,dai cie 


Pestsetzung einer Sitzung Sache ces lorstandes ist. 
In einer ?ommissicnassitzung hat man cen Lienstas, 
den lI4.ds.!ts.bestinnt und ziar war das eine om- 
missionssitzung,in welcter cie Yonrunistische ['rak- 
tion vertreten war. \!err neinhard hat es Auch vom 
Biro erfahren,soda‘” keine hede davon sein kann,es 
hätte die Absicht vorgelegen,cie Zommunistische 
Partei von der Sitzung auszuschlieven. bs kanı auch 
sehon deshalb keine i.ede davon sein,weil cie Lin- 
lacdungen zur Sitzung Curch Einschreibebrief er- 
ganpen Sind. 
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Vorsitzender: Das Wort hat der llerr Abe. Hoffmann! 

Abe. Hoffmann (SP): Meine Herren! Ich möchte das eine 
feststellen,daß in der Kommission Einstimmigkeit 
aller Parteien über die Vorlage bestanden hat 
mit Ausnahme dem einen Faragraphen,cer die Stra- 
fen vorsieht. 


(Zuruf des Abg.keinhard: Das stimmt nicht!) 


Herr Reinhard,lassen Sie mich einmal reden, Sie 
kennen ja die Verhältnisse nicht. Über diesen 
Paragraphen ist_keine Einstimmizkeit erzielt 
worden. Zu den Paragraphen 4 und 5 haben die 
Kommunisten sich ihre Stellungnahme vorbehalten, 
In der Vorlage ist der Schwerbeschädigte mit 50% 
Erwerbsbeschränktheit angenommen worden,die Kom- 
munisten wollten ihn von 80 % ab bezeichnen. Ich 
wies darauf hin,daß für diejenigen,welche 30% 
erwerbsbeschränkt sind,der folgende Paragraph 
zutreffend ist,da_ die Irbeitgeber sonst geneigt 
seien,zuerst die 30 % Erwerbsbeschränkten einzu- 
stellen und dann erst die mit 50 %. Ich habe das 
Gefühl gehabt,daß die beiden Vertreter der Kon- 
munistischen Partei innerlich mit uns einer Nei- 
n ewesen sind und sich deshalb bis zum Plenum 
ihre Stellungnahme vorbehielten. 
fenn Herr Reinhard Arbeitgeber wäre ‚dann 
würde er die zuerst nchmen, die nur 30 9, erwerbs- 
beschränkt sind und diejenigen,die mehr als SU y2 
erwerbsbeschränkt sind,würde er draußen lassen. 
In diescm Paragraph war die winzige frage, die 
nicht einstimmig ängenommen wurde ‚indem Cl1v Kon- 
munisten sich er Stellungnahme vorbehielten. 
Es wundert mich, daß Herr Eifler nunmehr kommt 
und die Änträge aufgreift, die in der l. Lesung 
von uns gestellt wurden und auch angenommen sind, 
Er beantragt z.B. den 3 14 zu streichen, Dieser 
Paragraph ist auf unsere Anrsgung hin einstimmig 
BEE oben worden.Das steht ja auch alles im 
ommissionsbericht drin,warum noch einmal heraus- 
halen,was schon angenommen ist,Da wie schon 8e- 
sagt, die \ikhrzahl der rn angenommen 15t, 
können wir den Anträgen nicht zustimmen,zumal uns 
die übrigen Anträge nicht vorgelegen haben. Die 
Kommunisten tragen daran selbst die Schuld,weil 
sie in der Kommissionssitzung die Anträge nicht 
stellten und in der ersten EHE nicht anwesend 
waren. Das stelle ich ausdrücklich fest. 
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Vorsitzender: Das liort hat der Herr Abg. Betz ! 


Abg. Betz (SP): Meine Herren! Die Ausführungen des 
Herrn Reinhard sind mir vollkommen gleichgültig. 
Ich habe während meiner Ausführungen betont ,da 
die Arbeitgeber im allgemsihen ihren Verpflich- 
tungen,die ihnen das Gesutz auferlegt, nächgekon- 
men sind. Ich habe aber auch betont,daß es 
| usnahmen 
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Ausnahmen gibt und daß diese Ausnahmen, cic hoffunt- 
lich immer seltener werden,zu bedauern sind. An 
dieser Tatsache ist nicht zu rütteln. Ich habe die- 
se Feststellungen mit reiflicher Überlegung gemacht. 
In diesen Dingen bin ich nicht so mit Agitations- 
bedürfnis behaftet,daß ich irgend etwas behaupte, 
was ich mit meinem Gewissen nicht vereinbaren könnte. 
Daß meine Angaben richtig sind,ist aber auch dadurch 
bewiesen,daß alle Schwer eschädigten bis auf 78 
untergebrächt worden sind. Ä j 

Was nun die Frage angeht,den Begriff „ochwer- 
beschädigter" schon bei 80 gelten zu lassen, so 
halte ich ein solches Vorhaben für durchaus falsch. 
Es liegt vor allen een. 9 ana im Interesse der 
Schwerbeschädigten selbst. Denn man kann mit Fecht 
darauf hinweisen,daß dann die Arbeitgeber ein In- 
teresse daran hätten,in erster Linie die leichtbe- 
BER gten unterzubringen und die Schwerbeschäcig- 
ten d.h. solche mit 50 % und mehr Eimerbsmindsrung 
nicht. Dadurch würden gerade die Schwerbeschädigten, 
deren Unterbringung am schwersten fällt,ochaden er- 
leiden. Ich möchte vor einer Verwichung des Begriffs 
‚Schwerbeschädigter" warnen. Die vorgeschens Naßnah- 
me würde aber einer solchen gleichkommen. Ein Schwer- 
beschädigter ist eben nur der,der tatsächlich um 
en 50 % in seiner Erwerbsbeschränkung behin- 
ert ist. 


Vorsitzender: Das Wort hat der Herr Abg. Reinhard ! 


Abg. Reinhard (KP) :Neine Herren! Wir stellen zu der Frage 


grundsätzlich folgendes fest: 


Erstens dis Abänderungsvorschläge ‚die der Genosse 
Eifler für unsere Beier hier verlesen hat,sind 
das Gutachten der Kommunistischen Fraktion. Die Her- 
ren der Sozialdemokratie werden uns dann nicht ab- 
streiten können,daß wir damit auch vinen leil der 
Anträge, die schon in dem Entwurf der Kommission 
enthalten sind,als unser (utäachten vollinhaltlich 
abgeben. | 
Die zweite Feststellung: lan streitet sich 
hier um den Begriff ‚Schwerbeschädigter. " “1r sind 
der Auffassung,daß die »chwerbeschädigten schon dann 
beginnen, wenn sie 30 % erwerbsbeschränkt Bund. SLe 
stellen die Behauptung auf,daß es ein Schaden für 

50 und mehr prozentigen wäre wenn man die 80 prozen- 
tigen schon zu chwerbeschädigten mächen würde. Ich 
stelle fest,daß die latsachen damit auf den Kopf ge- 
stellt sind. Wenn doch alle Kriegsbeschäcigten von 
30 % an zu Schwerbeschädigten gemächt werden,dann 
müssen diese doch alle die Schwerbeschädigtenzu.äg 
erhalten. Somit wäre es doch für dle Kriegsbeschä 
ten von 30 % an eine Besserstellung und außerdem ab- 
solut keins Schädigung für diejenigen Beschädigten, 
die 50 % und darüber Srwerbsbeschränkt sind. 
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an Bin Weiterer Antrag der Kommunistischen Frak- 
tion zu $ 4 und 5 besagt, daß die Unternehmer in 
Zukunft er en werden sollen,älle Beschädigten 
einzustellen. Damit - das ist die Kernfrage-wollen 
wir.vor allen Dingen erreichen,daß dem Arbeiter | 
ausreichender »chutz gewährt wird,daß man z.B. 
nicht einen Arbeiter,der seine Arbuitskraft zum | 
Teil bei den Kapitalisten einge büßt hat,auf div 
Straße werfen känn. Es kann nicht nur »äche der 
Berufsgenossenschaften und der Unfallversorgung 
sein,hier helfend einzugreifen. Dieser Anträg 
müßte vor allen Dingen nach meinen Dafürhalten von 
einer Fraktion;in der Gewerkschaftsführer sitzen, 
begrüßt und nicht bekämpft werden. Es kommt wirk- | 
lich nicht darauf an,ob der Antrag früher oder 
ERa rest gestellt worden ist. Ler Antrag ist so SE 
lar, er muß dum Herrn Noifmann als Gewerkschafts- 
führ:ı -so klar sein,daß es gar keine Diskussion 
darüber geben kann. Auch daran,also an die Einwen*« 
dung der Sozialdemokraten, die Schw rbeschägieben 
würden durch die Ausdehnung ces Begriffes; »chwer- 
beschädigte" auf die Beschädigten unter 50 % Schwer 
ee die Kommunisten gedacht. Wir ver- 
ansen in unserem Qutachten, daß die- Sätze bedeu- 
tend erhöht werden. “ir haben ein Gutachten abge- 
geben, dem unbedingt Due a N un" werden kann. Es 
gcht uns darum,dun Beschäcigten zu helfen und 
nicht nur ein Gesetz zu machen,das weiße Salbe 15St, 
Nur unter der Annahme dieses Gutachtens können ir £ 
zu dem Gesetz unsere Zustimmung geben. 
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Vorsitzender: las ort hat der Hsrr Abg. Fetri! 






Abg. Petri (SP): Meine Herren! \ienn die Sache sO gehand- 
habt werden soll, daß wir erst in der Plenarsitzung 
in die Diskussion der Vorlage vintreten,dann 
brauchen wir keine Kommissionsberatungen mehr. Ich 
habe fustgestellt,daß die Kommunisten,wenn c1n Bm, 
schluß einstimmig ee wurde,auch zugestimmt ha- 
ben. Nur in vinem Faragraphin war cıne Neinungsver- 

schiedenheit und auch darüber sind wır zu cınsr . 

Minstimmigkeit gekommen, Heute sollen nur noch ar 

tationsanträge herausgcholt werden. Man will heute 

Wieder eine Sensation,um cs der Arbeiterschalt zu 

zeigen. Was der Herr Abgeordnete Betz'’gesagt hat, j 

stimmt schon und die Kommunistische Fraktion hat E 

hisietzt keinen Arbeitgeber genannt, der seinen | 

Verpflichtungen nicht nachg.xommen WATS. Genosse | 

Betz hat gusagt, dal im allgumsinen die Arbeitgeber 

hre Pflicht erfüllt hätten,abgesehen von sınlaen 

usnähnen. 


(Zuruf des Abg. Eifler: Warum hat cr siv denn 
nicht genannt” 
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Aus sachlichen Beratungen ger Angslsgunhei) und als 
Selbstkricgsbeschädigter wirt er wohl Bescheid w1S- 
sen. \enn Herr Mwinhard dis Bergarbeitersickretäre 
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herabsetzen will,sie hätten nicht genügent getan, 
so kann ich ihm sagen,daß alle MuiTe-dse den Ge- 
werkschaften bekannt wurden auch erledigt worden 
sind, Mir ist kein Fall bekannt,in welchem cin 
Beschädigter entsprechend seiner Invalidität 
nicht eingestellt wurde. Sie sind nicht orien- 
tiert,Herr Reinhard,und ich weist den Vorwurf 
zurück. | 


Vorsitzender: Des Wort hat der Herr Abg. Ulrich ! 


Abe. Ulrich (KP): Meine Herren! Auf_die Ausführungen 
des Herm Abgeordnsten Fetri will ich nicht wei- | 
ter eingehen. Ich möchte nur sagen daR div Sozi- 
aldemokraten heute nicht auf ihre Kechnung gekon- 
men sind. E 

Dem Herm Staatskomissar möchte ich sach- | 
lich erwidsrn,daß man bei der Grubenverwaltung E 
dazu übergeht, auf die Steiger einen gewissen | 
Druck auszuüben, um in eine gewisse Rubrik zu 
schreiben,der und der kann die Arbeit nicht ver- 
richten. Nan versucht en den Beamtun mit Ent- 
lassung zu drohen. Ich & aubs, daß mir div Zukunft 
Recht gibt. 


Vorsitzender: Das Wort hat der ferr Abg. Reinhard! 


Abg. Reinhard (KP): Meine Herren! Der H;rr Petri hat 
. betont gap MIE Aeitationsanträge gestellt hätten 
' und erklär® gleic zeitte daß unsere Anträge_dus- 
halb jeder Grundlage en behren würden ‚weil alle 
Beschädigten im Bergbau riehtig behandelt worcen 
seien. Wir werden solche Falls anführın und Hurr 
Petri soll beweisen,ob GBB Sch ‚twas getan wurde. 
Es ist überall bekannt,daß vor einigen hochen auf 
Grube‘ Iuiscnthal eine ganze Anzahl rbeiter,die 
das Pech hatten, 55 Jahre alt zu werden ‚einfach 
ohne Kündigung entlassen wurden, Ich fragı die 
Herren Bergarbuitersekretäre haben Sie dafür _. 
gesorgt, daß die Lwute unterkommen? Die Leute lie- 
gen heute noch auf der Strafe, trotzdem SIv orS&- 
nisiert sind. | 
Zu der Frage der Agitationsanträge. Es 
stcht Ihnen frei,die Anträge als ee 
zu behandeln, Wir werden die Arbsiter aufrufen 
und Ihre Handlungswcist brandmarken. In dem Kom- 
missionsbericht steht klar und deutlich: die Kom- 
munistische Fraktion behält sich zu den 33 4 und 
ihre Stellungnahme vor. Diescs hecht hat jede 
Fraktion. Wir haben zu diesun Paragraphen unsere 
besonderen Anträge vingebracht. Bisjetzt haben 
die sozialdsmokrätischen » recher noch nicht be- ! 
wiesen,daß unsere BANDES gitationsanträgc sind. . 
Ich habe Ihnen sinen Fall angsführt,nachdem cin 
beschädigter Arbeiter einfach auf die Strabe ge- | 
worfen worcen ist. Wir sind Sü | ; 
dafür,daß die Gewerkschaften 12 dieser Frage In 
arster Linie etwas tun müssen. Einmal ist us vorge- ’ 
kommen,daß ein Arbuiter in Grub? Altenwald 


plötzlich 
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lötzlich entlassen worden ist,ohne Angabe ven 
ründen. Auf Grub: Luisenthal wird ein »icher- 

je Khonenn auf die Straße gewdrfehjebenfalls ohne 
ngabe von Gründen. ._ 

Meine Herreh,ich bemerke nöch, daß die 
Rationalisierung, die aur Durchführung kommen soll, 
in erster Linie die Arbeiter betreifen wird,die, 

für das, Kapital einen Teil ihrer Arbeitskraft ein- 
Bee haben, Deshalb werden auch die leststel- 
ungen in den Betrieben über Arbeiterbeschrän- 
kungen gemacht,deshalb auch der Hinauswurf der 
Arbeiter über 55 Jahre. Wir haben doch gesehen, 
wie die hationalisierung sich drüben im heich 
ausgewirkt hat. Im Saargebiet haben wir noch die 
Möglichkeit vor und,mit Hilfe des Gesetzes we- 
niestens zu verhindern, daß man die Arbeiter auf 
die Straße wirft die eine Ermerbsbeschränkung 
haben. Nir sind der Auffassung daß das notwen- 
dig ist und jeder Arbeiter wird mit uns derselben 
Meinung sein. Wir haben nicht das Vertrauen zu 
den Unternehmern wie die Sozialdemokratische 
Fraktion. Wir stehen auf den Standpunkt, daß 
zwischen diesen beiden Klassen,den Arbeiter und 
‘den Unternehmern, nie eine Einigung zustande 
kommen kann und wird, und zwar aus dem einfachen 
Grunde der kapitalistischen Produktion überhaupt. 
Deshalb können die Unternehmer die Interessen 
der Arbeiter nie wahrnehmen. Nenn wir es hier 
im Saargebiet mit Hilfe des Gesetzes können,So 
haben wir die Pflicht ‚uns dafür einzusetzen,daß 
dieses Gesetz lirklichkeit wird. 

Die Sozialdemokratische Fraktion kann 
ihre Handlungsweise einstellen wie sie will,sie 
kann in ihrer Presse auch unsere eh als Agi- 
tationsanträge bezeichnen. \!ir werden diese An- 

re der Arbeiterschaft unterbreiten und sie 
soll entscheiden, ob es MRS EBENENNE sind, 
oder ob es Anträge sind, cıe, wenn S1S esetz 
werden, für die Arbeiterklasse eine Besserung 


herbeiführen. 
Vorsitzender: Das Wort hat‘ der Herr Abg: Hoffmann! 
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Abg. Hoffmann (SP): Herr Keinhard schimpft auf die (Ge- 

werkschaften. Er ist kein Gewerkschaftsmit lied 
und soll deshalb auch die Schimpfereien Sul die 
Gewerkschaften sein lassen. lie Gewerkschaften 
haben ‚wenn Leute entlassen worden sind,ihre Schul- 
digkeit getan. Die Leute in luisenthal wurden nicht | 
Fristlos entlassen,sondern es wurce ihnen gekün- 
digt, Wären sıe fristlos entlassen worden,hätten 
die Gewerkschaften die Kontraktbruchstrale eın- 


geklagt. 


(Zuruf des Abg. heinhard: iarum wurde ihnen 
gekündigt 7 | 


1 


Es 
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Na, 


| Es wurde ihnen geküncigt, weil sie zu alt ge- 
worden sind. Tas sind doch keine Schwerbeschäcigten, 
Donnerwetter noch einmal. Ich glaube, die Sache ist 
die,daß Nerr heinhard eine nn 1 Pre halten 
will da er Fragen anschneidet,die mit der Vorlage | 
nicht gas Geringste zu tun haben. 
las Herr heinhard vorläs,ist nach seiner eige- E 
nen BET HATENE sein Gutachten,welches bedeutet, daf 
die Kommunisten keinen Äntrag gestellt haben. Gehen 
wir doch jetzt zur Tagesordnung über. 


Vorsitzender: Das \iort hat der Herr Abg. Fetri! 


Abg. Petri (SP): Was Herr Reinhard verdreht hat,möchte 
ich FEaueıe stellen ,damit,wenn es Cie Arbeiter-Zei- 
tung bringt ‚nichts Unrichtiges hineinkommt. Ich habe 
nicht gesagt,dal die Anträge Cer Yommunistischen 
Partei Ael ationsänträge sind, sondern weil diese 
Anträge der Kommission nicht hekannt waren und im 
Plenum den einzelnen Fraktionen erst vor Augen, ge- 
halten wurden,können wir nicht zustimmen. Lie Ver- 
treter der Kommunistischen Fraktion haben mit cen 
anderen Herren in der Kommission einmütig für die 
sefaßten Beschlüsse ausgesprochen und deshalb sinc 
sie Agitationsanträge ‚weil sie dazu dienen,die an- 
deren Parteien zu überrunpeln. 
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Vorsitzender: Das Wort hat cer lierr Abg. Eifler! 


Abg. Eifler (KP): Neine Herren,ich möchte in sachlicher 
Meise auf den Einwurf Petri eingehen,der sagt,un- 


sere Anträge sind Agitationsänträge. 


= EUTIN TEEN nz 
- = N 


(Zuruf: Ihr habt ja keine Änträge !) 


Es ist auch gesagt worden wir hätten der Sitzung 
Haben v icht im Fl di 
nicht beigewohnt. liaben wir nicht ım ICNUM je 

dritte Lesung ? 


(Glocke des Vorsitzenden) 


"enn Sie glauben,unsere Anträge seien Agitationsän- 
träge,so verweise ich auf cen $ 7 Abs.2,in welchen 
wir eingefügt haben wollen: „ dasselbe gılt auch für 
die Betriebe der hegierungskommission '.»ind das 
Agitationsanträge ? Ich möchte Herrn Betz den Be- 


richt vorlesen. Es steht ca darin; 


Ay POT 


Cy 


„Alle diejenigen, die unter das Schwerbeschä- 
digtengesetz fallen,sind bei Streiks oder 
Aussperrungen nicht zu Streikbrecherarbeiten ; 
und hur zu solchen Arbeiten heränzuziehen,cenen 1 
sie körperlich gewächsen sind; | 


Meine Herren! Ich frage >ie, wo steht hier das Nort; 
„überhaupt '? Das bedeutet, dä. die Unternehmer den 
Schwerbeschädigten such zu Streikbrecherarbeiten 


heranziehen können. 5 
ü uruf 











- 80 - 
(Zuruf des Abg,.Betz: Für jemanden,der 
die deutsche Sprache beherrscht, bedeu- 
tet es das Gegenteil! 
Meine Herren! Auf die dämlichen Ausführungen des 
Herrn A 8 Betz möchte ich sagen,wollen »ie (zu 
Herrn Betz gewandt) mir nachweisen,daß ich die 


deutsche Sprache nicht beherrsche. Sie Fatzke, 
Sie Dirmel--------- 


(Glocke des Vorsitzenden) 
Vorsitzender: Herr Eifler, ich rufe Sie zur Ordnung! 


(Herr Eifler redet weiter,was aber in dem 
Tumult nicht verstanden wirc. 


(Glocke des Vorsitzenden) 


Vorsitzender: Herr Eifler ich muß Ihnen das .ort 
entziehen. 


(Herr Eifler redet trotzdem weiter.) 
(Glocke des Vorsitzenden) 


Vorsitzender: Die Sitzung ist unterbrochen. 


a Tepe 7 


(Die Abgeordneten verlassen ihre Sitze und begeben 
sich in den Berätungssaal. 


"Bau 88» 
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SUB, 


Nach lWiederaufnahme der Sitzung. 


Vorsitzender: Meine Herren! Bevor ich das liort erteile, 
insbesondere zur Geschäftscrdnung,möchte ich fol- 
gendes bemerken: 

Die bedauerlichen Zwischenfälle wie eben 
sind nur BE sich die einzelnen Farteien 
nicht darauf beschränken,ihr eigenes Gutachten ab- 
zugeben,sondern dies in einer Form tun,welche auf 
eine Einwirkung auf andere Farteien hinausläuft. 
Ich möchte die Parteien bitten,daß sie bei den 
folgenden Punkten ihr Gutachten abgeben ohne diese 
Nebenabsichten. Fir die Begründung war in der Kon- 
mission wahrlich Gelegenheit genug Be ed 
bitte ich, sich an die parlamentarischen SapL SUCHT 
heiten und Gewohnheiten zu halten und mich nich | 
dazu zu zwingen,die Verhandlung abzubrechen. Es j 
kann mir niemand zumuten, Verhandlungen zu leiten, | 
die in einem Rahmen wie €S eben der Fall war, 
verlaufen. 

Unter diesen Umständen erteile ich dem 
Herrn Abgeordneten Eifler das Wort! 


Abe, Eifler (KP): Das Vorkommis von eben ist entstanden 
durch eine Äußerung des Herrn Betz welche bedeutet, 
ich würde die deutsche sprache nicht beherrschen. 
Meine Herren! Ich habe die deutsche Sprache gelemt 
und verstehe auch soviel Logik,daß der angezosen® 
Satz in der Vorlage dem Unternehmertum zuläßt, 
Schwerbeschädigte während eines Streiks heranzur 
ziehen zu Arbeiten, denen sie körperlich Ben 
wachsen sind. Ich habe als Arbeiter soviel Logi 
gerne und verstehe, was dieser Satz bedeutet, 

‘r verlangen in unserem Antrag,daß der erste Satz 
von dem anderen getrennt wırd. 
IE Ich kann mir aber nicht nachsagen lassen, 
daß ich die deutsche Sprache nicht beherrsche. 


en 





(Zuruf des Abg.Dr. Sender: hie entschuldigen 
Sie Ihr Benehmen ?) 


Meine Herren! Der Herr Dr.Sender will von mir 8e- 
wissermaßen eine Abbitte haben für die horte,die 
ich gebraucht habe. Meine Herren! Auf einen groben 
Klotz gehört ein grober Keil und ich werde von 
diesem groben Keil in diesem Parlament Gebrauch 
machen. Das möchte ich Ihnen sagen. 


W PWoZ 


Cy 


Vorsitzender: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Betz! 1 


Abg. Betz (SP): Ich bedauere es persönlich sehr,daß 
diese BE TSELIS zustande gekommen ist. Der Artikel, 
in den Herr Eifler das Wörtehen ‚überhaupt" aufge- 
nommen haben möchte, lautet: 


Alle 
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„Alle diejenigen, die unter das Schwerbe- 

schädigtengesetz fallen,sind bei Streiks 

und Äussperrungen nicht zu Streikbrecher- 

arbeiten und nur zu solchen Arbeiten heran- 

zuziehen,denen sie körperlich gewächsen 

Ind,“ 
Es heißt hier also und nur". Hierbei habe ich gesagt, 
dab die Einschaltung des Wörtchens „überhaupt" nicht‘ 
notwendig und für den,der die deutsche Sprache be- 
herrscht,klar sei. Wenn sich deshalb Herr Sifler so 
aufgeregt hat,ist es seine eigene Sache. Ich habe ihn 
auch persönlich nicht genannt,im übrigen war die Auf- 
regung überflüssig,weil schon gesagt wurde ‚wenn die 
Kommunisten das "örtehen überhaupt ' und die Abtrennung 
er von dem ersten Satz wünschen,keine Bedenken 

estehen. RR 


(Zuruf des Abg-Dr.Sender; Das wird wissentlioh 
| üherhört _! 
Vorsitzender: Meine Herren! Wir kommen zur Abstimmung. Der 
ericht besagt,daß die Fraktionen mit den in der Fon- 
mission gemachten Abänderungsvorschlägen der Vorlage 
zustimmen. Nur zu $ 22 bestand keine Einmütigkeit. 
Die Kommunistische Partei hat ihr besonderes 
Gutachten abgegeben. | 
's ist also abzustimmen über den 3 22. Zu- 
nächst lasse ich abstimmen über den Verorenungsentwurf 
im Sinne der Kommissionsbeschlüsse ohne itieksicht auf 
den $ 22. | 
"er dafür ist, möge die land erheben, 
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-Dafir stimmen Sozialdemokraten w„entrum und 
Deutsch-Saarländische Volkspartel.- 


"ir kommen dann zu 3 22. “er für die Änderung 
der Zahlen „eintausend ın fünftaugend” und „fünftausend 
in zehntausend" stimmt, möge cie Hand erheben. 

_Dafür stimmen Sozialdemokraten, Zentrum und 

Deutsch-Saarländische Volkspartei.- 


N puwosr 


Die Kommunistische Fraktion hat ihr eigenes 
Gutachten abgegeben,wofür sie allein stimmen. 


Cy 


Vorsitzender: Das ort hat der Herr Abe. Eifler ! 


Abg. Eifler (KP): Wir erheben zum Antrag, im $ 7 von dem 
Wörtchen „zusammengerechnet" ab den Absatz zu streichen 
und dafür zu setzen: „dasselbe gilt auch für die Be- 
triebe der kegierungskommission. " | 

| Desweiteren,das da@ Arbeitsamt nichts 
verfiigen kann, ohne den Schwerbeschädigten-Ausschuß 
Sehört zu haben. Dies mus in der ganzen Vorlage ent- 


spreche festgelegt werden 
precn nd stg a 8 Dann 
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Dann beantragen wir,daß der Schwerbeschädigten- 
Ausschuß die Zusammensetzung erfährt,wie wir sie vorge- 
schlagen haben. | 

"ir erheben weiter zum re Pl die’ Mitglieder 
des Schwerbeschädigten-Ausschusses berechtigt sind, 
Il.Klasse zu fahren. 


Vorsitzender: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Kiefer! 


Abg. Kiefer (Z): Meine Herren! Ich kann erklären,daß wir, 
nachdem die Kommunisten nicht wissen,ob ihre Erklärung 
ihr Gutachten darstellt oder ob es Anträge sind,nicht 
Stellung dazu zu nehmen brauchen. lias sie jetzt bean- 
tragen, berührt uns nicht, 


Varsitzender: Das \iort hat der Herr Abe. Reinhard ! 


Ahg, Reinhard (KP): Meine Herren! Es ist mir soeben tele- 
| onisch mitgeteilt worden,daß die Arbeiter der Eisen- 
bahnwerkstätte Saarbrücken-Burbach ir. die passive Re- 


sistenz eingetreten sind,weil die Arbeiter in der Be- 
treuungsaktion der Regierungskommission wieder einmal 
als Stiefkinder behandelt worden sind. | 

Ich beantrage deshalb,deß das Haus über diesen 
Punkt in die Beratung eintritt. Wir haben einen diesbe- 
züglichen Antrag eingebracht,in welchem von der hegie- 
ne >00 gefordert wird,daß den Ärbeitern diesel- 
be Betreuungssumme zugeführt wird wie es bei den Beanten 
Beeren ie "ichtigkeit der Anträge selbst ist in 

rzen "orten dahingehend zu begründen,daß der landes 

rat als die Volksvertretung des Suargebietes bei einer 
entstehenden Streikbewegung ea zu den Forde- 
rungen SRH nehmen muß. | 

Ich beantrage deshalb, daß sich der Landesrat 
mit dieser Frage beschäftigt und aaß diese Frage als 
erste der Tagesordnung behandelt wird. Wir haben dazu 
einen Antrag eingebracht und bitten, daß die Parteien 
ihr Gutachten hierzu abgeben. 
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Vorsitzender: Meine Herren, wir sind mit der sage go FänunE. 
in wenigen \inuten fertig. Es empfiehlt sich daher,dab 
wir zuerst die Fade ga PORSAg erledigen und dann über den 
Antrag des Herm Feinhard beschlieben 
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Vorsitzender 
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Vorsitzender: Wir kommen dann zu Punkt 2 der lages- 
ordnung betr.: 





Das Wort hierzu hat der Berichterstatter,llierr 
bg, Gärtner ! 


Abg. Gärtner (Z): Meine Herren! Der Bericht lautet: 


In der vorliegenden Verordnung handelt 
es sich um die an der Sen TES DIS ESERSRES zur Erhe- 
bung kommende Einfuhr-Umsatzsteuer(luxussteuer), 

| Die I. Kommission hat die Vorlage in ih- 
ren Sitzungen vom 24.und 29.November ds.Js. bera- 
ten und kam zu folgendim Ergebnis: 


Ein Kommissionsmitglied gab einluitend 
bekannt, daß die Vorlage den vom ländesrat und den 
Saar-Nirtschaftskreisen geäußerten Wünschen entge- 
genkommt, die darauf hinzielen,die Umsatzsteuer _ 
wesentlich herabzusetzen. In eıner Verhandlung ‚oie 
zwischen der Regierung und Vertretern der Wirt- 
schafts-Verbändc. stattfand, srgab Übereinstimmung 
dahin, daß die vom 1.Oktober 1926 an hinterlegte 
Steuer zurückerstattet werden soll. Deselsichen 
soll die Steuer erstattet werden von SO chen Wa- 
ren,die zwar vor dem 1.Oktober eingeführt,aber 
hoch nicht verkauft wurden, also noch am lager 

jegen. 


kommission zu ersuchen: 


a) in $ 2 der Vorlage das Jahreskontingent 
von 1,3 Millionen auf 1,8 Millionen 
Reichsmark zu_erhöhen, da die Kommission 
den Satz von 1,3 Millionen Reichsmark 
als zu niedrig ansieht; 


h) entsprechend der Veränderung des Franken- 
nude die Preisgrenzen in der bestehen- 
den saarländischen Luxussteusr um 80 % 

zu erhöhen; 


ec) die Umsatzsteuer _den Verhältnissen der. 
Tmsatzsteuer im Reich anzupassen und die- 
selbe auf 0,6 % herabzusetzen. 


Diese Norschläge werden vom Zentrum und der Deutsch- 


Saarländischen Volkspartei unterstützt, N 

Die Sozialdemokratische Fraktion behält 
sich ihre Stellungnahme bis zum Flenum vor, 

Dic Kommunistische Fraktion reicht eigene 


Vorschlege ein. 
7u 8 2 wird beantragt,folgenden Zwischen- 
satz 
findet 


Dice Kommission Schlägt vor,die hegierungs- 





eu vepanqr00g 47 





N ProZ 


cz 


2 
In 





en Pindat bar der Binfuhr über die 
deutsch-saarländische Grenze des »aar ebistes 
eine Erhebung der zollgesetzlichen erhöhten 
Einfuhr-Umsatzsteuer nicht statt, ...... 0.0000 


zu streichen und wis folgt zu formulieren: 
erresere., Findet bei der Verzollung im Saar- 


Bcbiet eine Krhebung cer zollg.setzlichen er- 
höhten Einfuhr-Umsatzsteuer nicht statt." 


Für dieses Änderung stimmen in der Kommission die : 
Vertreter des Zentrums und der Dsutsch-Saarländi- 


ws schen Volkspartei. 


Die Sozialdsmokratischs Fraktion behielt 
sich ihre Stellunguähme bis zum Plenum vor. | 


Die Kommunistische Fraktion reichte zur 
Vorlage folgende Abände rungsvorschläge uın: 


» In $ 2 Abs.1 den letzten fTalbsatz zu 
streichen,welcher beginnt mı1t: 


. ni IA, i . rt 
«wenn ss sich un narcln USW . 2 2 e 10 0 01 0 © 


Ferner den Absatz 2 zu streichen,dssgleichen den 


8 A soll folgenden Wortlaut erhalten: 


‚Die bis auf bisher eingeführte Waren bE- 
reits erhobens Einfuhr-Umsstzsteusr und ihr 
gleichgestellte Gebühren sind,falls sie noch 
nicht weiter verkauft sind ,zurückzusrstatten. 

Ist die Entrichtung der erhöhten Einfuhr- 
Umsatzsteuer noch nicht erlolgt,so wird div er- 
höhte Einfuhr-Unsätzsteuer niedergeschläagen. " 
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Die 88 5 und 6 sollen beibehalten werden. 
Den Vorschlägsn der Kommunistischen Frax- 
tion konnte sich keine dur übrigen Fraktionen 
anschliefen. 


Dis Kommission beschloß,daß über die 
Vorlage sine Aussprache ım Plenum stattfinden soll. 


3 PuZ 


n u . 
r 7 2a BE . ns EAN BEN u 
Ye ya Tare ut ab Br ag 
ENTER rl I min 2 a a ar a Te ae nl ? 
2 fr, 
S 





> 
In 











u 86 


__ Meine Herren! Hierzu habe ieh noch folgende 
Ausführungen zu machen. Schon wiederhnlt ist von der 
Zentrumspaärtei darauf hingewiesen worden,daß die 
Steuerpflichtigen sich in dem \.ust von Steuerbescheiden 
nicht zurechtfinden. Nangels einer geordneten Buch- 
führung werden die leute schätzungsweise veranlagt. _ 
Es ist leicht gesagt,ein jeder Gewerbetreibender soll 

ch führen, !!je kann ein kleiner Handwerker nach 
BaanE der Schicht die vorschriftsmäßige Buchführung 
maahen % 

Anläßlich dieses TFunktes möchte ich zur Il- 
lustration der saarländischen Meßnahmen Fälle vor- 
tragen,die_das Brn=O Steuerwesen darlegen. Neben die- 
Be sen Fall bin ich bereit, mehrere Fälle zu unter- 

reiten. 

| Ein Steuerpflichtiger hat sich mit 10 000,- 
Franken veranlagt bezw, eingeschätzt, Er wurde vorge- 
laden,um den Beweis zu erbringen. Er hat diesen auch | 
geführt nach der seit Jahren erlaubten Art, Der Be- F 
weis wurde aber nicht Sperkannı, Er wurde veranlagt | 
auf ein Einkammen von 18 Ö00,-Franken, Es wäre bei 
einem Vorhandensein von A Kindern richtig Bemenen ale 
sozialen Abzüge abzusetzen. Ey ist aber voll versteu- 
ert warden und zwar zu 3 ‚„Pranken Staatseinkommen- 
steuer,hinzu kommen noch Gewerbesteuem und die Um- 
jatzsteuer,\.enn man diese Summen zusammenzählt, be- 
kommt man eine angehnliche Summe, Sie werden finden, 
wenn Sie durch's Revier gehen,dai Kleine Ha ano ERST 
bis zu 20 % versteuert werden. IN vorlzegen em Falle 
ist dies ein angenommener Verdienst. Viele andere 
sind aber, da sie in der lage waren, eine er eg 
Buchführung vorzulegen, besser wegge kommen, trotzdem 
at® mehr Einkommen hatten. \.ir sind der »ache auf. 
die Spur gekommen, dal bei der Handwerkskammer pewiane 
Normalsätze festgelegt worden sind,welche als Unter- 
jaee benutzt werden. Liese No ma Lshtge sind aber auf 
em Lance nicht überall üblich, Ich habe so eine 
ganne Anzahl Fälle,die ich aber heute nicht anführen 
möchte. 
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"ir haben insbesondere die hegierungskon- 
mission aufgefordert eine baldige heform des »teuer- 
wesens einzuführen. "ir verlangen eine Abänderung der 
Tohn- und Gehaltssteuer und dai; man den französischen 
Staat zur richtigen Steuerleiatung heranzieht, 
| u.erdem haben die Ähristlichen Gewerk- 
schaften Eingaben an die hegierun skommission gerich- 
tet und um eine ieform nachgesucht, / 
| “ir dürfen erwarten,daß die hegierungskom 
mission die nächste Gelegenheit benutzt um ie heform 
Jurehzuftiihren durch Angleichung an- dle deutsche 
teuergesetzgebung, damit, den Schwächen die Erleichte- 
rungen zuteil werden,auf die sie Anspruch haben. 
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Vorsitzender 
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Vorsitzender: Das Wort hat der Herr Abe. Petri (S?) 


Abg. Petri (SP): Meine Herren! Die Vorlage der Verord- 
nung sieht vor,daß eine Steuer,die vor einiger 
Zeit eingeführt worden ist,wieder aufgehoben wer- 
den soll,und zwar bis zu einer gewissen Grenze. 
Hätte die Regierungskommission MEnue als_der 
landesrat dazu Stellung genommen hat,dem Landes- 
rat Gehör geschenkt,dann brauchts sie heute diese i 
Vorlage nicht wieder einzubringen,denn der Landes- | 
rat hät cinstimmig die Einführung der fr&änzösi- 
Schen Luxussteuer abgelehnt. Trotzdem hat die Me- 
gierungskommission die Steuer eingeführt. Nachher 
ist die Kegierungskommission,allerdings etwas spät, 
zur Einsicht gekommen,daß dadurch das suarländi- 
sche Wirtschäftsleben schwer belastet wirc. Wenn 
nun die ch See dieser Luxuswären,die näch 
der französischen Liste eine ziemlich große ZiI- 
fer aufweisen-es sollen 175 Warengattuagen damıt 
betroffen werden-,und die harin enthalten,die 
sieherlich nicht äls Luxuswaren &änzusehen sind, 
wenn diese Besteusrung nun aufgehoben wırd,so Ist 
das zu begrüßen. Wir stimmen Auch der Vorlage 
Semäß dem Kommissionsbericht zu. Wir sind grund- 
sätzlich AnBSEBeT der Luxussteuer,aber nur von 
Waren, die wirklich Luxuswaren sind und nicht in 
dem Sinne ‚wie sie hier aufgeführt sind,daß men 
die allernotwendigsten Gebr&äuchs-oder Bedarfsgegin- 
stände als luxuswären ansicht. 90 % der Gebraäuchs- 
gegenstände überhaupt fällen unter die Steuer und 
werden somit zu Unrecht versteuert. 

Meine Herren!Wenn die Saarregisrung 

euf eine Prüfung der luxusbezeichnung ausgeht und 
wenn man überhaupt diese lLuxuswaren etwas näher be- 
trachten will,so säge ich: Es gibt nichts luxuri- 
öseres im Saargebiet und nichts unnötigeres,äls 
unsere saarländische Zollgrenze. Das kann man als 
Luxus bezeichnen. Der Appärat ist ein sehr teuerer, 
und er müßte unbecingt versckwinden,besonders in 
der heutigen Zeit,wo alle liaren nach dem Goldwert 
gehandelt werden,wo auch die Saarwirtschaft darau! 
angewiesen ist,aus dem deutschen Wirtschaftsland 
are zu beziehen,die dann noch bisher an der 
saarländischen Grenze mit einer besonderen Umsatz- 
steuer bei der Einfuhr belegt worden ist.Auch 
wenn diese Umsatzsteuer jetzt fällt,besteht immer 
noch die Belastung in zu großem liaße gegenüber 
den haren in Deutschland ‚weil auch Cie Umsatzsteuer 
im Innern des »aargebietes,die saarländische Um- 
satzsteuer,noch besteht, und weil die noch so aus- 
geglichen ist, wie es in dem deutschen Umsatzsteuer- 

esetz BRTERBe EL ist. Wir möchten deshalb bei 
Mtaser elegenheit diese Einfuhrumsatzsteuer wiede- 
rum erwähnen,und, um den Ausgleich zu schaffen, dämit 
das Verkaufsniveau der waren des Saargebietes dem 
deutschen Verkaufsniveau unbedingt nähergebracht 
wird,beantragen, daß diese Umsatzsteuer auch wie 
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die deutsche Umsatzsteuer auf 0,5 herabgesetzt wirc. £ 
Es ist dies unbedingt notwendig,weil unser lohnniveau 
im vaargebiet niedriger ist als das in Deutschland. 
Aber die Preise befinden sich näch den heutigen \äh- 
rungsverhältnissen ungefähr in derselben Höhe wie 

die Preise im heich. Die Preise für deutsche jiaren 
wären für uns ja dieselben,wenn sie nicht noch mit 
der Einfuhrumsätzsteuer belegt würden,denn dadurch 
erhöhen sie sich naturgemäß. 

ir wollen also noch einmal den !!inweis ge- 
ben,daß die Saarregierung diese Argunente anerkennt 
und die Umsatzsteuer auf die Linie der deutschen Un- 
satzsteuer zurückbrinet. Gleichzeitig möchten wir 
noch auf einige Härten hinweisen,die im Umsätzsteuer- 
Berge tz in Erscheinung getreten sind. Das sınd die 

eistungen, die man nit der Umsatzsteuer belastet,cıe 
aber überhaupt nichts mit einem .arenumsatz zu tun 
haben. Das Schreiben der Fuhrherren-Vereinigung unc 
die Eingabe des Schutzvereins fiir Handel und Gewerbe 
weisen darauf hin. Es ist doch eine Ungerechtigkeit 
daß ein Fuhrmann für Kohlenfährten,cie er für irgend 
jemand ausführt und dafür eine feste Taxe erhält, 
msatzsteuer bezahlen muß. 

Ich bitte den Landesrat, den Frotest der 
Fuhrherren entgegenzunehmen und dafür einzutreten 
daß die Ausführungsbestimmungen ergänzt werden ‚daß 
die Leistungen unsatzsteuerfrei sinc. 

Desweiteren müssen Arbeiter-ich nenne hier 
die Diamantschleifer-,von welchen wir vielleicht 
15 bis 20 im Saargebiet haben,auch Umsatzsteuer be- 
zahlen. Diese Arbeiter machen Ihre Leistungen durch 
Heimarbeit und daß sie zur Umsatzsteuer herangezogen 
werden,ist eine Ungerechtigkeit. 

| Meine Herren! Ich nehme an, daß diese Aus- 
führungen dazu dienen können, den ländesrat in die- 
ser Frage zu einer einstimmigen Stellungnahme zu 


veranlassen,daß die Ausführungsbestimmungen geändert 
werden. 


Vorsitzender: Das ort hat der llerr ÄAbgeorcnete Ulrick! 
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Abg. Ulrich (KP): leins Herren! "unn schon von Cum Zen- 
+rumsäbgeorcneten Herrn Gärtner angezogen wird ,da® 
die steuerliche Belastung unerträglich geworden 1st, 
ist es schon notwendig, daß man heute Cie. Trage VOT- 
leet und wir als Kommunistische Fraktion legen sıC 
ganz besonders vor, Wer Clv meisten lästen zu tragen 
hat. Ich muß schon den Parteien,cie heute an der 
Gesetzgebung Kritik üben sagen ,dah sie damals den 
Steuergesetzen zugustimnt haben. Hguts_ nehmen sie, 
schon in dieser Frage eine andere Stellung ein. Die 
Umsatzsteuer, die hier in Erscheinung tritt-und wenn 
auch ein Teil dieser Steugr aufgehoben werden soll- 
"bedsutet doch an und für sich nickts,denn die .«ären 
werden durch diese “ehrbeläastung erheblich teuerer, 
"ir werlangen,da? man unverzüglich diese Steuer auf- 
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Den gröLten Anteil an der Gesamtsteuer des 

Suargebietss trägt aber doch die Arbeiterschaft. | 
75 % beträgt der Anteil des schaffenden Volkes an | 
der Saar an den Steuerlasten,trotzdem sich die le- | 
bensbedingungen und die Notlage unter den Arbeitern 
und unteren Beamten steigern. Nan braucht kein 
Kechenkünstler zu scin um festzustellen,daß im Suur- 
gebiet die Schwerindustrie und die Grubenverwaltun 
Prnriee Gewinne erzielen. Der Völkerbund hat auc 

eschlossen, die Ninistergehälter zu erhöhen ‚wozu 
dieselben noch steuerfrei sind. Dann die ungerüchte 
Verteilung der Steuem,ich erinnere an die Über- 
weisungen nach den Bistümern Speyer unc Trier. Diese 
Lasten sind doch unerschwinglich. 

Alle diese Steuerlasten, sind unörschwinglich 4 
füp die Schaffenden,da die Lohnfrage als solche heute | 
unter einem Niveau steht, das kaum die Lebensexistenz 
der Arbeiter gewährleistet. "enn xir zu der Umsatz- 
steuer.die wir hier in der neuen Vorlage vor uns lie- 

en haben ‚etwas zu sagen hüben,so Ist cus unser Ver- 

angen,daß sie vollständig beseitigt wird,denn ge- 

rade die Umsatzsteuer,die als eine wubsteuer beträch- 
tet werden muf,und &uch keine undere ist,wie sie dazu 
angetan,die Preise der därunterfallenden “aren zu er- } 
höhen. "ir sehen,daß die "aren,bis sie beim Konsumen- 
ten &änlangen,von der Umsatzsteuer 8&nz erheblich ver- 
touert worden sind. ir können unter keinen Umständen 
zugeben,daß die in der Vorlage vorgesehene Verlänge- 
gung ala gerecht beträchtet werden kunn. Lie übrigen 
Parteien können deshalb unseren Anträgen,die wir hier 
in der Vorlage vorgeschlagen er gut zustimmen, 
1 

| 

| 





du es letzten Endes ihre eigenen Anträgs sind,wie sıe ı 
betont haben und besonders deshälb,weil die vollstän- | 
dige Beseitigung, der Umsatzsteuer verlangt wirg.ienn 
SIE nun einmal einen Fehler gemucht haäben,dann können 
Sie heute,indem Sie der Vorlage betr. unserer Anträge 
zustimmen diesen ihren Fehler wieder gutmächen. stimmen \ 
Sie also Für die Abänderungsvorschläge der Kommu- 
nistischen Fraktion. Ich glaube, es ist nicht notwen- 

dig,diese Abänderungsvorschläge vorzulesen,da sie den } 
einzelnen Herren vorliegen und in dem Kommıssionsbe- 

| 
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richt als solchem auch klar en sind. Deshalb ist 1 
es schon richtig,wenn ich be ne ‚daß wir grundsätz- 
lich auf den RUnSpUn?T stehen, daß wir diese Umsatz- i 
steuer,die ja nicht allein ın dieser Fruge luxus um- |; 
fußt,sondern unter das frunzösische Gesetz fällt,&bleh- | 
nen missen. Nun bezeichnet fast slle Gebrauchsgegen- | 
stände als Luxuswaren, damit mun möglichst viele steuern | 
sus der Arbeiterschaft heruuswirtschaften kunn. \ir N 
bezeichnen nicht diese Waren &1s Luxus, sondem die 
ganze Binrichtung, die gunze Steusrges:tzge bung mit ı 
semter hegierung betruchten wir als einer Luxus. Denn i 
wir erkennen diese Frage hier im Susrgebiet nicht un j 
und verlungen,duß wir in dieser Geschichte endlich mal 
dezu übergehen und selbst die Fruße in die Hund nehmen | 
und verlungen,daß wir un dus Deutsche neich wieder an- | 
gseLiedert werden. dann hört dieser lurus ım Suurge- 4 
jet endlich auf. 4 
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Vorsitzender: Das Wort hat der Herr Abg. Schmelzer! 


Abg. Schmelzer (DSV): Meine Herren! Der Herr Kollege 
ärtner hat in seinem Kommissionsbericht mit hecht 
darauf hingewiesen,daß der Steuerdruck besonders 
auf dem NMittelstand,dem Handwerker und dem Gewerbe- 
treibenden ruht. Er hat hingewiesen auf gewisse 
Richtlinien,die zwischen der Handwerke rvertretung 
und der Finanzbehörde vereinbart wurden. bs liegt 
nur insofem ein Nißverständnis vor,dab diese B- 
Steuerungstichtlinien wohl vereinbart worden sind. 
Die Vereinbarung wird von manchen Finanzämtern 
überhaupt nicht beachtet ‚von anderen mißverstanden. 
ie Anregung, die Herr Gärtner gegeben hat,ist mir 
sehr willkommen, wir werden Sorge dafür tragen ‚daß 
die Angelegenheit ganz geklärt wird. Ich möchte auch 
aul die Eingabe der Fuhrherrenvereinigung die Ferr 
Petri erwähnte ‚zu sprechen kommen. Es wird da viel- 
leicht nur an dem nötigen Hinweis fchlen,den ich 
hiermit gemacht haben möchte. Daß die hegjerungskon- 
mission ‚besonders den KWittelstand ‚auspreßt bis auf>s 
Blut,ist im allgemeinen bekannt. Wir haben wieder- R 
holt darauf hingewiesen,woran es liegt,daß die &e- j 
völkerung so ausgepreßt werden muß,um den Bedarf | 
der He eierung zu decken,nämlich daran,daß die fran- 
zösische Bergvermwaltung nicht genügend besteuert 
wird. Ich habe einen Ärtikel der naarbrücker Zeitung“ 
über einen Bericht in der iranzösischen Kammer hier, 
der zeigt,wie sich die Abmachungen der RL Fun 
k-mmission mit der Bergverwaltung in der Steuerfrage 
auswirken. Der Berichterstatter weist daraufhin, daß 
die Steuern der Grube auf dis Tonne der Förderun 
umgerechnet außerordentlich zurückgegangen sind.Er 
sagt, daß die Steusrleistung dur Gruben in den Jahren 
1930 und 1921 pro Tonne etwa 6,75 bis .7.-Frs.ausge- 
macht hätten und jetzt nur noch 3.38 Trs.pro Tonne 
beträgt.!'enn man noch die Entwsrtung der Tranzösi- 
schen Währung berücksichtigt, dann ist einwandfrei 
erwiesen ,daß die Bergwerksverwaltung das liehrfache 
von dem aufbringen könnte ‚was sie in Yirklichkeit 
aufbringt. | NE 
Ich kann mir die vorliegende kelegenheit 
nicht entgehen lassen, wieder sinmal auf die skan- 
dalösen Zustände im saarländischen Zollwesen hin- 
zuwelsen. 
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Nach einem Bericht der Kölnischen Zeitung i 
hat der französische Minister des Auswärtigen Amtes, 4 
Briand,am 23.November ds.Js. vor dem Auswärtigen | 
Ausschuß der Kammer erklärt, ‚Frankreich habe sich 
die volle Achtung der Bevölkerung des Saargebietes 
zu erwerben verstanden. Die "irtschaftsverhandlungen 
und die sonderverhaändlungen wirtschaftlicher und 
nfinanzieller Natur trügen dazu bei,auf beiden Sei- 
ten der Grenze eine friedliche Stimmung zu erzeugen". | 
Meines Erachtens irrt sich der Herr Brjand. Er 
Scheint die Quälereien nicht zu kennen.denen die | 
vaarbevölksrung seit Jahr und Tag durch die franzä- \ 
Sische Zollverwaltung ausgesitzt ist.Wenn irgend | 
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etwas geeignct ist, die Achtung Frankreichs in 
der Saarbevölkerung herabzudrücken,so ist es das. 
Vorgehen der französischen Zollverwaltung,cie mit 
einer in Frankreich nicht gekannten Schärfe ihre 
Stimmungen anwendet, um die „irtschaft und die 
Bevölke zu schikanieren. bs wird nirgends be- 
stritten, daß die Durchführung der Zollbestimmungen 
im vaargebiet schärfer und schikanöser gehandhab 
wird,als in Frankreich. Es ist einwändfrei festge- 
stellt,daß die Abfertigung in Frankreich wesentlich 
reibungsloser und vor allem auch rascher vor sich 
geht,daß sehr viel weniger Strafen und Expertisen 
verhängt werden und daß eine geringere Zahl von Be- 
amten ein wesentlich höheres laß von Arbeit bewäl- 
tigt. Infolgedessen kommt der Geschäftsmann auch 
wesentlich rascher in den Besitz seiner \aren. Im 
Saargebiet,insbesondere jetzt wieder in der lieih- 
nachtszeit,entstehen dauernd Stockungen än den 
Güterbahnhöfen. Die Folgen dieser ausschließlich 
auf die langsame Abfertigung der Zollverwaltung zu- 
rückzuführenden Stockungen sind hohe Stanc-und La- 
gergelder, die zur Verteuerung der lLebenshaltung in 
nicht unerheblichem lüaße beitragen. Es wird häufig 
übersehen ‚daß die saarländische Kaufmannschaft 
durch die außerordentlichen Unkosten,die ihr durch 
das Vorgehen der Zollverwaltung entstehen, nämlich 
durch Zollstrafen,Standgelder und lagerkosten,cdurch 
falsche larifauskünfte und sonstige >chikanen aller 
Art, gezwungen ist,diese Verluste durch erhöhte Ver- 
kaufspreise zu decken. Hierüber möchte ich folgende 
Einzelheiten bekanntgeben. 

Die Eintragung der Deklaration dauert,näch 
den mir zugegangenen Mitteilungen ‚durchschnittlich 
eineinhalb Tage. Kürzlich hat eine Eintragung von 
vamstag bis Mittwoch gedauert. Kilgutgendun en 
brauchen bis zu 14 Tagen,bis sie abgefertigt und 
dem Verkehr übergeben werden. Ein Verificateur, 
dessen Name ich Ihnen nennen könnte,hat kürzlich an 
einem Tage lediglich einen haggon Schokolade abge- 
fertigt und sein anstrengendes lagewerk damit been- 
det.Man kann es im übrigen den Verificäateuren nicht 
weiter übelnehmen,wenn irre Arbeitsfreudigkeit un- 
ter der kaum zu überbietenden Kleinlichkeit ihres 
Vorgesetzten Touturier leidet. Ich muß schon den 
Namen nennen,damit die hegierungskommission auf 
diesen Mann aufmerksam gemächt wird. Das ist ein 
Mann! Wenn man Frankreich näch diesem Nanne beurtei- 
len wollte,käme es noch schlechter weg,als dies 

F ah . ’ (@, . TE a . . 
ohnehin schon der Fall ist. »eine Beamten dürfen es 
nicht wagen, sich des Eernsprechers im Verkehr mit 
Herrn Couturier zu bedienen. Weshalb ? Das ist sein 
Geheimris! Daß durch eine solche Unterlassung weitere 
Verzögerungen entstehen, ist selbstverständlich.Leu- 
te, die täglich mit dem Zoll zu tun haben, sind zu 
der Auffassung gekommen, daß man in der gänzen Art 
und heise: der Erledigung der Abfertigung sine bewußte 
provokatcrische Verschleppung erblicken muß, die sich 
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gegen die Kinfuhr deutscher Waren richtet. 

Vor einiger Zeit soll die he gierungskon- 
mission einmal einen schwachen Anlauf gemacht haben, 
um eine Verhesserung dieser Verhältnisse herbeizu- 
führen. Sie hat, wie mir mitgeteilt wurde,einen höhe-. 
ren Beamten der Generalzollysrwaltung {u Paris zur 
Untersuchung der hiesigen Mißstänce Kommen lassen 
und hat die Hoffnung daran geknüpft, daß diese ört- 
liche Untersuchung eine Besserung der Verhältnisse 
herbeiführen werde. Leider ist diese Toffnung eine 
Enttäuschung ee Es hat sich nichts gebessert, 
es ist alles beim alten geblieben,und es wird alles 
solange beim älten bleiben,als &s nieht gelingt,die 
Seele dieser ganzen Schikanen cen obersten und ersten 
malze1s? des Saarzebietes,den Zollinspektor Souturler 
vom Aue eperbehnnnl Saarbrücken, zu entfernen.\as 
nützen allc Saarzollabkommen und sonstigen wirtschalt- 
lichen Vereinbarungen,von denen sich Herr Brianc die 
Erzeugung einer so frledlichen Stimmung auf beiden 
Seiten der Grenze verspricht, wenn der Geist aller 
dieser Abkommen bewußt sabotiert wird. 

Herr outurier,der zweifellos über hervor- 
ragende Kenntnisse auf seinen Gebiet verfügt ‚nutzt 
sie aus, die Wirtschaft bis auf das Blut zu quälen. 
Der Geist dieses Mannes scheint sich auf dıe ganze 
übrige Zollverwaltung übertragen ZU haben. Welche 
andere Erklärung ee ©s sonst für die Tatsache ‚dab 
ee Entscheicungen cer Gensraälzollverwaltung in 
aris den saarländischen Interessenten monatelan 
Torenthalten werden? Die Rückerstattung, von Zollkau- 
tionen zieht sich monatelang nach end&ültiger Erle- 
digung der 7ollstrsitigkeiten hin. Eins hiesige Fir- 
ma hat beispielsweise 3 Fälle sufzuweisen,die schon 
über ein hälbes Jahr zurückliegen, Trotz wiederholter 
Keklamationen hat bis heute noch keine Rückvergütung 
stattgefunden. Die besoncere Eigenart des Herrn 
Couturier und die Auslegung, die er den nach Briand 
einen friedlichen Geist erzeugenden Handelsverträgen 
gibt, mag nachstehend durch einige Beispiele gekenn- 
zeichnet werden: 

Im deutsch-französischen Handslsprovisorli- 
um ist für die Einfuhr von marinierten Fischeu der 
Minimaltarif zugestanden worcen. Ta die französischen 
Vorschriften eine nähere Auslegung des Begriffes 

„mariniert" nicht kennen darf man wohl annehmen daß 
alle mit Essig behandelten Fische als solche gelten. 

Herr Couturier ist Anderer l.einuns. br hat es für 
notwendig gehalten,verschiedene haggons Bratschell- 
fische anzuhalten und eine Expertise in Faris über 

die Frage anzuorcnen, ob Bratschellfische als marl- 
niert zu beträchten seien oder nicht. 

Im Saarabkommen vom 5. August ds.Js. hat 
die französische Regierung Tür Zucksrrübenkraut ein 
zollfreies Kinfurrkontingent von 200 Tonnen bewil- 
list. Da in Frankreich cıieser billige Brotaufstrich 
vollständig unbekannt ist,enthält auch der franzö- 
sische Rert des Abkommens die deutsche Bezeichnung: 

„Zackerrübenkräut". Statt,daß nun Herr Couturuer bei 
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Eingang der Neegons dem Importeur glaubt, dab es 
sich tatsächlich um die frägliche liare handelt, 
hat er in Paris,wo man doch gar keine DE NEONT 
und Unterlagen besitzt, eine Expertise veranlaßt. 
Man darf wohl auf den Ausgang dieses Verfahrens 
espannt sein. Vielleicht wird der Ausgang des 
erfahrens ähnlich sein einer Sache vor ca.2 Jahren. 
Da hat man in Paris bei einer Spritsendung Ilestge- 
stellt, daß der Sprit nicht aus deutschen, sondern 
zus polnischen Kartoffeln gebrannt sei. Und der 
er der Ware hier im Saargebiet mußte eine 
außerordentlich hohe Strafe bezahlen. Wie das in 
Paris festgestellt werden konnte ‚ist rätselhaft. 
Bedenken Sie,es war das reiner Sprit ohne SBei- 
mischung. Die Zollstrafe mußte bezahlt werden, da 
gibt es keinen Einspruch dagegen. Und die »aarre- 
gierung läßt alles FunIE über sich und uns ergehen. 
Die heftige Abneigung, die die Zollver- 
te Mae einmal gegen dıe Nöglichkeit der zoLll- 
Ban igten Einfuhr deutscher jiaren zu haben 
scheint, kommt auch dadurch zum Ausdruck,daß neuer- 
dings ‚insbesondere bei der Poststelle mit größter 
Rücksichtslosigkeit bei haren, die auf Grund des 
deutsch-französischen Provisoriums oder des Vaar- 
zollabkommens Anspruch auf einen billigeren Tarif 
haben ‚einfach zum Generaltarif verzollt werden, 
wenn das BESprUDESZeLENIS nicht beiliegt. In sehr 
vielen Fällen ist aber das fehlende Ursprungszeugnis 
in den Händen der Empfänger,die natürlich auser- 
ordentlich erzümt sind, wenn sie die Fakete zum 
Höchsttarif verzollt erhalten. Zur Verbilligung der 
Waren trägt dieses Verfahren auch nicht bei. sehr 
geklagt wird auch darüber,daß cer AOr Rabe yoF 
uturier die Verificateure an der Postzollstelle 
häufig wechselt,sodaß einzelne »endungen 4 — 5 fiochen 
liegen bleiben, nämlich solange, bis der Verifica- 
teur, der die Sache anfangs behandelt hat, wieder 
einmal zur Post zurückkehrt. | 
Unzählig sind die Klagen über das schi- 
kanöse Vorgehen des Herrn Couturier. Die Gewichts- 
ermittlungen werden selbst bei llaschinen mit einer 
peinlichen Genauigkeit vorgenommen, die man kaum 
noch ernst nehmen kann. Beispielsweise sind Freß- 
Jufthämmer unter Zuhilfenahme von kupfernen Sous- 
Sticken abgewogen worden. Schwere Maschinen, bei 
denen sich infolge des hegsnwetters ein Gewichts- 
unterschied von 5 % ergeben hatte, sollten aul Be- 
fehl des Herrn (outurier auf dem Güterbahnhof 
Saarbrücken abgeladen und genau vermogen werden, ob- 
wohl sich die Empfängerfirma bereit erklärt hatte, 
den Zoll für die Sewichtsdifferenz zu entrichten 
und tatsächlich eine a een a auf dem 
Güterbahnhof überhaupt nicht besteht. Es bedurfte 
einer unmittelbaren sen en bei der Generälzoll- 
direktion in Paris, um diese offenkundige Schikane 
zu beseitigen. | 
Geklagt wird auch über die mangelhafte 
Unterrichtung der sämtlichen Zollämter,wenn neue 
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neue, Bestimmungeh herauskommen. #s dauert oft 
tagelang, bis sich die neuen Bestimmungen bei 
den einzelnen Dienststellen durchsetzen, Wahr- 
scheinlich auch hier wegen der mangelnden tele- 
fonischen Verbindung. Alles in allen; es ist 
höchste Zeit,daß in diesen Nißständen eine 3es- 

. serung eintritt. Die a ee 
länger gewillt, diesen Zustand und die sich hieraus 
ergebenden unzähligen Schwierigkeiten und 3e- 

a ruhig hinzunehmen. Die Geduld ist 
rg . Sie hat immer wieder gehofft, nicht 
zuletzt auch äuf Grund der von der hegierungs- 
kommission erweckten EORLUBRBEN daß eine grund- 
legende Besserung eintritt. Da diese Hoffnungen 
aul’s grausamste getäuscht worden sind, wird ; 
schließlich nichts anderes mehr übrig bleiben, 
als die französische tern RR allem Herm 
Briand und auch den Völkerbundsrat aufzuklären. 

Ich möchte dem Herrn Vertreter der lie- 
Bere wasere Bitte vortragen und ihn ersuchen, 
er hegierungskommission unser NMißfallen auszu- 
drücken, daß in der Angelegenheit Couturier noch 
nichts erreicht ist. 

u dem Entwurf möchte ich sagen, daß 
die Be agevorschls e wie auch der Entwurf \ 
selbst ein mpromiß darstellen. “ 


(Zuruf des Abg. Reinhard: Stimmen Sie zu ?") 


(Glocke des Vorsitzenden) 
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Vorsitzender: Ich bitte den Kkedner nicht zu unter- 
brechen! 


Abg. Schmelzer fortfahrend: Wenn man bedenkt, daß un- 
ser Kechtsstandpunkt noch nie gewertet worden ist 
und daß zu befürchten steht, daß die Angelegenheit, 
wenn sie vor dem Obersten Gerichtshof ausgetragen 
wird-dessen Standpunkt. ist uns ja bekannt- nicht 
zu unseren Gunsten ausfällt, Dann ist es besser, 
wenn das Kompromiß geschluckt wird. | . 

Aus diesen Gründen stimmen wir der VorYr 
lage zu, wie sie in der Kommission verabschiedet 
worden 1Sst. 
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Vorsitzender: Das Wort hat der Herr Abg. Gladel! 


Abg. Gladel(4): Meine Herren! Es ist schon ven zwei 

erren die Eingabe der Tuhrherren-Vereinigung be- 
sprochen worden. !iir vom Zentrum sind auch der 
Ansicht,daß dieser Eingabe Daghrane getragen werden 
muß. Das Entgelt für geleistete Arbeit ist nichts 
welter als Lohn. Nan wollte diese Angelegenheitam 
Schluß der Tagesordnung bringen,da nun aber die 
Sache angezogen ist,möchte.ich diese Erklärung 
jetzt abgeben. 


Vorsitzender: Dann kann die Eingabe als Naterial an die 


peeierungskomnission weitergegeben werden. Die 
Erklärung lautet: ; 


Fuhrherren-Vereinigung Neunkirchen, den 10.12.1926. 
für das nörd]. 
Daargebiet. 
An das 


Biro des Ländesrätes 


——L— — ee 2. —— u —— 


mit der Bitte zur gefl. eiterleitung an die Herren 
Abgeordneten des lLandesrates. 


dedleus Vepiufrosg u? 


Eine am 28.11.1926 in Neunkirchen stattge- 
fundene,von ca. 180 u need besuchte Versamn- 
lung der 4 Den "uhrleute des nördlichen Saar- 
gebietes: beschäftigte sich mit der ungerechten An- 
wendung der Umsatzsteuer im Fuhrgewerbe. He 

lle Anwesenden waren sich darüber einig, 
daß diese Steuer zu Unrecht besteht und wurde ein- 
stimmig beschlossen, folgende nesnlution an die He- 
glerungskommission und An den Landesrat zu richten: 





".ir protestieren auf das schärfste gegen 
die uns auferlegte Umsatzsteuer und glauben nicht, 
daß der Gesetzgeber bei Schaffung der Umsatzsteuer 
unseren säuer verdienten Lohn als Umsatz gemeint 
haben kann. Gerade der Fuhrlohn ist unser einziger 
Verdienst,ein Umsatz irgendwelcher Art kommt bei 
uns nicht in Frage. Jede von uns verrichtete Arbeit 
kann nur als Iohnfahrt gewertet werden und wir selbst 
sind bei der Ausführung nur als Arbeitnehmer zu be- 
trachten. Durch die neuzeitlichen Verkehrsmittel 
wird unser Arbeitslohn dermaffen heruntergedrickt, 
daß die Abgaben für Einkommen-,Gewerbe- und Umsatz- 
steuer,außerdem die Beiträge zur Ra a 
schaft,die Unterhaltungskosten für Pferde und hagen, 

die Beschaffung von Futtermittel und sonstige Be- 
triebsunkosten für uns fast unerschwingliche lasten 
bedeuten, ;ird loch kein Gewerbe so systematisch 
untergraben wie das unsrige. Gehen doch die te 
je 
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die .erke,die Unternehmer, ja sogar die Städte und 
Gemei | aller möglieren " 
emeinden durch !!bernahme aller möglichen kahrten 
. über,unser Gewerbe allmählich ganz zu erdros- 
seln. 


_ „Aus vorstehend Angeführtem mögen Sie ersehen, 
ca” eine Umsatzsteuer [ir das !'uhrgewerbe nicht mehr i 
in Frage kommen darf. 


ir bitten,unserem berechtigten Äntrage wohl- 
wollend iechnung zu tragen und zeichnen 


mit vorziglicher Hochachtung ! 


ler Vorstand der vereinigten Fuhrleute 
des nördlichen saargebietes. 


lsA. 
gez, Josef .Dö:.rr. 
Vorsitzender: Es ist dann abzustimmen über Cie fommissions- 
besehliüsse 


a) das Kontingent von 1,5 auf 1,8 !ıillionen zu 
erhöhen, 


b) die Treisgrenzen in der lurussteuer um &0 % 
zu erhöhen, 


ce) Aie Umsatzsteuer den Verhältnissen im eich 
anzupassen und den Steuersatz auf V,6 herab- 
zusetz&n. 
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Wer fir diese Kommissionsbeschlüsse ist,bitte ich, 
die Hand zu erhebin. 


ich stulle fust,da, das Lentrum,die Sozial- 
dscmokraten und div Drutsch-Searl.Volkspartei 
dafiir sind. 


Die Zommunisten sind für ihre eigenen 
Vorscehlägi. | 


Dann ist abzustimmen über die Vorlage mit der Änderung 
in > 2.den div Kommission buschlossen hat. 


Ss 


er dafür ist,möge die Hand erheben. 


Dafür sind Sozialdemokratun,Zentrum und leutsch- 
Saarländisch. Volkspartei. 
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Die Abänderungsvorschläge der Kommunisten Mly- 
lauten: MT 
| MS. 
In $ 2 Abs.1l den letzten Halbsatz,der beginnt un 
mit MR 
e ® 
„wenn es sich um haren usW..... EURER a Ay 
zu streichen, | 
| | iM 
femer den Absatz 2 zu streichen,desgleichen | vn 
den $ 3. KR 
go 
$ 4 erhält folgenden Wortlaut: 
„Die bis auf bisher eingeführte Waren bereits IR 
erhobene Einfuhr-Unsatzsteuer und ihr gleichge- ı' 
stellte Gebihren sind, falls sie noch nicht > 
weiter verkauft sind, zurückzuerstatten. =, 
Ist die kntrichtung der erhöhten kinfuhr-Un- in 
satzsteuer noch nicht erfolgt,so wird die erhöh- MM 
te Einfuhr-Umsatzsteuer niecergeschläagen. " > 
nr 
Die $$ 5 und € werden beibehalten. & 
-Wer für diese "»rschläge ist, möge die Hand | 3 
> 
erheben. 2. 
Ich stelle fest,daß hierfür die Kommunisten Mm 
allein stimmen. 
oO 
8 
Q_ 
R 
er 
Vorsitzender 
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amiäkender: "ir kommen zu Funkt 3 der jagesordnung 
etrıt | 


Besteuerune ausländischer Kraftfahrzeuge. 





Ich erteile hierzu dem Berichterstatter, Herrn ib- 
geordneten Gärtner das ort! 

Abg. Gärtner (2): Meine Herren! Ich'darf Ihnen den 
Kommissionsbericht bekanntgeben. 


.. „Die I. Kommission des Landesräates hat 
Sich in ihren Sitzungen vom 24.und 29, November 
ds.Js. mit der Vorlage betr. Besteuerung auslän- 
Sischer Kraftfahrzeuge befaßt und hat festgestellt, 
dab es sich bei der zur Frage stehenden steuer- 
lichen mung nicht um französische Xraftfahr- 
zeuge handelt. Diese gehen aufgrund des zwischen 
dem waargebiet und Frankreich getroffenen Abkon- 
mens frei in das Saargebiet ein. Bei der steuer- 
lichen Erfassung kämen in der Hauptsache deutsche-, 
betgische, , luxemburgische- ‚ifalienische-und einige 
sonstige Kraftwagen aus der Schweiz usw.in Betracht. 

Die im Innern des Saargebietes zur Erhe- 
bung kommenden Straßenabnutzungsgzebühr wird von 
cer mit der Vorlage beabsicrtigten Steuer nicht 
berührt. | 

Die Kommission hät bereits in der ersten 
Sitzung den Herm Staatskommissar gebeten, bei der 
Hegierungskommission vorzusprechen bezw.anzuregen 
wegen AbschluR eines Gegenseitigkeitsvertrages mit 
Deutschland- mit der lieichsregierung in>»s Benehmen 
zu treten, mit dem Ziel,da? beide leile ‚Saargebiet 
und Deutschland ‚auf Cie Erhebung einer Steuer ver- 
zichten. 
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Die Aommission ging hierbei von der Er- 
wägung aus,da\ viel mehr saarläneische Traftfahr- 
zeuge nach Deutschland fahren als umgekehrt deut- 
sche Kraftwagen näch dem Saargebiet gehen. Der he- 
glerunssvertreter gab der Xommission hierüber ej- 
nıge Zahlen bekannt, Er führte aus, daß jährlich 
ca.o000 Kraftfahrzeuge über die leichsgrenzen näch 
dem Saargebiet gingen,von denen ungefähr 1200 
deutschen Ursprungs sind. Die änderen Kreftfahr- 
zeuge seien belgischen-, luxemburgischen-usw.UÜr- 
sprungs. Lie Zahl der nach Deutschland fahrenden 
Kraftfahrzeuge konnte mangels Unterlagen nicht an- 
gegeben werden, jedoch war die Neinung in der Xom- 
mission vorherrschend,daf die zahl der näch dem \ 
Saargebiet kommenden deutschen vahrzeuge von den F 
nach Deutschland fahrenden saarländischen ‚lagen 
weit übertroffen wird. 

Aus diesem Grunde erscheint es im In- 
teresse des »waargebietes Pr epen,cer Snregung,mit 
Deutschland einen Gegenseitigkeitsvertrag abzu- 
Schließen ,stattzugeben. 

Die Zommission stimmt im allgemeinen 
cer Vorlage zu,ist jedoch der Auffassung,daß es 

\ unbecingt | 
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unbedingt notwendig ist,mit der Feichsre jerung 
in Verhandlungen einzutreten,um gegensei ig steuer- 
Ireie Einfahrt von Kraftfahrzeugen zu vereinbaren 

Ein Mitglied führt zur Begründung noch 
an, daß die heichsregierung schon im Jahre 199] 
bereit gewesen sei, einen solchen Gegenseitig- 
keitsvertrag mit dem Saargebiet abzuschließen. 
ST ‚ Yon einem Mitelied wurde dann noch darauf 
hingewiesen, daß die Sätze ‚wie sie in der Begrin- 
dung zur Vorlage genannt sind iR ol DIR RO, re, 
und S0,.-Frs. bei dem derzeiti en günstigen Franken- 
stande-im Vergleich mit den deutschen Steuersätzen- 
zu hoch seien. Die Sätze seien bei einem Kursstand 
‚von lO zur Nark berechnet ‚heute sei bereits die 
Serechnungsgrundlage völlig verschoben. | | 

. „ Ya über diesen Punkt keine Kinmütigkeit 

zu erzielen war,wurce der Äntrag,die Sätze um 
30 Prozent zu ermäßigen,von dem Antragsteller 
wieder zurückgezogen und statt dessen beantragt, 
die tiegierungskommission zu ersuchen,cdie Steuer- 
sätze in heichsmark festzusetzen und zum jeweiligen 
Kurs in Franken zu erheben. | 

Die Kommunistische Fraktion lehnt die 
Vorlage aus politischen Gründen ab. Auf Antrag 
der K,P,D.bes-hließt dann die Kommission über 
die Vorlage im Plenum zu debattieren. 
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Ich habe auch hier die Gesen"berste]- 
2 ar E 


i Ü 
DELEO CLUe EICIOS- 


im eich. 19.-. 
Sinc loch e:hebliche Unterschiede ‚was daher zu er- 
klären ist, daß die S:tze bei einem Kurz won L: 20 
errerkneı wurren,was heute nieht mehr der iichtig- 
keit entsprechen dürfte, 


Vorsitzender: Das Tiort hat der Herr Abg. Betz! 


Abg. Betz (SP): Meine Herren! Es ist zur Sache selbst 


nicht viel zu sagen. Namens meiner Fraktion kann 
ich erklären,da® wir der Vorlage zustimmen und. 
wünschen,da3 mit der neichsregierung in Verhand- 
lungen eingetreten wird,um dieselben Ver ünsti- 
gungen zu erzielen,welche die französischen Fahr- 
ZeEUgE genleben. 
| ei "ir haben bei dieser Gelegenheit. einen 
rößeren Antrag eingereicht, der eine Neuregelung 
ger. Kraftfahrzeugsteuer vorsieht. Im übrigen stimmen 
wir der Vorlage zu. 
Der Antrag lautet: 

Antrag 
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ANTRAG 
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Der Iandesrat wolle beschließen: 


Die Regierungskommission wird gebeten,cie 
Frage der Einführung einer 


Batriebsstoffsteuer für Kraftfahrzeuge 





zum Gegenstand einer eingehenden Prüfung durch 

die zuständigen Dienststellen zu machen und ge- 

earelis dem Landesrat einen diesbezüglichen 
erordnungsentwurf zur Vorlage zu bringen. 


Begrüncung: 


Der ungeahnte Umfang,cen cer Verkehr der 
Kraftfahrzeuge aller Art ın den letzten Jahren 
genommen hät und in wahrscheinlich noch viel 

rößerem \aße in der Zukunft nehmen wird,zwingt 

ie Gemeinden,Kreise und länder zur "iederherstel- 
lung bezw.Neuanlage von Strasen SO gewaltige Aus- 
aben zu machen,daö die ihnen zu diesem Zwecke zur 
erfügung stehenden \ittel absolut unzureichend 
sind. Die Folge davon ist,daß vielfach die 
drineendsten Straßenbauarbeiten unterbleiben,wo- 
durch die Abwicklung und Sicherheit des Verkehrs 
sehr benachteiligt wird,oder aber einzelne Ge- 
meinden und Kreise sich lasten auferlegen,die in 
keinem Verhältnis zu ihrer finanziellen Tragfähıe- 
keit stehen.Es ist daher ein Gebot cer Stunce, 
diesem Übelstande abzuhelfen,was äber nur eschehen 
kann.wenn den vorerwähnten Körperschalten,die 

zur Unterhaltung und l\euanlage öffentlicher Ver- 
kehrswege gesetzlich verpflichtet sind,näch liaß- 
abe dieser Verpflichtung cie erforderlichen lüt- 
tel bereitgestellt werden. 


| Die nach der Verordnung über die Erhebung 
einer Straßenabnützungsgevühr von Kraftfahrzeugen 
von 26.3.1925 zu zahlende Gebühr richtet sich 
näch der Stärke des !!otors,den Eigen-und ladege- 
wicht des Fahrzeuges,sowie nach der Art der De - 
reifung desselben. Die Gebühr wird periodisch für 
bestimmte Zeitabschnitte erhoben,ob ein Kraft- 
LAN TBeNE viel oder wenig benutzt wirc,ist außer 
Betracht gelassen. 


Diese Art der Errechnung und Erhebung einer 
 Straßenbenützungsgebühr erscheint uns, ganz abge - 
schen von den damit verbundenen verwaltungstech- 
schen Schwierigkeiten,auch in sonstiger Hin- 
sicht nicht ganz gerechtfertigt und vor allen 
ihren Zweck nicht voll zu erfüllen. Ziel einer 
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solch.n Gebührensrhebung mu. sein,in einer verval- 
tungstcchnisch möglichst einfachen Form cie Kraft- 
fehrzeugbesitzer in der gerechtesten nelse, d.h.in 
dem Maße ,in welchem sie durch ihre fahrzeuge an der 
Straßenabnutzung teilnehmen, zur Aufbringung der für 
die eg ri bezw. Neuanlage von »traßen 
erforderlichen Mittel heranzuziehen. Dies erscheint 
uns durch eine Besteuerung der zum Antriebe ‚von 
Kraftfahrzeugen notwendigen Staffe (Benzin, Benzol etc.) 
ee , Eine solche Besteureung ist z.D. in 
merika,dem größten Autoläande ‚bereits eingeführt i 
und im heich in Aussicht genommen. Der Verbrauch an } 
Betriebsstoffen ist unzweifelhaft als der sicherste : 
Gradmesser für die Inanspruchnahme eines Kraftfahr- 
zeuges und damit auch für die dureh dasselbe verur- 
sachte Straßenabnutzung anzusehen. Die oben erwähnte 
Verordnung vom 26.3.1225 mit itren vielen Sondervor- 
schriften und Ausnahmen, welche die Durehführung er- 
schweren und hohe JTerwaltungskosten verursächen, könn- 
te fallen. Eine Besteuerung cer Betriebsstoffe würce 
den in Frage kommenden Dienststellen lie Arbeit er- 
leichtem .den Besitzern der Kraftfahrzeuge eine 8°- 
rechtere Verteilung der aufzubringenden eilstungen 
sichern und was die Hauptsache ist,größere Einnahmen 
garantieren. Eine evtl.sintretende stärkere Belastung 
solcher Fersonen oder Unternshmen,die viele Kraft- 
fahrzeuge dauemd im Betrieb haben,wäre keineswegs 
ungerechtfertigt,da deren Fahrzeuge ja in erster 
Tinie die starke Abnutzung der Straßen bewirken und 
ein besserer Ausbau unseres Straßennetzes für sie 
von größtem Vorteil wäre, Der Gefahr,daß Kraftfahr- 
zeuge außerhalb des Saargebietes ihren Bedarf an be- 
Betriebsstoffen decken, müßte Aurch geeignete l\alnah- 
men vorgebeugt wercen. 
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Vorsitzender: Das “ort hat cer Herr Abe. Kiefer ! 


Abe. Kiefer (4); keine Nerren! Trotz der \ilchtanerkennuns 
des Versailler Verträges misser, "ir von den Dingen 
susgehen,daß auch aus ändische zutos „Steuern bezahlen. 
"ir treten dafür ein, daß ein gegsnseitiger steuer-. 
freier Eintritt In’s Saargebiet möglich 1st. Im ibrıi- 
gen stimmen wir cer Vorlage zu. Ä 

Den Sozialdemokratiscren Antrag bitten wir 
der herierungskommission zu überreichen und mit cem 
Gesetz ,das in Deutschland besteht,zu behandeln una 
dieses in Aussicht zu stellen. 
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Versitzender: Dus “ort hat (er lierr Abe, Ulrich! 


Ahg. Ulrich (KP): Meine Herren! Die Kommunistische Frak- 
tion kann unter keinen Umständen zu der Vorlage 
ihre Zustimmung geben. Das saargebiet gehört po- 
litisch und wirtschaftlich zu Deutschland und’ 
wir Kommunisten können die gewaltsam gezogene 
Saargrenze nicht anerkennen. “ir lehnen esab' 
diese Steuer als eine separate zu behandeln und 
die französischen Kraftfährzeuge frei zu lassen. 
Grundsätzlich sind wir für eine Besteuerung | 
sämtlicher Kraftwagen,da wir dies als luxus be- 
zeichnen,da kein Arbeiter in der lage ist,einen | 
"agen zu fahren vielmeniger einen besitzen kann. 
Deshalb KezlBngen wir aäuch,daß die französischen 
Wagen von der »teuer erfaßt werden. Ls ist für 
uns selbstverständlich,daß die übrigen Parteien 
einen Gegenseitigkeitsvertrag mit Deutschland 
wünschen und somit,politisch gesehen,die »aar- 
Erenze als zu kecht bestehend, betrachten. Wir 

eträchten das Saargebiet als einen Teil des 
Deutschen Reiches und lehnen die Vorlage ab. 


Vorsitzender: Das liort hat der Herr Abg. chmelzer! 


Abgi Schmelzer (DSV): Ich möchte darauf aufuerksam 
machen,dal. nicht allein Luxuswagen von Deutsch- 
land näch dem Saargebiet kommen und umgekehrt. 

Ich glaube, die Arbeiter-Zeitung fährt 
auch einen Kraftwagen. 

Der Vorlage selbst stimmen wir zu und 
sind der Meinung, daß ein Abkommen mit dem 
Deutschen Reich getroffen werden mu£. 


TUE EEE SE DEZE EEE 





Vorsitzender: Wir kommen zur Abstimmung. ver ist für die 
un,mt dem Abänderungsanträg der Kommission 
ZU $ R 


Dafür stimmen Sozialdemokraten, Zentrum 
und Deutsch-Saarländische Volkspartel.- 


Wer für den Antrag der Sozialdemokraten ist,möge 
die Hand erheben. 


Dafür stinmen Sozialdemokraten, Zentrum 


und Deutsch-Saarländische Volkspartel.- 
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Damit ist die 3.Vorlage erledigt. 
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Abe. Dr. Sender (SP): Meine Herren! Die Berichterstat- 


Vorsitzender: Das ort hat der Herr Abg. Heckler | 


Ahg: Heckler (KF): Meine Herren! Ich mödte !!erm Dr.Sender 


Vorsitzender: Das liort hat der Herr Abe. Dr.»ender! 


„ ABin 


"ir kommen nun zu Funkt 4 der lagesordnung betr. 
Verkauf von Betriebsstoffen. 


Das ort hierzu hat der Berichterstatter,llerr 
Abgeordneter Dr.»Sender! 


’r 


tung über diesen Punkt ist sehr kurz. in einem Ar- 
kel der Verordnung wird eine Änderung getroffen.!s 
findet dadureh ein Durchbruch, des grundlegenden Ge- 
setzes statt. Der Durehbruch ist aher nur ein Son- 
derfsall und unter diesem Gesichtspunkt hat die Kon- 
mission des Jandesrates diesen Artikel einstimmig 
Angenommen und zwar unter dem Vorbehalt,deü dieser 
\rtikel ‚der dieses Gesetz bezüglich des Verkaufs 
von Betriebsstoffen jederzeit widerrufen werden 
kann. 

Es ist eben ein Sonderfall,der auch als 
soleher behandelt werden muß,Der Verkauf der Be- 
+triebsstoffe läßt sich nächtlichemweise nicht unter- 
binden,weil eben das Auto an keine Zeit gebunden ist, 
Jedoch soll die Arbeiterschaft,die nächtlicherweise 
den Betriebsstoff verkaufen mußW,nicht, wie der Ar- 
tikel es vorsieht,an beiden ©onn-und festtagen be - 
schäftigt werden,sondern sie soll abwechselnd be- 
schäftigt werden. 
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darauf aufmerksam madhen, daß der Vorlage nicht einstin- 
mig zugestimmt wurde, sondem dab wir uns unsere Zu- 
stimmung vorbehalten haben. In der ersten Kommissions- 
sitzung haben wir zugestimmt unter der Bedingung daß 
an Sonn-und Festtagen jeglicher Verkauf untersagt wird. 
eine Herren! Es ist eine Forderung,die 
den Achtstundentag betrifft. „ir missen da feststellen, 
dal, durch die Einfiihrung des Lrmächtigungsgesetzes, _ E 
dem sämtliche übrigen Parteien in Deutschland zugestimmt % 
haben,der Nahkataın entag ziemlich verschwunden ist. 
Heute können wir feststellen,daf. durch die Einführung 
dieses Gesetzes der Achtstundentag durchbrochen werden 
soll. "ir können dieser Vorlage unsere Zustimmung, un- 
ter keinen Umständen geben. ..ir stehen vor gewaltigen 
Ereienissen. Aus den angeführten Gründen lehnen wir 


die Vorlage vollstäncig ab. 
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Abg. Dr. Sender (SP): Neine Herren! Die Ausführungen des 


Herrn Äbgeordneten,der eben gesprochen hat 
(Abg, Heckler sagt seinen Namen) 


(das freut mich) sind subjektiv und objektiv falsch. 
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Ich stelle fest, daß die Kommunisten in der Kommis- } 
sion für die Vorlage gestimmt haben und weise aus- 
dricklich zurück,daß der Herr Abgeordnete Heckler | 
einen anderen Vortrag hält. &s 1st absolut unwahr - 
und das erkläre ich als Berichterstatter und rule | 
als Zeugen die ganzen Herren der Kommission aut, 


* 


daß diese Vorlage einstimmig und zwar mit dem Be- 
schluß einer debattenlosen Verabschiedung im Flenum 
in der Kommission angenommen wurde. Ss scheint mir 
‘so, daß auch hier ein zweiter Nortbruch begangen 


wurde. | 
. Her nn A | 
Vorsitzender: Das ort hat der Herr Abg, Heckler: 


Abg. Heckler (KP): Meine Herren! Die Sache liegt so. In 
der ersten Lesung wurde Besgat, ei man in 2 Di a 
ten Lesung die Frage noch einmal aufrollen wollte 
und daß wir, wenn wir etwas zu diesem Gesetz noch 
zu sagen hätten, im Plenum sprechen werden. 


. [ . A Li A “ a at 
Vorsitzender: Das ort hat der Herr Abg. br. Sender: 


Abg. Dr. Sender(SP): Im zweiten Konnissionsbericht steht 
drin,cie Kommission beschliebt einstimmig, c1® IOr- 
lage debattenlos zu verabschieden. {n dieser »1 zur 
waren Sie auch zugegen. Zwei lerren der Kommunisten 
waren zugegen als der Vorsitzende der SommLssion u 
diesen Satz dem Schriftführer dixtierte. Weine HErIEN- 


h ee ei ae 
"enn das nicht mehr gilt,dann haben solche Vereinb&a- 
rungen keinen Sinn mehr. 


(7urıf des Abgskeinhard::Alles Schwindel,da 
wi | ] instimmig angenon- 
En einfach geschrieben, eınstimmls 

men 
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Glocke des Vorsitzenden 


Versitzender: Herr Keinhard,ich rufe »ie zur Ordnung. 
"Ich mıß das Biro in Schutz nehmen. 


Die Herren Kommunisten haben ihr Gutächten 
abgegeben. 
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Vorsitzender: "ir kommen jetzt zu Punkt 5 cer Tages- 
ordnung betr.: 










) el 
) artengfundstücken 
sowle bel Jagd-und Fischereipach verträgen. 


Ich erteile zunächst dem Berichterstatter, Herm 
Abgeordneten Gladel das \ort! 


Abg. Gladel (2): Meine Herren! Der Bericht der Komnmis- 
sion lautet: 


Die 3, und 5. Kommission des Landes- 
rates haben sich in ihren »itzungen von l.und 
1.0s.lits. mit der Vorlage befaßt und nur ein 
Anderung in Artikel 2 vorgenommen. In Artikel 2 
Absatz 2 wird zwischen den orte: wirtschaft- 
lichen. Verhältnis" eingefügt: und örtlichen. 
Diese Änderung wird einstimmig angenommen, C 
gleichen die übrigen Artikel cer Vorlage. 

\ Lie Kommission empfiehlt dem Plenum 
die. Vorlage in der von der Kommission beschlos- | 
senen Form debattenlos änzunehnmen. i 









.. _ Anschließend an diese Berätung nahm 
die Kommission Stellung zu den dem ländesrat 
vom lrierischen Bäuernverein zugegangenen Än- 
tröge und hat einige kleine Änderungen bezw. 
Ergänzungen derselhen vorgenommen. Lie Kommis- 
sion hat mich als Berichterstatter beauftragt, 
im Plenum diese Anträge bekanntzugeben. Die 
Anträge lauten: 
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. ." Die landwirtschaft des Saargebietes 
befindet sich in schwerster wirtschaftlicher 
Bau e20. Dısselbe ist insbesondere hervorge- 
Futen: 


| Durch die lißernten der letzten Jahre; 

dureh die dagelschläge der Jahre 1925 

und 1926; 

) durch den Kartoffelkrebs,der bereits 
große leile des Säaargebietes ver- 
seucht hat; 

A) durch die waul-und Klauenseuche, die 
den ganzen Viehbeständ des Saargebie- 
tes zu..ruinieren droht; 

5) durch die Areditnot, die es der Land- 

wirtschaft unmöglich macht,auch nur 

einigermaßen die ©chäden auszumerzen, 
die durch die oben genännten Ereienis- 
se und »euchen entstäncen sinc. 


1 
2 
3 


3 PwoZ 


Tg 


"ir erlauben uns daher,folgence Anträge 
vorzulegen dieselben im Interesse der Volks- 
ernährung zur Abstimmung zu bringen. 
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Zu 1 une 2) Antrag: Die Einkommensteuer für das 

| Jahr 1026 möge für cie land- ! 
wirtschaft infolge der lliB- 1 
ernten,lagelschläge und der | 
Verseuchungen durch fartol- 
felkrebs, Maul-und Xlauenseuche, 
weitestgehend ermäßigt werden, 
soweit die oben erwähnten Vor- 


aussetzungen zutre!iien. 


Zu 3) Antrag: Über sämtliche eingeführten 
Kartoffeln,sowohl Speise-als | 
auch Saatkartoffeln,soll eine % 


schärfere Kontrolle ausgeübt n 
werden zwecks Verhütung der | 
Einschleppung des Aartoffel- di 
krebses,wodurch die größte Ge- 2 
fahr für den saarländischen 


Kartoffelbau beseitigt werden 





kann, 
Zu 4) Antrag: Dereitsteliuag hinre Lehenaez 1 
Kredite zu mäßigem Zinsfuß für 


die» landwirtschäft zwecks An- 

kauf von Zuchtvieh ‚Saatgut, 
Kunstdünger und landwirtschäft- 
licher Maschinen unter besonde- 

rer Berücksichtigung der von, i 
Hagelschlag betroffenen Betriebe. N 


———— 
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ee REDEN Stellen sind die Zusätze der 
Kommission! 


Für diese Änträge stimmen Zentrum und Deutsch- | 
Ssarländische Volkspartei. i 
Die Sozialdemokratische und die Kommunistische | 
Fraktion stimmen auch den Änträgen"zu,doch wollen 
diese das Wort: Landwirtschaft" ersetzt haben durch 
die Worte: ‚kleinere landwirtschaftliche Betriebe.“ _ 
Tieriber konnte in der Kommission keine Einstimmigkeit 
erzielt werden. 
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Die dem Landesrat zugegangene Denkschrilt 
der Vereinigten landwirtschaftlichen Lokalabteilungen 
des Saargebietes über die lage der landwirtschalt im h 
Saargebiet soll mit den Anträgen des Trierischen 
Bauemvereins an die Regierungskommission weltergege- 
ben werden, 

Diese Denkschrift lautet folgendermäßen: 


Tg 


Denkschrift 
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der vereinigten landwirtschaäftlichen Lokalabtei- 
lungen des vaargebietes über die lage der land- 
wirtschaft im Saargebiet. 


In Ausführung des Friedensvertrages von Ver- 
sailles wurde das Rasa bet mit dem lO.Januar 1925 
In das französische Zo enniet einbezogen. llierbei 
ıst in keiner leise auf die besonders schwierig g2e- 
arteten ee nungen der saarländischen Land- 
wirtschaft Rücksicht genommen worden,sodaß sie einem 
aussichtslosen Konkurrenzkampf mit der französischen, 
namentlich aber der lothringischen Landwirtschaft 
ee ven ist.Vergliecht man heute die lage und 

ie Produktionsbedingungen der saarländischen land- 

wirtschaft mit denen der lothringischen,so ergibt 
sich zwingend,daß die heimische Landwirtschaft gegen- 
über der Landwirtschaft des Nachbarlandes sehr ım 
Nachteil ist und immer weiter in’s Hintertreffen 
kommen muß. 

Während cie saarländische Landwirtschaft ein- 
m&l Curch den haubbau in der Kriegszeit und ganz be- 
sonders noch durch die Markinflatien ihr Betriebska- 
pital fast ausnahmslos eingebüßt hat,konnte die loth- 
ringische Landwirtschaft ihr Betriebskapital durch 
die bei der Einführung der französischen Währung er- 
folgten Aufwertung der \Nark retten und zur Verbesse- 
rung des Betriebes verwenden. Ferner hat die loth- 
ringische Landwirtschaft heute noch die \öglichkeit, 
größere,langfristige Kredite zu mäßigem Zinsfuße auf- 
zunehmen. 

Im einzelnen ist folgendes anzuführen: 


1 


ft 


Die günstigen Boden-und klimatischen Verhält- 
nısse der lothringischen landwirtschaft geben 
dieser einen nicht einzuholenden Vorsprung 
vor der saarländischen Landwirtschaft. 


TV 


Die in Lothringen die legel bildenden mittel- 
und großbäuerlichen Betriebe gestatten eine 
vorteilhafte Anwendung sämtlicher landbau- 
maschinen und haben dädurch sehr ee ere 
Gestehangskosten. Die Kleinparzellenbetriebe 
des Saargebietes aber machen eine lohnende 
Verwendung von Maschinen unmöglich,und sınd 
daher auf die Heranziehung der die Gestehungs- 
kosten wesentlich verteuernden menschlichen 
Arbeitskraft angewiesen. 


3) Die lothringische Landwirtschaft konnte schon 
seit längerer Zeit künstliche Düngemittel zu 
bedeutend niedrigeren Preisen,als die saar- 
ländische Landwirtschaft beziehen. 


4) Der 


IA 
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4) Der lothringische Bauer kann vom Frühjahr bis 


O) 


I 


eo 


10) 


zum Herbst sein Vieh auf Susgedehnten Eyas- 
wüchsigen Weiden billıg ernähren und dadurch die 
Gestehungskosten für \ülch-und Milchprodukte 
herabmindern. Der saarländische Landwirt ist 
aber während des größten leiles des Jahres 

auf De Ihe} Van unter Beifütterung großer 
Nengen teuerer Kraftfuttermittel angewiesen. 


Die namentlich auf die Milchproduktion einge- 
stellte saarländische Landwirtschaft leide 
nicht nur unter den erhöhten Gestehungskosten 
für lilch und Küilchprodukte,sondern auch unter 
dem Pasteurisierungszwang. 


Die Verordnung über die hegelung des Stall- 
reises für !ülch, cie einen »chutz der saar- 
ändischen \ilcherzeugei bewirken sollte, 

wirkt sich in der Prayis in’s Gegenteil aus, 

weil auf Grund dieser Verordnung der Nändler 
an der lothringischen Yilch 10 Ns sche ver- 
dıenen kann, als an der saarländischen. 


Ahnlichwie bei der l\!ilcherzeugung liegen di 
Verhältnisse bei der Fleischproduktion. burc 

die Überschwemmung des heimischen Marktes mit 
auslänlcischem lastvieh ist der saarländische 
Landwirt kaum noch in der lLage,beim Verkauf 

von Schlächtvieh an die Gestehungskosten heran- 
zukommen. 


Das starke Auftreten der aus Frankreich einge- 
schleppten Naul-und Klauenseuche hat nicht nur 
en unmittelbare Verluste gezeitigt, sondern 
at unmittelbar auch durch die de der 
Järkte und die dadurch hervorgerufene &rschw 
des Absatzes.unserer landwirtschaft großen »cha- 
den zugefügt. Besonders hart betroffen wurde 
die einheimische »chweinezucht. 


Die Erzeugnisse des Obst-und Gartenbäues wurden 
durch Cie französische Konkurrenz fast gänzlich 
vom Narkte verdrängt. Der Kartoffelbau ist durch 
das Umsichgreifen des Kartoffelkrebses ernstlich 
efährdet,die Bekämpfungsmaßnahmen seitens der, 
ehörden stellen schwer schädigende kingriffe in 
die private irtschaft des Einzelnen dar,ohne 
daß Bis jetzt Entschädigungen vorgesehen sind. 


Während die Einbehaltungsverordnung den Vertrieb 
mancher landwirtschaftlichen krzeugnisse auf das 
Saargebiet beschränkt und die Freisbildung stark 


nach unten beeinflußt,ist die heimische Landwirt- 


schaft beim Bezuge von Betriebsmittel z.B._Saat- 
gut,Naschinen und Maschinenteilen auf_das heich 
ängewiesen. Die in Festwährung zu zahlenden . 
Preise werden durch die Zölle über Gebühr erhöht, 


sodaß 


chwerung 
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sodaß das Nißverhältnis zwischen den Preisen 
fir die landwirtschaftlichen Betriebsmittel 
und den Preisen der Erzeugrisse noch weiter 
verschärft wird. tiie cie Zölle,so sind auch 
die Steuem eine schwere Belastung der land- 
wirtschaft und hemmen die liettbewerbsfähig- 
keit gegenüber ver weit geringer belasteten 
lothringischen Landwirtschaft.Ganz besonders 
drückend wirken die »teuern im laufenden Jahre, 
in welchem diese für mehrere zurückliegende 
Jahre eingezogen werden. 


Durch die bestehenden Verhältnisse ist die 
saarländische Landwirtschaft in große Notgeraten, 
sodaß wir gezwungen sind, die hegierungskommission 
dringend zu bitten,geeignete liaßnahmen zur Erhal- 
tung und zum Schutze der einheimischen landwirt- 
schaft zu treffen. Vor allen Lingen mß gegen die 
erdrosselnde l\iirkung der ausländischen Konkurrenz 
etwas geschehen. Gegen den nicht immer einwand- 
freien “ettbewerb der lothringischen Nilch-was 
wiederholt von den saarländischen \ilchhöfen an- 
erkannt wurde-muß schärfer VERESBEnGEn werden. 

Die Hegieruneskommission hat diesen aus- 
ländischen "ettbewerb durch den Erlaß der "asteuri- 
sierungs-Verordnung unterstützt und dadurch siner- 
seits dem saarländischen lülcherzeuger Cie \ög- 
lichkeit genommen, seine zweifelsohne bessere 
Nileh direkt an den Verbraucher abzusetzen, äanderer- 
seits den Konsumenten zum Schaden der einheimischen 
Erzeuger gezwungen, zweifelhafte ausläncische Milch 
zu verbrauchen. "ir verlangen cie Aufhebung der 
Pasteurisierungsverordnung für saärländische Nilch. 

Die durch Hagel geschädigten landwirts sind, 
wie es im Reich imer geschieht, durch Erlaß bezw. 
Herabsetzung der Steuern wirksam zu unterstützen 
und die vom Lee betroffenen Gebiete als Notstands- 
gebiete zu erklären. 

Die jetzt zur Rückzahlung fälligen landwirt- 
schaftlichen Kredite bitten wir zu verlängern und 
in langfristige Kredite zu einem tragbaren Zinsfuß 
umzuwandeln. Die Gewährung neuer Trecite würde 
überschüssige allgemeine kelder,die heute gegen 
geringe Zinsen bei Banken untergebracht sind,einer 
wirklich produktiven Verwencung zuführen zum vegen 
nieht nur der laändwirtschaft,sondern der ganzen 
Volkswirtsch&ft. 

Die vereinigten Lokalabteilungen möchten 
zum »chluß darauf een daß auf dem Gebiete 
des landwirtschaftlichen Bildungswesens viel mehr 

etan werden mıß,als bisher. Erfahrungsgemäß hängt 
Ber Erfolg der bäuerlichen !iirtschaft von der 
Fähigkeit des Betriebsleiters ab. Alle Maßnahmen 
zur Pure rung der Landwirtschaft ,‚wie Auch alle 
staatlicherseits gemächten Aufwendungen müssen bei 
ter Ausbildung des Betriebsleiters wirkungslo 
eiben. 
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Meine Herren! Es erübrigt sich auf die angeführ- 
ten Mißstände einzugehen. Bin gesunder Bauernstanc 
ist die Grundlage einer ausreichenden Volkse mährung. 

| Er ist nieht nur allein der Groß abnehmer sehr vie- 
ler Industrieerzeugnisse,sondem er ist auch Arbeit- 
geber. Der gesunce, utgeschulte Bauernstäand ist 
gleichzeitig in der lage,fremde Arbeitskräfte zu be- 


Schäftigen ‚dagegen wird ein notleidencer Baue mstand 
Arbeitskräfte abstoßen. 


Aus diesen Gründen soll es Pflicht der Hegierungs- 
A . . N My 
kommission sein,den gestellten Anträgen voll und iR 
Kechnung zu tragen,zum Segen nicht allein der land- 
wirtschaft sondern der ganzen Volkswirtschaft. 
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Vorsitzender; ler Herr Abgeordnete Hussong hat einen Antrag 
über die Notlage der Landwirtschäf eingebrächt ‚wel- 
cher läutet: 


„Die Landwirtschaft des Saargebietes ist die- 
Jeayes "irtschaftsgruppe ‚die unter den veränder- 
ten molitischen und wirtschaftlichen Bedingungen 
der größten Not ausgesetzt ist. 

Der Bauer muß seine Erzeugnisse zu Freisen 
absetzen,die gar nicht seinen Selbstkosten ge- 
recht werden. barän ist hauptsächlich der er- 
drückende Wettbewerb der lothringischen lend- 
wirtschaft schuld,die weit geringere Gestehungs- 
kosten zu verzeichnen haben und daher seinen 
besonderen Anreiz verspürt,ihre Erzeugnisse 
nach dem Saargebiet abzusetzen. Ganz abgesehen 
davon .daß der franz’isische Staat der landwirt- 
schaft in erheblichem Umfan unmittelbar Unter- 
stützung zukommen läl,t,ist der lothringische 
Bauer unverhältnismäßig geringer besteuert,als 
der im Saargebiet wohnende. | 

Fin Bauer im Saargebiet mit einem Besitze 
von 20 lorgen land unc einen steuerbaren Ein- 
kommen von 3.970 Franken zahlte im Jahre 1489 
an Gesamtsteusr 876 Franken. 

enn man nun auch berücksichtigt,daß im Jahre 
1925 Steusrleistungen erfolgten,cie späterkin 
teilweise fortfallen,so wird doch cie jährliche 
Steuerlast,die auf einem kleinen Betrieb von 
°0 orgen ruht, auf mindestens 600 Franken zu 
veränschlagen sein. Demgegenüber braucht eın 
lothrineischer lancwirt mit einen Besitz von 
60 ha. (240 Norgen) nur eine Einkommensteuer 
von 143 Franken zu zahlen. Ändere direkte »teu- 
orn kommen für ihn nicht in Beträcht, kan ver- 

egenwärtige sich diesen gemaltigen Unterschied. 

er Fuf unserer heimischen Landwirte nach »teu- 
erermäßigung ist also Zu berechtigt. Lie hegl18- 
rung muß es sich unbedingt angelegen sein lassen, 
hier „andel zu schäffen. Lie Bereitstellung 

rößerer und langfristiger Kredite ist zwelfel- 
er, im höchsten habe wünschenswert ‚doch ist 
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eine Kreditgebahrung der hegierung schon von 
vornherein mißlungen,;wenn der Kredit dureh 

hohe Steuerleistungen sofort weggezehrt wird. 
Die landwirtscheftlichen Krsise erwarten auf 
das bestimmteste, daß die hegierung die untere 
Grenze der Vermögenssteuer heraufsetzt und bei 
den Finanzämtern dahin wirkt, daß bei der Vor- 
veraänlagung zur kinkommensteuer an Stelle der 
teilweisen willkürlichen Einschätzungen ‚ein 
Verfahren Platz greift, das den tatsächlichen 
Einkommensverhältnissen hechnung trägt. Denn 
die Steuererhebung kann sich nur nach der 
Leistungsfähigkeit der \irtschaft richten. ir 
bitten die kegierung,die \iaßnahmen des Herrn 
heichsfinanzministers sich als kichtschnur 
dıenen zu lassen,der den zu den Steuerausschüs- 
sen wählberechtigten Körperschaften anempfohlen 
hat, die gesetzlichen Berufsvertretungen zu Vor- 
schlägen ür diese Wahlen Aaufzufordern. " 


Vorsitzender: l’eine Herren! In der Yommission wurde 
einstimmiz beschlossen;cie Vorlage debattenlos 
zu verabserieden. ..., | 

„iderspruch erhebt sieh auch jetzt nicht. 
Ier stelle lisa einstivumize Annchme cer Vorlage 
und-esr gestellten Anträge Te: 
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Wir kommen zu Punkt 6 der Tagesordnung betr.: 


Meingoldhvpotheken, 


Ich erteile hierzu dem Berichterstatter, llerrn 
Abg.Lr. Sender das \ort! 


Abg,Dr.Sender(ST): eine lerren! Ich stelle fest,daß 
such bei dieser Vorlage eine debattenlose Annahme 
gewünscht worden ist. 

| Meine Herren, die Denkschrift der 
Kegierungskommission ist im allgemeinen als richtig | 
zu bezeichnen,daß seit langer zeit Klagen in der \ 
saarländischen Wirtschaft laut werden,daß cieselbe ; 
schwer zu kämpfen hat. Lie Ursache ist die "ährungs- 
verordnung,welcher einstimmiger .iderspruch zuteil 
geworden ist. "un hat man allmählich eingesehen 
daß man mit dieser Vährungsverordnung nicht weiter- 
gekommen ist und daß die saarländische “irtschaft 
auf das empfindlichste geschädigt worden ist. Der 
Iberste Gerichtshof ist nach langjähriger Überlegungen 
zu der Auffassung gekommen,daß fremde Devisen bei 
einzelnen Geschäften,auch bei Hvpothekengeschäften 
als .ertmesser dienen cdürfen.!an konnte damit zu- 
frieden sein,die Devisenhypothek eintragen zu las- 
sen. Die augenblickliche Ve rrdnung geht nun über 
die Devisenhvpotheken-Eintragungen hinaus. Der 
Entwurf sagt nämlich in seiner Begründung, Abhilfe 
der bisherigen Schwierigkeiten ist nur möglich aui 
dem „ege der Zulassung der !Feingoldkrpothek. 
| In der Kommissionssitzung des Landesrates 
waren die bürgerlichen Parteien für die Kinf'ihrung 
der Feingold-Ihpotheken,während die von mir vertre- 
tene Zartei der Auffassung war,daß die Devisenhrpo- 
theken vollkommen ausreichend seien. ich glaube 
auch, daß die Kommunistische Fraktion diese Auffas- 
sung vertreten hat. Ich bitte, mir zu berichtigen, 
wenn das nicht stimmen sollte. Das stimmt aber wohl. 
Nun meine Herren, die Linke hat sich damals von 
Grundgedanken leiten lassen und stimmte an sich 
gegen die Gewährung einer Feingold-Iyvpothek,nicht 
aber gegen die Einführung eines Gesetzes. Ich dari 
wohl noch einmal näher darauf eingehen. Ler bericht- 
erstatter hat vorgetragen, daß Leutsch- 
land die Feingolchrpothek nicht habe, jedenfalls, daß 
sie im allgemeinen nicht üblich sei. Ich verweise 
auf die Sehweiz. Es ist Pflicht, darauf hinzuweisen, 
daß die Devisenhvpothek genügt. Die bürgerlichen 
Parteien waren von dieser Darlegung nicht zu über- 
zeugen. Die Sozialdemokratische Fraktion stimmt 
also in diesem Sinne der Vorlage zu. »ie möchte 
in allen Teilen des Entwurfs das ort: „Feingoll- 
hrpothek ' durch das "ort: , Devisenhypothek ersetzt 
neh. Das zentrum hat einen Antrag eingebracht,der 
wohl nach einer Rücksprache mit Herrn Levacher 
seinerzeit als teilweise überholt gelten könnte. 
Die Zentrunsfraktion reichte nun einen 
anderen Antrag ein,der jedoch mit der Vorlage durch- 
aus 
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durchaus nicht in Zusammenhang gebracht werden kann. 
Lie Regierungskommission wird von uns in einem An- 
trag ersucht,einen Gesetzentwurf vorzulegen. Nun hat 
der landesrat in der Kommission betr. des Artikels 1 
die Auffassung vertreten, daß man hinter das Wort: 
‚„feingoldhypothek' das "ort. Devisenhypothek" ein- ; 
fügen soll&. Die iehrheit hät sich auf diese Form 
geeinigt. Das Zentrum könnte sich also heute, da _ 
sein Antrag als überholt gelten kann, dahingehend 
ee uns einen Antrag einzubringen,der 
wie folgt lauten soll: | 


„In der Verordnung soll das „ort: „leingoldhypo- 
u durch das “ort:„ Devisenhypothek" ersetzt wer- j 
en. 
Die Änderung,cie von der Handelskammer zu Saar- | 
brücken orgeschläßen wurde,einen $ 6a und 6b einzu- 
schalten,ist auch angenommen worden. | 
Die Anträge der Zentrumsfraktion haben ebenfalls 
in der Kommission einen ..icerspruch nicht gefunden. 


Vorsitzender: Das "ort hat der Herr Abg.tevaächer! 


Abg. Levacher (2): Mein lierr Kollege Sender hat hecht 
und er hat nicht recht. Er hat itecht,daß die kintra- 
gung von Hvpotheken usw. auch in fremder "ährung ge- 
macht werden dürfen. l!ier haben wir eine Fassung ge- 
funden, die wir in den Artikel hineingearbeitet haben, 


welche lautet: ‚oder einer fremden “ährung." _ 
Er irrt sich, wenn er sagt, cıe soziäldemo- 
kratische Partei habe dieser l'assung nicht zugestimnt. 


Es steht auch im Frotokoll,daß Cie Änderung einstin- 
mig vorgenommen worden ist. | 2 
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(Zuruf des Abg.Dr.Sender: Ich glaube, das 
stimmt nicht ganz |) 


lieines 'issens hat Herr Hoffmann noch die Anregung 
zu dieser lassung gegeben. 


Vorsitzender: Meine Herren! ‘ir kommen zur Abstimmung. 
je gemachten Ausführungen laufen darauf hinaus, 
daß die Vorlage einstimmig angenommen und veräab- 
schiedet werden soll. Dann fräge ich,wer ist für 
die Fassung der 2.Lesung 


" PwoZ 
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- Dafür sind Zentrum und Deutsch-Saarländische 
Volkspartei.- 


(Zuruf des Abg.Dr.Sender: ir wollen die Änderung 


anstatt: Feingoldhypothek" - „Devisenhypothek ' 
haben). 





Ne ae 


Wir kommen nun zum letzten Punkt der Tagesordnung 
betr.: 


S 
schaften mıt besenränkter Haftung. 


es W777 


Abänderung des Gesetzes betr. die Gesell- 





Herr Abg. Betz wird in Vertretung des Berichterstat- 
ters,Hermm Abg. Becker, der verreist ist,den Bericht 
bekanntgeben. 


Abg. Betz (SP): Meine Herren! Der Bericht lautet: 


» Dem Landesrat lag neben cer Verordnung eıne 
Begründung vor, aus der hervorgeht,daß infolge 
der veräncerten wirtschaftlichen Verhältnisse, 
die durch die Entwertung der gesetzlichen Wäh- 
rung des Saargebietes eingetreten sind, das_, 
bisher zur Gründung einer G.m.b.H. erforderliche 
Mindest-Stammkapital von 20.000.-Franken für 
zu niedrig erachtet wırd,insbesondere ‚wenn der 
Umstand berücksichtigt wird,daß in Wirklichkeit 
nur 1/4 dieses Kapitals einbezahlt werden muß 
sodaß heute schon mit Fr, 5 000,- eine G.m.b.H. 


gegründet werden kann. Diese Verhältnisse bring 


mißliche wirtschaftliche Konssquenzen,d& viele 
Neugründungen mit unzureichendem Kapital arbei- 
ten,nicht kreditfähig und kreditwürdig sind und 
da diese neuen G.m.b.!I. das Ansehen der alten 


G.m.b.H.zu schädigen geeignet sind. 


Die 3.und 5, Kommission des Landesrates, 


die mit der Beratung der Verordnung beauftragt 
war, hat sich.dieser Begründung nicht verschlos- 
sen und hat die Vorlage der hegierungskommissıion 
unverändert angenommen. Die Kommission schlä 
femer vor, bei Abgabe eines zustimmenden Gut- 
achtens noch folgenden Zusatz,dessen Begründung 
sich ohne weiteres ergibt. zu machen! 


_ 
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durch die 2 


keit entstanden. Die Bilanzwahrheit leidet 


bei allen Firmen. eine einwandfreie Steusr- 


Körnerschaften auf \unsch emmöglicht,ihr 
Kapıtal wieder auf die Goldgrund.age zu 
stellen bezw. ihre Eintragung in_ Gold in 
das landelsregister zu fordem. »elbstver- 
ständlich: Voraussetzung für derartig, 
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Vorsitzender: Meine Herren! Es ist abz 


- - v2. gi DT v 2 - or Y ” +) “ Bw 4 
6, Sn DR HERE NEE BEE NE LT a Te N zu. ER I, 2 ’ 
Ne ER N BE; RTRRERNE E r 
I nn gerk Eve 2 i 


a 2 WR 


umgestellte Firmen ist die Bilanzierung in Gold 
und die Abgabe einer Steuererklärung in Gold-Näh- 
rung. | 

‚ Per landesrat ist der Ansicht,daß NMaßnah- 

men,wie die in Vorstehendem geforderten auch in 

ürze in Frankreich und in den anderen Ländern 
mit bisher unstabiler Währung getroffen werden 
missen. \\enn die tegierungskommission daher die- 
se Arbeit in die Hand nımmt, wird sie lediglich 
eine Vorarbeit für eine etwaige endgültige Sta- 
bilisierung des Franken leisten." 


sozaldemokratische-und kommunistische Partej 
a 


Sich zu diesem Zusatz noch ihre Stellungnahme 
für die Vollversammlung vorbehalten. 


ustimmen über den 
anfrag,der dem Bericht des Abgeordneten Becker an- 
gefügt ist. 

Re Wird zu dem Antrag das }iort gewünscht ? 

Es ist nicht der Fall,denn darf ich annehmen, daß 
Fi$ Vorlage in diesem Sinne einstimmig verabschiedet 
#87, 

Meine Herren! Yir sind damit am Ende der 
Tagesordnung angelangt. Außerhalb der Tagesordnung 
wäre leciglich eine iteihe von Anträgen der Regie- 
Tungskommission hinüberzureichen, welche von der 
Sozialdemokratischen-und der Kommunistischen Frak- 
tion eingebracht wurden. 

ch schlage vor, eine Pause eintreten zu 
lassen. "iderspruch erhebt sich nicht. !ir treten 
dann in eine Päuse ein. 
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Wiederaufnahme der Sitzung! | 


Vorsitzender: Meine _Ücrren! Außerhalb der Tagesordnung 
sind nun eine heihe Anträge zu behandeln. Als ei- 
ligster Antrag wurde in der Besprechung der Antrag 
bezüglich der Setreuungsaktion bezeichnet. Dann 
liegt cin gemeinsamer Antrag der Sozialdemokraten 
und der Kommunisten vor und ein Antrag des Zentruns. 

Wer wünscht hierzu cas Wort ! 
Ich erteile das Wort herrn Äbg. Schneider! 


Äbg. Schneider (SP): Neine Herren! Es wird uns eben be- 
richtet,daß die Regierungskonmission dazu übergeht, 
die Not der Arbeiter,die eben in den Ausständ ge- 
treten sind, damit zu heilen, daß sie die Gumml- 
knüppel aufmarschieren läßt. Das ist aber das unge- 
eienetste Mittel, die Not zu linaem. Der Landesrat 
muß alles versuchen, was er tun kann, um die Erbit- 
terung zu beseitigen und die Notlage der Arbeiter 
zu lindern. Aus diesen Krwäpuneen eraus, ist der 
gemeinsame Antrag der Sozialdemokraten und der Kom- 
munisten entstanden. Der Landesrat kann nicht be- 
schließgnaber er kann auf Cie hegierungskommission 
einwirken, daß die ganze Betreuungsaktion in die, 
Bahn geleitet wird, daß den Ansprüchen der Notlei- 
denden gerecht wir. Notleidend sind nicht allein 
die Staatsbeamten; diese haben zwar den Vorteil,daß 4 
ihre Forderung auf einer kechtsgrundläge ruht,aber | 
die Not der Kommunalbeamten_ und Ärbeiter,cie nicht 
unter die Staatsbeanten fallen, ist mindestens. F 
ebenso groß, wie die der Staatsbeamten. Wir haben ’ 
cie bedauerliche latseche zu verzeichnen,daß ein i 
Staatsbeamter der oberen Besoldungsgruppen zU SC1- 
nem Gehalt noch eine cinmalige Beihilfe von last 
Frs.2 000.- empfängt, während 0er Arbeiter, Ange- 4 
stellte und Kommunalbeamte mit geringen Nonatsein- , 
kommen zurückbleiben muß und nichts bekommt. Das ) 
ist eine Betreuungsaktion,die uns keinenwegs befrie- 
digen kann. Ich denke vor allem an die Kentenen- 
pfänger und die Arbeitslosen,sie alle mußten zuerst 
von der Betreuungsaktion erfaßt werden da auch sie 

är die Vorbereitung zum !\eihnaor fest ein wenig 
eld in den Fingem haben ee | 
Wir verzichten dar&uf,den Antrag vorzulesen 
und glauben,daß eine einmütige Annahme erfolgen 


kann. 
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Der Antrag lautet: 









BE rn. 


ANTRAG 
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der Sozialdemokratischen Fraktion des lLandesrates 
zur | i 
Betreuungsaktion. \ 


R ‚... Der landesrat lenkt die Aufmerksamkeit 
der ESpje rang erneut auf die große Notlage der Ar- 
beiter,Angestellten,unteren Beamten, Rentenempfänger 
und Pensionäre im Saargebiet. 
| ERS Die aus dieser Notlage entstandene Erbit- 
terung ist in den letzten Wochen besonders dadurch 

 gestiegen,daß von der sogenannten Betreuungsaktion 
nur die Staatsbeanten er aßt worden sind,während die 
viel größere Zahl der Arbeiter, Angestellten und Kom- 
munal-Beamten,sowie der Kentenempfänger und Pensio- 
näre bis heute in keiner.lWeise bedacht wurden, 

Die unmittelbare Folge dieser unterschied- 
lichen Behandlung ist die ungeheuerliche Ungerechtig- 
keit,daß ein Staatsbeamter der operen Gehaltsgruppen 
zu seinem etatsmäßigen Einkommen von mehreren tausend 

Franken im Monat eine einmalige Betreuungszulage 
-erhält,während die Arbeiter,Angestellten und Kommunal- 
Beamten sowie die Rentenempfänger und Pensionäre mit 
ihrem weit Bee en Einkommen leer ausgehen. j 

‘Der Landesrat verkennt keineswegs,daß die E 
Betreuungsaktion für die Staatsbeamten auf einer recht- 
lichen Grundlage fußt. Wichtiger aber als diese for- 
male Kechtsgrundlage der staatsbeamten ist die tat- 
..sächliche Not,die in den Kreisen der Arbeiter,Ange- 
stellten und Kommunalbeamten sowie der hentenempfänger 
‘und Pensionäre ‚hinter der Not der Staatsbeamten,ins- 
.. besondere der unteren Gruppen in keiner lieise zurück- 
‚bleibt. | | ALT, 
Der Landesrat richtet daher an die Hegie- 
rungskommission das dringende Ersuchen, 
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l1.die laufende Betreuungsaktion auch auf 
die Arbeitslosen,dıe er 200 
Pensionäre sowie die »taatsarbeiter und 
Angestellten auszudehnen; 


cz 


2.die Kommunen und: privaten Arbeitgeber zu 
veranlassen,im Sinne der staatlichen de- 
treuungesaktıon ihren Arbeitem, Angestell- 
ten und Beamten,sowie den hentenempfänge mm 
und Pensionären ebenfalls eine einmalige 
Beihilfe zu gewähren. 


Darüber 
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‚ Darüber hinaus fordert der Landesrat die Re- 
gıerungskommission auf, 


l.eine erhebliche Ve ge ne der Staatsar- 
beiter und Ängestellten-Löhne vorzunehmen 
und damit auch die Privatindustrie zur 
Erhöhung der Löhne zu veranlässen; 


od 


.die Deamtenbesoldung einer grundsätzlichen 
neform zu unterziehen und dabei vor allem 
die Bezige der unteren Beämten wesentlich 
zu erhöhen. 


Vorsitzender: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Reinhard! 


Abg. Feinhard (KP): Neine Herren! Bevor ich in die Be- 
Bun dieses Antrages eingehe,stelle ich den 
ntrag: 


" Der landesrat möge beschließen,den Präsi- E 
denten des Teleee ten zu ersuchen,sich H: 
sofort mit der hegierungskomnission in Ver- 
bindung zu setzen,damit die Polizei zurück- 
gezogen wird. 


Der Herr Abgeordnete Schneider hat erwähnt, da 

man die Polizei auf die streikenden Arbeiter hetzt, 
die hier bei dem Landesrat ihr kecht suchen. Der 
Tandesrat darf es unter keinen Umständen dulden, daß 
Arbeiter,die unbewaffnet sind und die nichts Anderes 
verlangen als ihr hecht,mit Gummiknüppeln nieder- 
geschlagen werden 
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Vorsitzender: Das liort hat der Herr Abgeordnete Kiefer! 


} Abg. Kiefer (Z): Meine Herren, es ist_so gekommen in 

er Betreuungsaktion,wie.es von allen vemünitigen 
Menschen vorausgesehen worden ist. Weil die Wege, 
die begangen wurden,nicht mit den Vertretem der 
Bevölkerung vorher beraten wurden, können wir natür- 
lich nicht für die Dinge verantwortlich gemacht 
werden,die sich daraus entwickeln. Aber wir haben 
schon seitens unserer Fraktion,um auch den ee a 

erecht zu werden,die nicht von der Betreuungsak- 
Don erfaßt werden,am 20 Oktober eine Eingabe an 
die hegierungskommission gerichtet,worin verlangt 
wurde 


Ss 


l.die Löhne aller Arbeiter im Staatsbetriebe 
sofort zu erhöhen; 


»,die Löhne der Dergarbeiter BER 
den Forderungen der Gewerkschaften aufzu- 
besserm,und 


3.auf alle übrigen Unternehmer einzuwirken, 
dic Löhne in ihren Betrieben gemäß den 
Teuerungsverhältinissen zu gestalten. 


TAT. 
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Wir haben es dabei nicht bewenden lassen, sondern 
eine Abordnung unserer Fraktion hat zwischendurch 
bei der Regierungskomission,bezw. bei den Herren 
Stephens und Koßmann vorgesprochen,woselbst sie 
auf die Dinge hinwiesen,wie sie_sich entwickeln 
werden und nun ja auch entwickelt haben, dadurch, 
daß die Staatsarbeiter von der Setreuungsaktion 
ausgeschlossen wurden. Es ist der Abordnung ver- 
sprochen worden,daß man alles tun werde,um den Ar- 
beitem gerecht zu werden. \as_ seitens der hegie- 
rungskommission bezüglich der Staatsärbeiter ge- 
schehen ist, ist inzwischen bekannt geworden, Ins- 
besondere durch die Veröffentlichung in der Voiks- 
stimme. "ir können nicht sagen, daß die Bewilligung 
der Beträge,die die hegierungskonnission den Ar- 
beitem gewährt,ausreichend sei gegenüber dem,was 
die Kegierungskömmission den Beamten gegeben hat. 
Weil aber nicht bloß die Staatsarbeiter sich ın 
einer wirtschaftlichen schweren Notlage befinden, 
sondemn sämtliche Arbeitnehmer des »aargebietes 
darunter leiden,bringt unsere Fraktion loigenden 
Antrag ein: 


2 


ra 
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„Angesichts der wirtschaftlich schlechten 
lage der breiten Volksschichten im saargebiet, 
ersucht die Zentrums-Fraktion des landesrätes 
die en Fr (re ber Sozialrentnern 
und Arbeitnehmern (wozu sämtliche Arbeitnehmer 
der privaten Betriebe sowie die Arbeiter, Ange- 
stellten und Beamten der kommunaler Betriebe 

ehören) eine ausreichende Beihilfe aus \it- 

eln der landeskasse sofort auszuzahlen. Die 

Fraktion ersucht .die Beihilfe nach dem Fami- 

lienstande zu bemessen, 

Ferner ersucht sie die Regierungskommis- 

sion,daß die zuständige Kegierungsstelle be- 
auftragt wird, sofort mit den Vertretem der 

Eisenbahn--Arbeiter in Verhandlungen einzutre- 
ten und den Forderungen der Eisenbähner-Ürga- 
nisationen nächzukommen. 


IE 


"ir sind auch der Meinung, daß zu dieser llorderung 
sämtliche Arbeitnehmer des Saargebietes berechtigt 
sind,also die Beamten,die Angestellten unc cie _ 
Arbeiter, denn alle haben unter der schlechten lage 
zu leiden. Da nun durch die Entwicklung der Dinge 
die Arbeitnehmer der Staatsbetriebe demonstrieren, 
sind wir auch der lleinung, daß man nicht die 
Staatsgewalt in Anwendung bringen soll,zumal diese 
Leute rurig hier erschienen sind, um die !lilfe des 
Tandesrates in Anspruch zu nehmen. ir dürfen aber 
keineswegs vergessen daß wir hier nur Abgeordnete 
des landesrates sind. der nicht beschließen kann. 
Das muß man immer wieder herausstellen, damit 


cz 
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Ich stelle daher folgenden Antrag: 


„Der Iandesrat beschließt,den Herm Fräsi- 
denten des landesrates mit je einem Vertreter 
aller Fraktionen zu beauftragen, mit der Re- 
gierungskommission persönlich zu verhandeln. 


apmateender: Wird zu dem antrag das _Wort gewünscht‘ 
as Wort hat der Herr Äbg. Heinhard ! 


Abg. Reinhard (KP): Wir unterstützen den Antrag des 
errn Schneider und sghlagen zu gleicher Zeit vor, 
den Antrag des Herm Schneider dahin zu erweitern, 
daß man mit 5 Mitgliedern des landesrates zu der 
Regierung geht, um dort_dıie Notlage der Arbeiter zu 
begründen und den Beschluß zur Durchführung, zu 
bringen. Die Anträge habe ich im Nortlaut einge- 
reicht,sodaß sich ihre Verlesung erübrigt. 


Vorsitzender: Das ort hat Herr Abg. Kiefer! 


Abe. Kiefer (2): Der wichtigste Antrag, zu dem der 
Landesrat Stellung nehmen muß, wäre wohl der betr. 
Aufwertung und Rücklage,den die Zentrunsfraktion 
am 2.Dezember 1926 eingereicht hat, worin verlangt 
wird, den sentenbeziehern aller Berufszweige aus 
Mitteln des heiches die Differenzbeträge zu ver- 
güten. Der Antrag lautet: 


" Die Zentrumsfraktion des landesrates nimmt 
emeut Bezug auf ihre an die Kegierungskom- 
mission gerichteten Anträge betr. die Sozial- 
versicherung des Saargebietes und ersucht die 
Regierungskommission nochmals, dıesen Anträgen 
alsbald nachzukommen bezw. dem Landesrat die 
notwendigen Entwürfe vorzulegen. Die Anträge 
enthalten folgende Forderungen: 


.1.Baldige heform der gesamten Sozialversicherung 
des Säargebietes gemäß der Gestaltung der 
Sozialversicherung des üeiches; 
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2.Anpassung der Leistungen der saarländischen 
Sozialversicherung an die Leistungen der S0- 

: zualversicherung des neiches. Hier ist noch 
besonders notwendig, bis zur endgültigen Ne- 

form den geltenden NMultiplikator zu erhöhen; 
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B.gazortiee Verhandlungen mit dem französischen 
taat zwecks Neufestsetzung der Beiträge ın 
der Knappschaftsversicherung. Der heutlge 
Satz von 5,2 Prozent des durchschnittlichen 
Hauerlohnes ist völlig unzureichend zur Be- 
messung ausreichender Knappschaftsrenten. 
Auf dem Gebiete des Kanppmen: Launpans muß 
such eine Anpassung an das Reichsknappschafts- 
gesetz erfolgen. 


4, 
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4. Ergänzung des Gegenseitigkeitsabkommens 
zwischen Saargebiet und Frankreich. Das Ab- 
kommen vom 5.Mai ds.Js. zeigt sehr viele 
Mängel und benachteiligt die in Frankreich 
arbeitenden, jedoch im sargebiet wohnenden 
Arbeitnehmer. Zu den notwendigen Verhand- 
lungen sind Vertreter der Arbeitnehmer-Ür- 
ganisationen hinzuzuziehen. 


>P BANB EEE auf die privaten Pensionskassen 
zur Erzielung höherer Leistungen. 


Die Zentrumsfraktion steht nach wie vor auf dem 
Standpunkt,daß durch sofortige Rickangliederung. Obr 
saarländischen Sogiälversicherung an die des Reiches 
die beste Lösung erzielt würde. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abg. Heinharc ! 
Abg. Keinhard (KP): Ich glaube, die Ausführungen des, Ver- 


‚treters der er ee sollen besagen, daß die von 
uns eingebrachten Anträge von ihr abgelchnt werden. 
tr haben heute dem Hause eine heihe von Anträgen un- 
terbreitet,darunter einen sehr wichtigen. Ich bean- 
ee über die Anträge abstimmen zu lassen und bringe 
noc folgenden Antrag zur Verlesung. 


"Der Landesrat beschließt: | 

Die Regierungskommission zu ersuchen, die 
Beanten-Betreuungsaktion entsprechend den For- 
derungen der Arbeiterorganisätionen ın gleicher 
Höhe auch auf die Arbeitsr und Sozialrentner 
des Saargebietes auszudehnen. " 


Femer häben wir einen Antren einesbrech®, der sich mit 
den Maßnahmen befaßt, die aller Nahrscheinlichkeit 
nach, sich in den nächsten lagen in der Saarwirtschaft 
bemerkbar machen. Zum Teil können wir es heute schon 


Januar, mit großen Betriebsstillegungen ım Daargebiet 
zu rechnen ist. Aus diesem Grunde ist es notwendl8, 
daß der Landesrat auch zu diesen Dingen rechtzeiti 
Maßnahmen ergreift. "ir haben deshalb heute den Antrag 


eingebracht: 
ANTRAG 


u EEE EEE u nn U —— 


der Kommunistischen Fraktion des landesrates. 
Der Landesrat beschließt: 


Die Resierungskommission wird beauftragt,denm 
Tandesrat baldigst eine Gesetzesvorlage betr.Verbot 
von Betriebsschließungen zu unterbreiten. 


Gründe _ 


0 
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Sowohl die Da ngnerkane We Ltung wie die üb- 
rigen Unternehmer gehen dazu über,die stillegung einer 
Reihe von Betrieben zu organisieren. Diese Maßnahmen 
bringen mit sich, daß Tausende von Arbeitem mit ihren 
Familien brotlos werden. Eine Keihe von Gemeinden wer- 
den außerdem um die notwencigen Steuereinkünfte ge- | 
bracht,sodaß sie tatsächlich dem Bankrott entgegen- i 
gehen müssen, Die Gemeinden sind dann überhaupt nicht i 
mehr in der lage, die geringsten sozialen, Bolitischen 
und kulturellen Nainähmen durchzuführen. 


‚ir bitten.die übrigen Furteien, zu Ajegen 
beiden wichtigen Anträgen Stellung zu nehmen, Außerden 
möchte ich noch betonen,daß auf der Tribüne die Vertre- 
ter der Eisenbahnärbeiter anwesend sind, Ich beantrage, 
daß den Leuten gesagt wird,daß der Landesrat beschlos- 
sen hät, heute mittag um 5 Uhr bei der egierung vor- 
stellig zu werden, um dort die Forderungen der Arbeiter 
zur Durchführung zu bringen. 


Vorsitzender:_ Ich werde bezüglich dieses Punktes sofort 
bei der hegierung anfragen lassen und ich bitte die Mit 
glieder der einzelnen Parteien,die mitgehen wollen, sich 
auf dem Büro des landesrates einiinden zu wollen. 

| Die beiden Anträge des Herrm heinhard sind 
heute früh eingereicht woraen. fir haben ın der letzten 
IRA BR ONSBL LAUNE verabredet, daß Anträge wenigstens 
einige lage vor der Plenarsitzung bekannt gemacht sein 
müssen. Ich bin insofem nicht in der lage,wenn ir 
aus den feihen der Mitglieder gewünscht wird, daß die- 
selben zur Debatte gestellt werden,darüber sprechen zu 
lassen. ir können doch nicht alle paar Tage ein neues 
Verfahren einführen. 

Das "ort hat Herr Abg. Reinhard ! 
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. Abg. Reinhard (KP): Ich habe in der Kommission schon 
erklärt,daß wir einen Antrag einbringen werden, 
yor sich mit der Neuwahl der litglieder des 

andesrates befaßt. Als Begründung möchte ich 
sagen,daß die Parteien bisher stets um die &r- 
weiterung der Nechte des landesrates gekämpft 
haben. Nun ist die "ahlperiode des lAandesrätes 
verlängert worden aber keine Fartei ist offi- 
ziell gehört worden. Inwieweit inoffiziell da- 
zu »te FrnE genommen wurde, weiß ich nicht. 
Das Verhalten der übrigen Parteien zwingt uns 
zu der Auffassung,daß alle farteien einschließ- 
lich der Sozialdemokratischen diese Verlängerung 
mit der hegierungskommission beschlossen haben. 
Nenn das nicht der Fall wäre,müßten »ie unseren 
Antrage zustimmen. Sie haben bisher die Immuni- 





tät der Abgeordneten verlangt,©ie haben ferner 
BEER, dag der Jandesrat Beschlußrecht bekon- 
men soll. llijer hat nun die egierungskommission 


o 

eine Verordnung geändert,zu welcher das Haus 
nicht gehört wurde. Nach dem Versailler Vertrag 
kann die Negierungskommission nur Sesetze ändern, 
wenn der Landesrat gehört wurde. | 


(Zuruf des Staatskomissars: Das stimmt nicht) 


Staatskommissar Dr.Heim: Diese Bestimmung ist speziali- 
siert,wonach die ‚Vertreter der Devölkerung nur zu 
Änderungen der Wesetze, die vor dem 11.11.1918 
bestanden haben und zu der Linfihrung neuer »teuer- 
gesetze gehört werden müssen. 


Reinhard (KP): Meine Herren! Ich möchte betonen, 
daß wir dies nicht anerkennen können. ber !riedens- £ 
vertrag sagt ausdrücklich, daß a een r 
nur nach ARNSEDEE der gewählten Vertreter der e- - 
völkerung geschehen können.Und hier nimmt nun das E 
Haus stillschweigend hin,wenn die “egierungskon- 4 
mission eine Ep ändert,ohne den landesrat 3 
Rs} zu haben. Ich glaube diese Stellungnahme 

er übrigen Parteien ist eine faule Ausrede. Lie 
Saarbrücker zeitung hat zu berichten gewußt, daß 
die "ahlperiode des Laändesrates um l Jahr ver- 
längert worden ist. Diese Mitteilung allein müß- 
te schon schon in Empörung bringen. 
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(Zurufe: Wir sind sehr empört! )-lachen- 


Nun die andere »eite der ”ache. Draußen redet 
man den Arbeitern vor, sie hätten große politische 
wechte.lier haben Sie die politische Freiheit. Wır 
stellen fest, daß die geringste politische "rei- 
heit beseitigt ist. Sie alle sitzen hier,ohne 

ein Wort des Protestes einzubringen. 


Ich 


u 
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Ich beantrage: | 
‚Der iandesrat beschließt: h 


Die Wahlen zum landesrat sind unverzüglich | 
auszuschreiben. Die Ausschreibung muß unter { 
Dericksichtigung der Beschlüsse des landes- | 
rates über die Wahlberechtigung und \ählbar- | 


keit geschehen. | 


Gründe: 


u u 


Die hegierungskomnission hat laut Fresse- 
meldungen die jetzige "a lperiode des landes- 
rates ohne Anhörung des Hauses und entgegen 
ihrer eigenen Verordnung von 25 ,lärz 1922, 
Amtsblatt Nr.5 betr. die &rrichtung des lan- 
desrates, um ein Jahr verlängert. 

Unter Nißschtung der eigenen Verordnungen 
wercen durch diese Maßnahmen die tierktätigen 
des Saurgebietes vollständig politisch ent- 
rechtet. Laut den Sestimmungen des Vertrages 
von Versailles dürfen cie bestehenden \Vesetze 
oder Verordnungen nur nach Anhörung. cer gewähl- 
ten Vertretung geändert oder beseitigt werden. 
Die negierungskommission hat durch die Ver- 
lange rung der «ahlperiode sich sogar über 
diese »cheinrechte ces iandesrates ohne 
Weiteres hinweggesetzt. Dadurch wird der Fan- 
desrat zu einer Farce gemächt. | 

Der Landesrat erhebt gegen diese Willkür- 
herrsghaft der legierungskommission den schärf- 
sten Frotest und fordert die werktätige Devöl- 
kerung des »aargevietes auf, sich geschlossen 


egen ihre !intrechtung zu wehren. 
& 
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ejne Herren! Ich weiß nicht, wie der lierr Präsident 
des Hauses dazu kommt, ZU erklären, daß man clesen 
Antrag nicht behandeln l-önne. nenn die Sozialdemo- 
kratische Partei mit uns cer Auffassung ist, dek 

die Wahlen ausgeschrieben werden können,warun. sagen 
Sie nichts dazu 7 Warum können Sie unseren Antrag 
nicht unterstützen 7 las ist eine Entrecktung der 
Bevölkerung, gegen die wir uns mit allen “itteln 


wehren wercen. 
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Vorsitzender: len habe ledizliclh gesast,.err einkare, 
daR ich dem !ause nicht zumuten kann,cal Toez cen 
Antrag Aebattiert wire ,nachcen cer antrag erst heute 
friih eingeganzen ist, zumal wenn es sich uk einen AN 
trag von der Sedeutung "18 der vorliegende handelt. 
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nicht letzten Endes der landesrat dafür verantwort- 
ach emacht wird, wenn die Negierungskomnission den 

üunschen nicht gerecht wird, Wann wir eine parlamen-. 

arısche Körperschaft wären, wie das in übrigen län- 
dern der Fall ist, hätte sich dieser Zustand niemels 
herausgebildet. Dann wäre es auch nicht notwendig ge- 
wesen,ciese Demonstration zu wachen. 

Nir stehen weiterhin auf dem Standpunkt, daß 
die ua sna gen Regierungsstellen mit den lan. 
tionen der Eisenbahner verhandeln möge. 


Vorsitzender: Das Wort hat der Herr Abe. Reinhard ! 


Abg. Reinhard (KP): Ich beantrage noch einmäl ‚meinen 
trag vor allen änderen zur Abstimmung zu bringen. 
Ich habe beantragt, der Präsident des lLandesrates 
wird beauftragt,sich sofort mit der Regierung tele-- 
fonisch in Verbindung zu setzen und die Zurückziehung 
der Polizei zu erwirken. 


Vorsitzender: Ich frage Sie,scolil die Sitzung solange aus- 
gesetzi werden ? 


Abg. Keinhard (KP) Ich bin der Auffassung, daß ein Bei- 
sitzer die Verhandlungen weiterlührt. 


Vorsitzender: Das ort hat der Herr Abe, Hoffmann! 
Abg. Hoffmann(SP): Ich möchte mich der Auffassung des 
Herrn keinhard anschließen. 


(Zurufe: Pause einlegen!) 


Vorsitzender: Es ist beantragt, sine Fause einzulegen. 
ch lasse vorher über diesen Antrag ee 

ich das der Hegierung berichten kann. Wer ist dafür 

daß der Anregung stattgegeben wird. liderspruch er- 
hebt sich nicht. Dann werde ich mich solorü; mit der 


Regierungskommission telefonisch in’s Benehmen setzen, 


"PDaugde) 





Vorsitzender: Meine Herren! Ich kann dem Hause mitteilen, 
daß die Behauptung. die Polizei sei mit Gummikmüppel 
eingeschritten, sich els nicht richtig herausgestell 


hat. 

ir kommen nun zu den rüickständigen Anträgen 
aus der Sitzung vom 22.November 1926. Der Antrag der 
Deutsch--Saarländi schen re wire bstr. die Betreu- 
ungsaktion ist überholt und kann abgesetzt werden. 
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Vorsitzender: Femer liegt ein Antrag betr, 
Teaie fon 5% rial 


vor. Das Wort hierzu hat der Herr Staatskommis- 
sar Jr.Heim! 


Staatskommissar Dr.Heim: Meine Herren! In der letzten 
Vollversammlung hat der Herr Abg. Becker unter Be- 
zugnahme auf eine in der Saarbrücker-Zeitung ST 
schienene Veröffentlichung über angebliche 1ıB- 
stände im Fernsprechwesen v:n der &e jerungskon- 
mission Auskunft erbeten, ob tatsäch ich solche 
Nißstände bestehen, Ich habe nunmehr den Auftrag, 
Ihnen Pagene Ausführungen zu machen und, bemer- 
ke,daß ich mich bei der Beantwortung an die Aus- 
führungen der Saarbrücker-Zeitung im einzelnen 
halten werde. | 

Im Eingang des Artikels wird davon gesprochen, 
daß die Kegierungskommission auf dem Gebiet des 
Fernsprechwesens rückständlg sel. Hierzu ist fol- 
gendes zu sagen: 





Die Regierungskomission ist bestrebt ,inm 
Rahmen des Staätshaushaltes neben anderen öffent- 4 
lichen Einrichtungen auch das EerBnpPeTnNeuen. G08 3 
Bedürfnis EBERDASEED, Für die Unterhaltung und Er- 
weiterung der Fernsprechanlagen sind ım 
Btatsjahr 1924 6.160.000.-Er, 
H 1928: 7,988. fous- 
’ 1926. 10.066.050.-" 


bereitgestellt bezw. ausgegeben worden. Der Haupt- 
ee Kr rs n 
teil dieser Ausgaben entlä lt auf die in ihrer Ent- 
wicklung an erster Stelle stehende Großstadt »aar- 
brücken. Hiernach dürfte cer Vorwurf. eines kück- s 
schritts in der Erweiterung des Fernsprechwesens “ 
zurückzuweisen sein. \ 
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Ferner spricht der Artikel davon,dab durch 
die Auftragertei ung nach Frankreich Verzögerungen 
und Störungen im lelefonbetrieb entstanden Selen. 
Dies ist nicht richtig. Der Fernsprechbetrieb. hat ın ‘ 
den letzten Jahren einen S runghäften Aufschwung 8°- £ 
nommen, Die Anmeldungen au? Pe msprechanschlüsse 
Heben sich nicht allein im Saargebiet,sondern auch 
in allen Nachbarländern derart gestel ert,daß die 
Befriedigung der Anschlußsucher überall nur mit größe- 
ren Verzögerungen möglich ist. Die Abonnentenzanl 
var im April 1920 2975 und betrug im April 1IR6 
4777, Die Erweiterung des Örtsamtes Saarbrücken un 
600 Änrufzeichen ist sogleich nach Genehmigung des 
Haushaltes für 1926 in Be Nege geleitet worcen, 

Der Zuschlag für die Erstellung aleser Erweiterung 
wurde am 18.8. der Firma Siemens & Halske Berlin 
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zum Gesamtpreise von 40.600.-Rl.. ausschließlich Non- 
tagekosten erteilt. Die Firm&ä beansprucht eine Liefer- 
f{rist von 6 Monaten,die mit dem 1.3.27 abläuft. Für 
den Zuschlag an die Firma Siemens & Hälske war maßge- 
end,daß diese Firmi die erste Einrichtung des ganzen 
Amtes ,eine Erweiterung des Fernämtes und die letzte 
rweiterung des Ortsamtes in Saarbrücken im Jahre 1924 
störungslos und einwandfrei ausgeführt hat. Fraglich 
war hierbei zunächst lediglich die Lieferung der Systen- 
kabel,äls welche die Firma Siemens & Halske anfän lich 
die sehr teueren Baumwollseidenkabel angeboten hätte. 
Zur Verwendung gelangen nunmehr läckpapierkabel der 
irma Siemens & Halske. Hieraus kann der Versuch einer 
Begünstigung französischer Firmen nicht hergeleitet 
werden. las die SEGERSRFOS UEDE ger Liefertristen bei 
der Lieferung der Erdkabel betrifft,so ist festzustel- 
len,daß im Jahre 1925 tatsächlich einige Kabel mit ge- 
Fi ee Verzögerungen geliefert worden sind. Letztere 
sind ausschließlich in der damaligen Überlastung der 
Kabelwerke begründet. Im laufenden Jahre haben die 
Firmen stets rechtzeitig, in mehreren Fällen sogar mit 
verkürzter Lieferfrist geliefert. 


Desweiteren ist behauptet worden,daß die 
Beat une im Fernsprechwesen ausgeschaltet wird. 
Hierzu ist folgendes zu sagen: 


Erweiterungen des T:lefon-und Telegräphen- 
netzes werden ausschließlich näch den Vorschlägen der 
0.P.D. in den Etat aufgenommen, bei der hegierungskon- 
mission beraten und die Nittel zur ng atmen bereit- 
estellt. Eine Zurseiteschiebung der Postverwaltung 
jegt somit nicht vor. 


Auch der Vorwurf, daß Altmaterial im lelefon- 


wesen zur Verwendung gelangt sei,trifft nicht zu. Die 
Angelegenheit verhält sich wie folft: 


Im Jahre 1920 wurde das Ortsamt Saarbrücken 
um 800 Anrufzeichen erweitert. Die Arbeiten und Liefe- 
rungen wurden durch die Firma Feebag (Fernspre chänter- 
Baugesellschaft)Berlin ausgeführt. Es ist Tatsache ‚daß 
an der Erweiterungsenlage eine größere Anzahl Klinken- 
streifen nach kurzer Zeit schädhuft geworden ist,die 
auf Kosten der Lieferfirma aussewechselt wurden. Der 
Mangel ist aber zu_den Nachliri SEac Facheinupgen zu rech- 
nen,weil im Jahre 1922 die Kriegsersatzstofle noch 


nicht günz entbehrt werden konnten. 


Desweiteren spricht der Artikel von eigen- 
artieen Submissionsmethoden und der Beschaffung von. 
minderwertigen Apparaten. Diese Angelegenheit 1st wie 
folgt richtigzustellen: 


Fir 
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Fir die Anschaffung der ZB-Fermsprechapparate 
im Jahre 1924 bei der Firma Thomson-Houston war 
ausschließlich der günstige Freis ausschlaggebend. 


i Die erste Ausschreibung für die Beschaffung 

im Jahre 1926, in der nur deutsche Firmen angebo- 

ten hatten, wurde aufgehoben, weil keine günstigen 
Preise erzielt waren. 





Bei der zweiten Ausschreibung erhielt die 
Firma Thomson-llouston auf ihre von der Ausschrei- 
bung abweichenden Iype wegen des günstigen Freises 
den Zuschlag. Für die Z3-Apparate forderte sie 
258.-Frs., während die se fordernde deutsche 
Firma mit 40,20 RN ohne Zoll angeboten hatte.Lie 
Kosten für die in Betracht kommenden lose 1-4 
100 Tischgehäuse ZB,400 Tischgehäuse OB, 100 
handapparate 05,300 Techselstromwecker) an die min- 
destfordernden deutschen Firmen Lorenz und üurlt 


hätten betragen 59.760 Al umgerechnet in lranken E 
zum Kurs am lage der Berichterstattung (30.7.26). 
59760 — 3.00 Br 590.428.80 Frs. 
und zoll SR a MEER 
zusammen 64.428,80 Fra. 
Die Firma Thonson erhält 396.140.-- 


on 


mithin Unterschied? .28C.8U Hp, 
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NYit “ücksicht auf den günstigen Preis wur- 
de der Firma der Zuschlag eıteilt. 


Zur Deekune des dringenden vedärfs wurden 
bereits 100 73 und 60 OB-Anparate von deutschen 
Firmen beschafft, ferner ist die Beschalfung von 
ie 100 dieser Apparate in Aussicut fenommen, Die 3 
irma Thomson-ouston wırd zur restlosen %riullung 4 
der eingegangenen a ee angehalten und 3 
für etwäige Schäden, die der Ü.T.D.entstehen,halt- 
bar gemacht. Jahlungen sind an die Firma Ihonson- 

Mouston auf diesen Vertrag bis jetzt nieht geleistet. 
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Desweiteren spricht cer Artikel über lie zu E 
ünftire Automatisıerung ım »aargebiet. Hierzu ist 2 
folgendes zu bemerken: 


Cy 


Die Vorarbeiten für cen Neubau eines Post- 
 gebäudes sind im Sange.. Line Zrreiterung der "erm- ee. 
Sprechvermittlunssstelle ın den jetzigen Postgebäude 4 
ist ohne weiteres möglich. Ob eine Automatisierung ii 
des Ortsfernsprechnetzes erfolgen oc®r der landbe - 
trieb vorerst beibehalten wercen soll,unterliest 
noch der Prüfung.Zuf alle Fälle kaun nach Erstellung 
genannter Änlagen nit einem Fortschritt 
gerechnet 
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gerechnet werden. 


Für Automatenamt l\eunkirchen verlangte 


u in 


Siemens & Halske 385 061.35 au 


Bueerechäet in Franken zum nn. 
Kurs vom 14.7.1926 -9.19 0 000 7109-00, Prs, 


TIhomson-Houston erhält 3 B23814,49 


Unterschied ION OA Ers, 


Das Angebot Siemens & dalslke verstand 
sich aussehließlich Zoll. Die Zollkosten können 
auch nicht annähernd mängels näherer Gewichtsäan- 
gaben angegeben werden. | 


Die dehauptung, daß die Lislerung der 
Firma  Ihomson-!ouston nicht derjenigen cer deut- 
Schen labrikate entspricht, ist nicht ricktie. 
Es wurden vor der Beschaffung seitens der «wegie- 
Yunzskommission Besichtigungen im Ant ludwizs- 
hafen und Luxemburg vorgenommen. Luxexburz hat cas 
System der Firma lhomson und Mouston gewählt unc 
hät mit der Änlage sehr gute Erfahrungen gemächt. 
Eine günstige Aufnahme iand cas System Auch in 
der luxembur@ischen- Bevölkerung, und es wurce 
‚seitens eines Abgeordneten in der lLuxemburgischen 
Kammer Cie volle Zufriedenheit über die getro/fene 
Neuerung ausgesprochen. 


"as zum »chlusse noch die Benerkunz über 
falsche Sparsamkeit anlanzt, ist zu emticein,dal; 
die nirtschaftlichkeit unserer Detriebe Curch cie 
Etatsmittel begrenzt und dureh die einächläzigen 
Verwaltungsvorschrilten sichergestellt ist. 


Abg. Schmelzer (DSV) Cem lerrn Staatskoumissur zuruleue: 


“ir kommen auf die Angelegenheit zurück. .lı 
haben “aterlal,cas wir von dem verstorbene: 
OÜberpostrat Volke: erhalten haben. '. 


Vorsitzender: Das "ort hat der üerr Abe. Schneicer! 


Abe. Schneider (SP): "eine lierren! ‚Ich möchte noch ein- 


mal auf Cie Detreuunssaktion zurüclikommen. Is war 
eine irrige Information meinerseits,cenn wie ich 
eben hörte, ist keine Polizei aufreboten worden. 
ler begrüfe Cie Veinun't der 1egierunzsi.ommission, 


aber ramit Cürfte unsere Aktjon nicht erlerigt sein. 
Draußen stehen Fie »ekretäre Cer Lisenbahrer un“ .v&i 
en auf vescheil, was cer ländesrät tun „ill. Auch. 


die von uns vertretenen Urgaunisatlonen erwärten 
eine Antwort. | y | | 
Ich 
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Es liegt dann seitens der Kommunistischen Fraktion ein 
Antrag betreffen‘ Verlängerung der Amtsperiode des 
landesrates" vor. In der Sache selber ist dem Büro des 
landesrates seitens der ferierunsskommission noch keine 
Vorlage Euegengen dägegen wird mir soeben ein Erlaß 
des Herrn Präsidenten as hegierungskommission zuge- 
stellt, welcher lautet: 


ERKLASS 


‚ Nach Einsicht der Verordnung vom 24.\März 1922 
über die Errichtung des landesrätes 
n&äch Einsicht der Geschäftsordnung für den 
landesrat vom 31.Oktober 1922 ,insbesondere des 
Artikels 1 


und nach Anhörung des Vorstandes 
bestimme ich folgendes: 


ln a a a 226 Er 


Die am 18.November 1926 eröffnete Sitzungsperi- 

ode des Landesrates,cie sich auf das vierte Vierteljahr 

1926 erstreckte, wird mit dem heutigen Tage geschlossen. 
vaarbrücken,den 16.Dezember 1926 


Der Präsident der Regierungskommission. 
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Damit wird in nächster Zeit eine amtliche Ver- 
lautbarung der Regierungskommission in der vorliegenden 
Frage zu erwarten sein und die Parteien haben dann Ge- 
et sich mit der Angelegenheit zu befassen. Ich 
schließe damit Cie Sitzung. 


Schluß der Sitzung 2 Uhr. 
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